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1  Der Begriff „Grenzregion“ bezeichnet in diesem Kontext einen identifizierbaren Handlungsraum (Region), der sich durch eine oder mehrere nationalstaatliche Grenzen und 
damit durch nationalstaatliche Teilräume auszeichnet und gleichzeitig durch grenzüberschreitende Institutionen auf subnationaler Ebene repräsentiert wird (s. hierzu Schmitt-
Egner 2005). Grenzregionen sind „Subsysteme, die sich aus der horizontalen Vernetzung (und punktuellen Integration) von funktionalen Teilbereichen der jeweils in Frage 
stehenden nationalen Referenz-Systeme konstituieren“ (Beck 2010: 25). Im Gegensatz zu Grenzregionen betont die Verwendung des Begriffs „Grenzraum“ lediglich dessen 
Grenzlage, ohne dass damit ein identifizierbarer Kooperationsraum oder eine spezifische Verfasstheit gemeint ist. (aus: Hartz/Damm/Köhler 2010: 500)

Aus nationaler Perspektive liegen Grenzregionen1 „am 
Rand“, auch wenn sich durch die Entwicklung der Europä-
ischen Union seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs, dem 
Schengener Abkommen und der EU-Osterweiterung die 
Bedeutung der Grenzen im Zuge von Globalisierung und 
europäischer Integration grundsätzlich gewandelt hat. Seit 
der Etablierung der Nationalstaaten in Europa konzent-
rierten sich politische Macht und wirtschaftliches Wachs-
tum stärker auf die nationalstaatlichen Zentren. Grenz-

räume entwickelten sich zu Peripherien und blieben in 
ihrer Entwicklung gleichfalls auf nationale Kontexte orien-
tiert. Bis heute schwächt dies den Integrationsprozess in 
Grenzregionen und damit deren Wettbewerbsfähigkeit im 
Vergleich zu strukturell ähnlichen Binnenregionen. 

Dieser Effekt spiegelt sich in den nationalen Raumentwick-
lungspolitiken wider, die Grenzregionen selbst dann nicht 
angemessen berücksichtigen, wenn sich grenzüberschrei-

 1.1
eInführunG: DIe rolle Der GrenzreGIo-
nen In Der rAuMentwIcKlunGsPolItIK

Abb. 1: Raumordnungspolitisches Leitbild „Wachstum und Innovation“ des Bundes und der Länder (BBR/BMVBS 2006: 40),  
überlagert mit der schematischen Abbildung der MORO-Grenzregionen (gelb gestrichelt)
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tende Wachstumsregionen und intensive Verflechtungen 
ausbilden konnten. Im Leitbild „Wachstum und Innovati-
on“ der Raumordnung von Bund und Ländern in Deutsch-
land wird das Konzept der Metropolregionen raum-
ordnungspolitisch verankert. In diesem Kontext finden 
grenzüberschreitende Verflechtungsräume2 zwar bereits 
Erwähnung (BBR/BMVBS 2006: 44), gleichwohl spielen 
sie bislang nicht die Rolle, die ihrer Bedeutung für Wachs-
tum und Innovation sowie für das Zusammenwachsen von 
Europa gerecht wird. 

Vor dem Hintergrund der aktuellen Diskussionen um 
Metropolregionen in Deutschland, die Lissabonstrategie 
und „Europa 2020“ sowie das Ziel der territorialen Kohäsi-
on auf europäischer Ebene umzusetzen, widmete sich das 
Modellvorhaben der Raumordnung (MORO) den spezifi-
schen Entwicklungspotenzialen der großräumigen grenz-
überschreitenden Verflechtungsräume, um diesen Raum-
typ näher zu charakterisieren und stärker in den Fokus der 
nationalen und europäischen Politiken zu rücken (s. hierzu 
Hartz/Damm/Köhler 2010). 

Das „Europa im Kleinen“	

Über 30 % der Bevölkerung der erweiterten EU leben in 
Grenzräumen, die mehr als 40 % des EU-Territoriums 
einnehmen (AGEG3 2004). Hier wirken sich gesamteuro-
päische Entscheidungen oftmals direkt auf das Alltagsle-
ben der Menschen aus. Grenzregionen werden deshalb 
gerne als „Europa im Kleinen“ bezeichnet. Rückblickend 
wurden durch das Schengen-Abkommen, die Einheitliche 
Europäische Akte (EEA), den Vertrag von Maastricht und 
die Einführung des Euro im Rahmen der Währungsreform 
wichtige, der Integration dienende Schritte unternommen, 
die das Leben in Grenzregionen maßgeblich und nachhal-
tig beeinflussten. Diese Meilensteine in der Geschichte 
der EU zeigen deutliche Auswirkungen auf das „Europa im 
Großen“ und zugleich auf das Alltagsleben der Menschen 
in Grenzregionen, also das „Europa im Kleinen“. Sie waren 
und sind Motoren des funktionalen Integrationsprozes-
ses in den Grenzregionen und wichtige Voraussetzung der 
Ausbildung intensiver Verflechtungen über nationalstaatli-
che Grenzen hinweg. 

Gerade in den grenzüberschreitenden Agglomerationen 
nutzt die Bevölkerung das vielfältige Angebot an Arbeits-
plätzen und Dienstleistungen, Bildungsstätten, kulturellen 
Aktivitäten und Freizeiteinrichtungen beidseits der Gren-
ze. Dazu zählen auch speziell auf Grenzräume ausgelegte 
Infrastrukturen und Angebote wie beispielsweise bilingu-

ale Kindergärten, Ausbildungsstätten und Studiengänge. 
Die Pendlerbewegungen über nationale Grenzen hinweg 
zeugen von einer intensiven funktionalen Integration 
dieser Räume. Dies zeigt sich beispielsweise auch darin, 
dass zwar nur 7 % der EU-Bevölkerung grenzüberschrei-
tend mobil sind, aber 80 % dieser Mobilität in Grenzregio-
nen stattfindet (Euro-Institut 2010: 20).

Nationalstaatliche Grenzen: Barriere und Schnittstelle

Nationalstaatliche Grenzen wirken dennoch bis heute als 
Barrieren und als Schnittstellen. Die besondere Bedeu-
tung der äußeren Grenzen eines Staates ist dabei erst mit 
der Bildung moderner Nationalstaaten entstanden und 
hat sich in den letzten zweihundert Jahren verfestigt: „Seit 
dieser Zeit diente die Grenze sowohl im funktionellen als 
auch im symbolischen Sinne als ein konstitutives Mittel zur 
deutlichen Einfassung des eigenen Staatsgebietes und zur 
klar definierten Abgrenzung von anderen Staatseinheiten“ 
(Krocová 2007: 182). Sie kann damit als ein „Schmelztiegel 
von Handlungen, Erfahrungen und Diskursen, die Raum, 
Identität, Alterität und Transfer ständig konstruieren“ wahr-
genommen werden (Duhamelle/Kossert/Struck 2007: 11).

Die nationalstaatlichen Grenzen und unterschiedlichen 
nationalen Kulturen bedingen die Besonderheiten der 
grenzüberschreitenden Verflechtungsräume im jeweils 
nationalen Kontext. Sie begründen sowohl die spezifischen 

 1.2
BeDeutunG von 
GrenzreGIonen In euroPA

2  „Grenzüberschreitender Verflechtungsraum“ als raumordnungspolitischer Fachbegriff bezeichnet Grenzregionen mit intensiven funktionalen und räumlichen Bezügen über 
nationalstaatliche Grenzen hinweg. Die Begriffe „grenzüberschreitender metropolitaner Verflechtungsraum“ und „metropolitane Grenzregion“ werden im Bericht synonym ver-
wendet. Sie beziehen sich auf Grenzregionen mit nachweisbaren metropolitanen Standortfunktionen und umfassen Metropolräume gemäß der BBSR-Studie „Metropolräume 
in Europa“ (BBSR 2010).

3  Die Arbeitsgemeinschaft Europäischer Grenzregionen (AGEG) wurde 1971 gegründet; sie vertritt die Interessen der Grenz- und grenzüberschreitenden Regionen und betreibt 
eine aktive Informations- und Netzwerkpolitik. Mittlerweile zählt die Vereinigung 90 Mitglieder in ganz Europa; s. Website AGEG, Abruf am 3. Juni 2009
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Entwicklungschancen der Grenzregionen als außerordent-
lich vielfältige und europäisch orientierte gemeinsame 
Lebens-, Wirtschafts- und Kulturräume als auch spezifische 
Hemmnisse in der Wettbewerbs- und Handlungsfähigkeit. 
Hierzu zählen das im Einzelfall extreme Auseinanderfal-
len funktionaler und territorial-admi-
nistrativer Strukturen, Sprachbarrie-
ren, Unterschiede in den nationalen 
Planungs- und Verwaltungskulturen 
sowie Doppelstrukturen in den nationa-
len Teilräumen, die einer Bündelung der 
Kräfte in der Region entgegenstehen.

Ein Blick in die Vergangenheit zeigt, dass 
Grenzen keineswegs stabil waren und 
sich ständig geändert haben. Insbeson-
dere die Geschehnisse im 20. Jahrhun-
dert hatten eine große Bedeutung für 
Konstellation und Lage der heutigen 
Grenzregionen. Grenzregionen blicken 
damit auf eine gemeinsame histori-
sche Entwicklung zurück. Besonders 
deutlich wird dies bei Betrachtung der 
Gründe, die zur Initiierung der grenz-
überschreitenden Kooperation beigetragen haben. Gerade 
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurde die grenz-
überschreitende Kooperation als Chance zur Aussöhnung 
zwischen den ehemals verfeindeten Nationen gesehen. So 
erhoffte man sich, das verlorene Vertrauen wieder lang-
sam aufbauen zu können. In der Großregion gehen erste 
Kooperationstendenzen auf den Kohlebergbau im loth-
ringisch-saarländischen Kohlebecken zurück. Vor allem 
der einsetzende Strukturwandel in den 1960er Jahren bot 
Anlass, einen gemeinsamen Weg aus der Krise zu suchen.  
In der Bodenseeregion begann die Kooperation gleichfalls 
mit einer gemeinsamen Problemstellung: Der Bodensee 
drohte zu eutrophieren und es musste eine grenzüberschrei-
tende Lösung gefunden werden.

Wenn auch die Barrierefunktion der Staatsgrenzen 
abnimmt, so ist sie dennoch auf vielfältige Art und Weise 
spürbar und wirksam. Verschiedene Rechtssysteme und 
verschiedene Sprachen machen den Bewohnern die Gren-
ze in unterschiedlichen Alltagssituationen nach wie vor 
deutlich, dennoch haben sie gelernt, mit den inzwischen 
einerseits offenen, andererseits aber weiterhin spürbaren 
Grenzen zu leben und darin auch Chancen zu sehen: „Die 
Grenze wird zur Kontaktzone, die sich durch Zusammenar-
beit, Kooperationen, Komparativität, Integration, Vermin-
derung von Unsicherheiten und Inwertsetzung spezifi-
schen Know-hows auszeichnet“ (Feng 2003: 12). 

Im Zuge von europäischer Integration und Globalisierung 
stellt sich nun verstärkt die Frage, „ob Grenzen überholt 
sind oder ob sie neu definiert werden müssen – als komple-
xe und vielschichtige innere Grenzen einer integrierten 
Welt“ (Duhamelle/Kossert/Struck 2007: 9). Dabei gewin-

nen Akteure und Gesellschaften der Grenzräume, die mit 
ihren Logiken, Wahrnehmungen und Interaktionen einen 
differenzierten Umgang mit nationalstaatlichen Grenzen 
pflegen, an Bedeutung. Sie erbringen enorme Transfer-
leistungen zwischen nationalstaatlichen Systemen und 
reproduzieren die Grenze im Kontext lebensweltlicher 
und alltäglicher Praktiken beständig (Duhamelle/Kossert/
Struck 2007: 9).

Laboratorien der europäischen Integration

Grenzregionen sind somit Laboratorien für die europäi-
sche Integration: Es bedarf angepasster grenzüberschrei-
tender Lösungen für Probleme, die mit der Existenz der 
Grenze einhergehen (Euro-Institut 2010: 20). „So erfüllt 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im europäi-
schen Kontext zum einen eine spezifische horizontale Inte-
grationsfunktion – und zwar nicht nur in den politischen 
Diskursen der handelnden Akteure vor Ort, sondern auch 
und gerade in den Zielsetzungen der europäischen Poli-
tiken und Institutionen: das ‚Zusammenwachsen Euro-
pas an den Grenzen der Mitgliedstaaten‘, das ‚Europa der 
Bürger’, die ‚territoriale Kohäsion’ oder die ‚Europäische 
Nachbarschaftspolitik’ sind Konzepte, die sich unmittelbar 
auf die europäische Dimension der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit beziehen“ (Euro-Institut 2010: 19f ). 

Blick vom Dreiländerpunkt in Vaals Richtung Aachen (Copyright Stadt Aachen/Andreas Herrmann)
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 1.3� 
DIe entwIcKlunG Der GrenzreGIonen 
IM Kontext Der euroPäIschen PolItIK

Die „vergessenen Ecken“ an den   
europäischen Binnengrenzen

Ein verstärktes Interesse an den Grenzregionen entstand 
im Zuge der deutschen Wiedervereinigung, des Zusam-
menbruchs der ehemaligen UdSSR und den Auswirkun-
gen auf das nationalstaatliche Gefüge in Europa sowie der 
EU-Osterweiterung. Bis dahin blieben Grenzregionen eher 
ein Randthema der europäischen Politik: So merkte Alfred 
Mozer, damaliger Präsident der AGEG, in seinem Vorwort 
zu v. Malchus´ 1975 erschienenem Werk über Partnerschaft 
an europäischen Grenzen an, dass Regionalpolitik zwar zu 
den Schlagwörtern des (europäischen) Zeitgeistes gehö-
re, dieser aber durchaus nicht so europäisch sei, „dass er 
sich für Regionen interessiert, die von einer politischen 
Grenze durchschnitten werden“ (v. Malchus 1975). Mozer 
spricht von den „vergessenen Ecken“ an den europäischen 
Binnengrenzen, an denen eine aktive Regionalpolitik als 
„unerhörter Einbruch in nationale Hoheiten bewertet 
wird“. Er betont demgegenüber den grenzüberschreiten-
den Charakter der Umwelt- und Wirtschaftssysteme und 
damit die Notwendigkeit, mit dem „‚kleinen Europa’, dem 
Europa an den Grenzen, endlich zu beginnen“.

Aufbau von regionalen Kooperationsstrukturen   
in Grenzregionen

Seiner Aufforderung wurde durch die ersten Gründungen 
von großräumigen Kooperationen Rechnung getragen. 
Zu Beginn der 1970er Jahre wurden Institutionen wie die 
Regierungskommission zwischen Deutschland, Frank-
reich und der Schweiz und später die Oberrheinkonferenz 
(1975) oder die Internationale Bodensee Konferenz (1972) 
ins Leben gerufen. Der Aufbau der grenzüberschreitenden 
Kooperation geht in seiner heutigen Form auf die ersten 
institutionalisierten Kooperationsstrukturen jenes Jahr-
zehnts zurück. In den 1980er Jahren fand ein kontinuierli-
cher Ausbau der Kooperationsstrukturen statt, die zum Teil 
in der Schaffung legislativer Organe wie dem Interregiona-
len Parlamentarierrat in der Großregion (1986) mündeten. 

Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit führte in den 
folgenden Jahrzehnten zu komplexen, sich überlagernden 
Institutionalisierungsprozessen: Diese reichen von der 
Gründung informeller Arbeitsgemeinschaften und Vereins-
strukturen auf unterschiedlichen Ebenen bis zu verfassten 
„Euroregionen“ (oder Euregios), nach dem Privat- oder 

öffentlichen Recht organisierten Zusammenschlüssen 
regionaler und lokaler Körperschaften beiderseits einer 
Staatsgrenze mit eigenen administrativen, personellen und 
finanziellen Ressourcen und teilweise mit parlamentari-
scher Versammlung (AGEG 2000: A1-8, B2-22). Beispiels-
weise erhielt die Euregio Maas-Rhein 1991 – auf der Basis 
des im gleichen Jahr geschlossenen deutsch-niederländi-
schen Abkommens – eine rechtliche Grundlage in Form 
einer „Stichting“ nach niederländischem Recht. 

Neue Impulse setzte das Karlsruher Übereinkommen 
von 1996, das u.a. die Gründung grenzüberschreitender 
örtlicher Zweckverbände entlang der Grenzen zwischen 
Deutschland, Frankreich, Luxemburg und der Schweiz 
regelt, sowie die deutsch-französische Erklärung zum 
40. Jahrestag des Elysée-Vertrages von 2003, die zu einer 
Intensivierung der grenzüberschreitenden Kooperation im 
Rahmen von Eurodistrikten aufruft. Eurodistrikte beziehen 
sich dabei – im Gegensatz zu den Euregios – ausschließlich 
auf Verflechtungsräume.

Die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. Juli 2006 über den Europäischen Verbund für terri-
toriale Zusammenarbeit (EVTZ) beflügelt einmal mehr die 
Diskussion um eine konkrete Umsetzung bzw. Restruktu-
rierung rechtlich verfasster Grenzregionen. Er gilt als jüngs-
tes Instrument für die Umsetzung grenzüberschreitender 
Kooperation und dient der Überwindung der Hindernisse 
für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit. Als Instru-
ment der Zusammenarbeit auf gemeinschaftlicher Ebene 
geschaffen, wird er auf kommunaler und regionaler Ebene 
konkret umgesetzt. Vorteil des EVTZ ist, dass Kooperati-
onsverbünde Projekte für die territoriale Zusammenar-
beit umsetzen können, sei es durch Kofinanzierung der 
Gemeinschaft oder anhand von Maßnahmen der territoria-
len Zusammenarbeit auf die Initiative der Mitgliedstaaten. 
(s. Website Europäische Gesetzgebung – EVTZ)

Impulse durch die Gemeinschaftsinitiative INTERREG 

Bis 1987 standen „nur in sehr geringem Umfang Gemein-
schaftsmittel aus dem Bereich der Regionalpolitik für 
Aktionen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
zur Verfügung“ (Manthey 1992: 31). Mit der Einführung 
der europäischen Gemeinschaftsinitiative INTERREG als 
eigene Förderkulisse für grenzüberschreitende, transnatio-
nale und interregionale Zusammenarbeit in der Raument-



12

Frankreich
Deutschland

Schweiz

1

2

3

4

5

Basel

Lörrach

Freiburg

Mulhouse

Offenburg

Karlsruhe

Strasbourg

Saarbrücken

wicklung änderte sich dies grundlegend. Seit 1990 führte 
INTERREG zu einem enormen Schub an grenzüberschrei-
tenden Programmen und Strategien, Projekten und Initia-
tiven. Der INTERREG-Initiative wird eine hohe Bedeutung 
nicht nur für die konkrete Projektarbeit, sondern auch für 
die Initiierung und Weiterentwicklung von Euroregionen 
als Triebfeder für eine stärkere Vernetzung und als Koor-
dinationsplattform für grenzüberschreitende Aktivitäten 
zugeschrieben (ÖROK 2005: 30). 

INTERREG förderte sowohl auf regionaler als auch auf euro-
päischer Ebene die Erkenntnis der strategischen Notwen-
digkeit, „über eine räumlich kohärente Koordination der 
Gemeinschaftspolitiken die europäische Integration zu 
fördern“ (Battis/Kersten 2008: 7). Damit gewinnen sowohl 

die Grenzregionen als auch die Raumakteure an strategi-
scher Relevanz für die europäische Integration. 

Einbettung in die europäische Raumentwicklungspolitik

Das Europäische Raumentwicklungskonzept (EUREK) 
unterstreicht die zentrale Bedeutung der grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit und fordert eine Intensivierung der 
Bemühungen um integrierte Raumentwicklungsstrategien 
über nationalstaatliche Grenzen hinweg: „Integrierte Raum- 
entwicklungspolitik im EU-Maßstab muß die politischen 
Optionen zur Entwicklung bestimmter Gebiete so mitei-
nander kombinieren, daß nationale Grenzen und andere 
administrative Hürden keine Entwicklungsengpässe mehr 
darstellen“ (Europäische Kommission 1999: 162). 

Abb. 2: Eurodistrikte entlang der deutsch-französischen Grenze  
(Kartographie: agl auf der Basis von Geodaten des BBSR und der 
Regionen)
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Mit der Territorialen Agenda der EU (TAEU), die im Rahmen 
des Informellen Ministertreffens zur Stadtentwicklung und 
zum territorialen Zusammenhalt am 24. und 25. Mai 2007 
in Leipzig verabschiedet wurde, bekräftigten die Mitglied-
staaten nochmals das Ziel einer gemeinsamen Raument-
wicklung in Europa und zeigten eine Option zur Synchro-
nisierung der Ziele des EUREK mit den Lissabon- und 
Göteborg-Strategien auf (Ahlke/Görmar/Hartz 2007: 450). 

Zusammen mit dem Grünbuch zum territorialen Zusam-
menhalt (Kommission der europäischen Gemeinschaft 
2008) bilden das EUREK und die TAEU das Fundament 
für die Ausrichtung der Gemeinschaftspolitiken an einer 
kohärenten Entwicklung des EU-Territoriums. Mit dem 
Grünbuch stellt die Kommission – so Battis und Kers-

ten (2008: 15) – den Zusammenhang zwischen european 
governance und europäischer Raumentwicklung explizit 
her. 

Die grenzüberschreitende Kooperation besitzt somit für 
die europäische Raumentwicklung und die Ausgestal-
tung eines effektiven europäischen Binnenmarktes eine 
hohe Bedeutung; Grenzregionen werden zu „Scharnieren“ 
zwischen den nationalstaatlichen Sphären und zu „Labo-
ren“ der konkreten und erfolgreichen Umsetzung der terri-
torialen Integration (s. hierzu Euro-Institut 2010). Deshalb 
setzte sich das MORO die Aufgabe, vor dem Hintergrund 
von EUREK und TAEU sowie des Grünbuchs zum territo-
rialen Zusammenhalt die Rolle der grenzüberschreitenden 
Verflechtungsräume zu verdeutlichen. 

 1.4
AusGAnGsPunKt Des Moro: 
DAs rAuMorDnunGsPolItIsche 
leItBIlD „wAchstuM unD InnovAtIon“

Ausgangspunkt des MORO auf nationaler Ebene war die 
Diskussion um die neuen raumordnungspolitischen Leitbil-
der des Bundes und der Länder (BBR/BMVBS 2006: 8). Die 
von der Ministerkonferenz für Raumordnung im Sommer 
2006 beschlossenen Leitbilder und Handlungsstrategien 
setzen neue Akzente zur zukünftigen raumstrukturellen 
Entwicklung der Bundesrepublik und ihrer Teilräume. 

Im Rahmen der Umsetzung der Lissabon-Strategie für 
mehr Wachstum und Innovation in Europa und als eine 
Antwort auf die Herausforderungen der Globalisierung 
gewinnen großstädtische Ballungsräume an Bedeutung, 
was sich in der Neuorientierung der Raumordnungs- und 
Raumentwicklungspolitiken vieler europäischer Staaten 
nachvollziehen lässt. So stellt das Konzept der „europä-
ischen Metropolregionen“ einen zentralen Baustein des 
Leitbildes „Wachstum und Innovation“ in Deutschland 
dar. Den Metropolregionen kommt eine „Motorenfunkti-
on“ für Wachstum und Innovation sowie für die sozialen 
und gesellschaftlichen Entwicklungen in Deutschland zu. 
Regionalentwicklung soll stärker als bisher an erkennbaren 
wirtschaftlichen Kristallisationspunkten ansetzen. 

Konstitutiv für Metropolräume im raumordnungspoliti-
schen Verständnis ist eine Konzentration von Metropol-
funktionen insbesondere in den Metropolkernen, aber 
auch im engeren und weiteren metropolitanen Verflech-
tungsraum. Auf europäischer Ebene fehlt bislang eine 

einheitliche Definition von Metropolregionen; „Konstruk-
tion“ und Etablierung von Metropolregionen folgen eher 
nationalen Logiken.

Eine entscheidende Grundlage für die (neue) Geographie 
der Metropolregionen in Deutschland war die Bestimmung 
der Standorte metropolitaner Funktionen auf der Basis 
eines einheitlichen Indikatorensets (BBR 2005: 177ff ). 
Bereits im Rahmen dieser Analyse wurde festgestellt: „In 
grenznahen Gebieten liegen teilweise wichtige Metropol-
funktionen außerhalb Deutschlands“ (BBR 2005: 185), und 
in Bezug auf die Oberrheinregion wird die Option eines 
„grenzüberschreitenden europäischen Metropolraumes“ 
aufgezeigt. Diese Überlegungen fanden allerdings beim 
Konzept der Metropolregionen im Rahmen des Leitbildes 
„Wachstum und Innovation“ zunächst keine Berücksichti-
gung. Das Indikatorenset zur Bestimmung der Metropol-
funktionendichte wurde mittlerweile weiterentwickelt und 
zur Identifikation von Metropolräumen in Gesamteuropa 
genutzt, was eine neue Argumentationsbasis für metropo-
litane Grenzregionen lieferte (s. Kap. 3.5). 

Die elf europäischen Metropolregionen in Deutschland 
wurden – 1997 und 2005 – von der Ministerkonferenz für 
Raumordnung (MKRO) anerkannt. Die Regionalisierungs-
prozesse in den Metropolregionen vollziehen die raum-
ordnungspolitischen und analytischen Ansätze zwar nach, 
erfolgen letztlich aber „bottom-up“, wobei den Handlungs-
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räumen sehr unterschiedliche Governance-Modelle und 
administrative Verfassungen zugrunde liegen (Ludwig et 
al. 2008: 183f ). Grundsätzlich versuchen alle elf Metropol-
regionen, den weiteren Verflechtungsraum zu integrieren 
und damit die großräumigen Verflechtungen im Umfeld 
der Wachstumskerne abzubilden. Dabei spielen grenzüber-
schreitende Verflechtungen keine Rolle; die raumstruktu-
relle Wirkung des Leitbildes „Wachstum und Innovation“ 
bleibt damit vorwiegend binnenorientiert.

Bereits früh wurde deshalb auf eine erforderliche Weiterent-
wicklung in Bezug auf die metropolitanen Grenzregionen 
hingewiesen: „Das raumordnerische Metropolregionenkon-
zept wird u.a. vor dem Hintergrund der zunehmenden Bedeu-
tung grenzüberschreitender europäischer metropolitaner 
Verflechtungsräume, wie z.B. am Oberrhein und im deutsch-
belgisch-niederländischen Grenzraum, weiterentwickelt“ 
(BBR/BMVBS 2006: 44; s. auch Sinz 2007). 

Demgegenüber lassen die Raumentwicklungsstrategien von 
Frankreich und der Schweiz erkennen, dass grenzüberschrei-
tende Verflechtungsräume bereits Eingang in die Überlegungen 
zur Neuausrichtung des raumordnungspolitischen Systems 
gefunden haben. Diese Ansätze bleiben allerdings auf den 
engeren Umgriff der grenzüberschreitenden Agglomerationen 
beschränkt. So rief in Frankreich das Comité interministériel 
d’aménagement et de développement du territoire (CIADT) 
einen Wettbewerb aus, der Regionen dazu auffordert, sich mit 
metropolitanen Kooperationen und Projekten zu bewerben 
(DATAR 20044). 15 Regionen wurden 2005 ausgewählt, die nun 
in den nächsten Jahren die metropolitane Kooperation und 
assoziierte Projekte auf den Weg bringen – mit (finanzieller) 
Unterstützung der nationalen Ebene. Acht Regionen sind grenz-
überschreitend organisiert und beziehen die Nachbarstaa-
ten direkt mit ein, was von Seiten der Mission Opérationnelle 
Transfrontalière5 (MOT 2005: 2) als besonderer Erfolg gewertet 
worden ist. (s. auch Hartz/Damm/Köhler 2010: 503ff)
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4  DATAR (Délégation à l‘aménagement du territoire et à l‘action régionale), heute DIACT (Délégation interministérielle à l‘aménagement et à la compétitivité des territoires)
5  1997 auf die Initiative des französischen Staates hin gegründet erhält die MOT 1998 die Form eines Vereins als Austausch-Plattform für Grenzregionen. Die MOT vereint Ge-

bietskörperschaften, Akteure des Wirtschafts- und Sozialgeschehens sowie Institutionen, die an der Entwicklung grenzüberschreitender Projekte beteiligt sind, wobei diese aus 
Frankreich und neun weiteren europäischen Staaten kommen; s. Website MOT, Abruf am 3. Juni 2009

Abb. 3: Metropolitane Kooperationsräume in 
Frankreich (Kartographie: agl auf der Basis von 
Geodaten des BBSR und DATAR 2005; aus: Hartz/
Damm/Köhler 2010: 504)
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In Deutschland definieren sich die Metropolregionen im Sinne 
des Leitbildes „Wachstum und Innovation“ in ihrer Großräu-
migkeit über einen „weiteren“ metropolitanen Verflechtungs-
raum, der unterschiedliche Raumtypen und u.a. auch ländlich 
strukturierte Räume mit einschließt. Die Wachstumskerne 
sollen in dieser Logik eine Schlüsselrolle für großräumige 
Kooperationen und Wachstumsbündnisse übernehmen: „Der 
weitere metropolitane Verflechtungsraum deutet die notwen-
dige Entstehung großräumiger Verantwortungsgemeinschaf-
ten an, die für eine ausgeglichene Entwicklung aller Raumty-
pen notwendig sind“ (BBR/BMVBS 2006: 40).

Mit dem Konzept der „großräumigen Verantwortungsge-
meinschaften“ soll ein partnerschaftlicher Ansatz verfolgt 
werden, bei dem es langfristig darum geht, „die Zusammen-
arbeit von starken und schwachen Räumen zu organisieren, 
die immer stärker und großräumiger miteinander verfloch-
ten und aufeinander angewiesen sind“ (BBR/BMVBS 2006: 
58). Mit den „großräumigen Verantwortungsgemeinschaften“ 

zwischen Städten, Metropolen und ländlichen Wachstums-
regionen sowie peripheren und strukturschwachen Regio-
nen will die Raumordnung des Bundes und der Länder ein 
innovatives Instrument einer auf Entwicklung und Ausgleich 
ausgerichteten Raumordnungspolitik auf den Weg bringen. 
In einem partnerschaftlichen Miteinander dieser struktu-
rell und ökonomisch unterschiedlichen Regionstypen sollen 
alle Teilräume dazu beitragen, dass insbesondere Wachstum 
und Innovation gestärkt werden. Als wichtige Erfolgsvor-
aussetzung dieser Politik wird die Anwendung eines neuen 
Planungsverständnisses angesehen, das sowohl ebenen-
übergreifend die Zusammenarbeit der Gemeinden, Städte, 
Stadt-Umland-Regionen bis hin zu peripheren Regionen 
umfasst als auch die Kooperation von Politik, Verwaltung, 
Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft befördert. 
Unter den Arbeitsbegriffen „Überregionale Partnerschaften“, 
„Wachstumsbündnisse“ und „Verantwortungsgemeinschaft“ 
werden derzeit „bottom-up“ und projektorientiert die Chan-
cen und Möglichkeiten neuer Partnerschaften ausgelotet.

 1.5� 
DAs Moro-forschunGsfelD 
„üBerreGIonAle PArtnerschAften“ 

Im Rahmen der Diskussion um Metropolregionen und 
großräumige Verantwortungsgemeinschaften in Deutsch-
land wurde das MORO-Forschungsfeld „Überregiona-
le Partnerschaften“ 2007 gestartet. Wichtiges Ziel dieses 
MORO-Forschungsfeldes ist, den strategischen Ansatz der 
„großräumigen Verantwortungsgemeinschaften“ für die 
Umsetzung des Leitbildes „Wachstum und Innovation“ 
der Raumordnung des Bundes und der Länder nutzbar zu 
machen. Im Rahmen (über)regionaler Kooperationen und 
Partnerschaften sollen Wege für einen kreativen und inno-
vativen Umgang mit der neuen räumlichen Dimension 
und der wachsenden raumstrukturellen Komplexität von 
Metropolregionen und Verflechtungsräumen aufgezeigt 
werden. Es bedarf eines neuen Planungsverständnisses, 
das ebenen- und akteursübergreifend sowohl regions- 
als auch projektbezogene überregionale Partnerschaften 
fördert. Der Ansatz der „großräumigen Verantwortungsge-
meinschaften“ soll sich somit als neues Instrument einer 
auf Kohärenz, Entwicklung und Ausgleich orientierten 
Raumordnungspolitik etablieren. (BBR 2009b: 5)

Modellvorhaben sind für die Bundesraumordnung ein wichtiges 
Instrument zur Umsetzung eines stärker prozess-, aktions- und 
projektorientierten Planungs- und Politikverständnisses. Mehr 
Aktionen und Projekte statt Programme und Pläne lautet seit 
den 90er Jahren das Arbeitsprinzip für die räumliche Planung. 
Mit dem Aktionsprogramm "Modellvorhaben der Raumordung" 
(MORO) unterstützt das Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung (BMVBS) die praktische Erprobung und 
Umsetzung innovativer, raumordnerischer Handlungsansätze 
und Instrumente in Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft 
und Praxis, d.h. mit Akteuren vor Ort, in den Regionen. Das 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im 
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) betreut das 
Aktionsprogramm. Seine Aufgabe ist es, Erfolg versprechen-
de neue Handlungsansätze für die Praxis als Modellvorhaben 
auszuwählen, diese Vorhaben zu begleiten und aus ihnen über-
tragbare Erkenntnisse abzuleiten, den Transfer in die Praxis 
zu organisieren und Empfehlungen für Veränderungen staatli-
cher Rahmenbedingungen (gesetzliche, finanzielle) zu geben.  
(s. Website BBSR – MORO)
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Im Modellvorhaben „Überregionale Partnerschaften – 
Innovative Projekte zur stadtregionalen Kooperation, 
Vernetzung und gemeinsamen großräumigen Verant-
wortung“ wurde dieser Ansatz vertieft; die Ergebnisse 
der zweijährigen Forschungsarbeit liegen vor (BBR 2008, 
2009a; BMVBS 2010a; s. auch Website BBSR – Überregi-
onale Partnerschaften). In sieben Modellregionen, die 
sich mit Ausnahme der Bodenseeregion auf Metropolre-
gionen und deren weitere Verflechtungsbereiche bezie-
hen, wurden hierzu Beispiele für (über)regionale Part-
nerschaften zur Stärkung von Wachstum und Innovation 
konkretisiert und auf ihre Praxistauglichkeit erprobt. Das 
Modellvorhaben sollte innovative Ansätze zu den Inhalten 
und zur Steuerung großräumiger Verantwortungsgemein-
schaften aufzeigen und deren Praktikabilität in konkreten 
Projekten nachweisen. 

Das Modellvorhaben zu grenzüberschreitenden Verflech-
tungsräumen, das gleichfalls in diesem Forschungs-
feld durchgeführt wurde, vertiefte spezifische Fragen im 
Zusammenhang mit großräumigen metropolitanen Grenz-
regionen. Die Initiative wurde durch das Bundesministeri-
um für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) und 
das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) in Kooperation mit der Regio Aachen, den Regio-
nalverbänden Mittlerer Oberrhein, Südlicher Oberrhein, 
Hochrhein-Bodensee und Bodensee-Oberschwaben sowie 
dem Saarland als federführender Partner gestartet. Die 
regionalen Partner des Modellvorhabens vertreten Institu-
tionen innerhalb der Euregio Maas-Rhein, der Großregion 
SaarLorLux, der Trinationalen Metropolregion Oberrhein 
und der Bodenseeregion. Das Modellvorhaben begann 2008 
und wurde nach einer zweijährigen Laufzeit abgeschlossen. 
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 1.6� 
zIele Des Moro 
zu GrenzreGIonen 

Ziel dieses Modellvorhabens ist, die großräumigen 
grenzüberschreitenden Verflechtungsräume im Zusam-
menspiel der europäischen Stadt- und Metropolregio-
nen sowohl auf nationaler wie auch auf europäischer 
Ebene zu profilieren und zu positionieren, nicht zuletzt 
um die raumordnungspolitischen Rahmenbedingun-
gen für Grenzregionen zu verbessern. Dazu sollen die 
spezifischen Entwicklungspotenziale metropolitaner 
Grenzregionen aufgezeigt werden. Damit will die Projekt-
partnerschaft einen Beitrag zur Weiterentwicklung der 
raumordnungspolitischen Leitbilder in Deutschland leis-
ten. Gleichzeitig bewegt sie sich innerhalb des „Euro-
päischen Mehr-Ebenen-Systems“: Neben der natio- 
nalstaatlichen Ebene wird aufgrund der grenzüberschrei-
tenden Dimension unmittelbar die europäische Ebene 
adressiert; zumal sich die Region im Zuge der Regionalisie-
rung der Europäischen Strukturpolitik seit Mitte der 1990er 
Jahre als wichtige Ebene europäischer Politik etablieren 
konnte (Schmitt-Egner 2005: 29f; Staeck 1997: 38).

Zu Beginn des MORO konkretisierte die Projektpartner-
schaft die gemeinsamen Ziele (BBR 2009b; BMVBS 2010b):

Ziel 1: Selbstverständnis und Profil   
der Grenzräume stärken

Ein gemeinsames Selbstverständnis wird notwendig, um die 
Innen- und Außenwahrnehmung der großräumigen metro-
politanen Grenzregionen zu stärken und eine gemeinsa-
me Positionierung als „neuen“ Raumtyp in den Raum- 
entwicklungspolitiken auf nationaler und europäischer 
Ebene zu erreichen. Damit sollen die besonderen Merk-
male, Qualitäten und Potenziale dieser Räume aufgezeigt 
werden; schließlich geht es auch darum, auf dieser Basis 
Regionalisierungsprozesse zu vertiefen und bestehende 
Kooperationsstrukturen zu stärken. In diesem Zusam-
menhang stellte sich die Frage, wie grenzüberschreiten-
de metropolitane Verflechtungsräume „definiert“ werden 
können. 

Ziel 2: Stärken stärken – Hemmnisse abbauen:   
zentrale Handlungsfelder in der grenzüberschreitenden  
Regionalentwicklung

Grenzüberschreitende Verflechtungsräume besitzen durch 
die Grenzlage und weit reichende Erfahrungen in der 
transnationalen Kooperation besondere Chancen in der 

Raumentwicklung, sehen sich allerdings u.a. aufgrund 
von Sprachbarrieren, kulturellen Unterschieden und der 
Divergenz zwischen funktionalen und territorial-adminis-
trativen Strukturen mit Standortnachteilen konfrontiert. 
Über die spezifischen Stärken definiert sich ihr besonderer 
Beitrag zum Leitbild „Wachstum und Innovation“ und zur 
europäischen Integration. Gleichzeitig gilt es, die Wettbe-
werbs- und Handlungsfähigkeit zu verbessern. Die grenz-
überschreitenden Agglomerationen müssen sich nach 
innen und nach außen gut aufstellen, um als Wachstums-
motoren im Sinne des Leitbildes „Wachstum und Innova-
tion“ zu funktionieren. Die Projektpartnerschaft widmete 
sich deshalb der Analyse der besonderen Standortvor- und 
-nachteile der grenzüberschreitenden Verflechtungsräu-
me im regionalen Wettbewerb und identifizierte prioritäre 
Handlungsfelder. Dabei stehen eine kohärente und nach-
haltige grenzüberschreitende Regionalentwicklung, die 
Stärkung des inneren Zusammenhalts und der regionalen 
Integration im Vordergrund.

Ziel 3: „Europa im Kleinen“: Grenzüberschreitende   
Governance optimieren

Ein wesentliches Ziel zur Verbesserung der Wettbewerbs- 
und Handlungsfähigkeit sowie der Ausschöpfung regio-
naler Entwicklungspotenziale in den Grenzräumen, aber 
auch zum Abbau regionalökonomisch, sozial und kulturell 
bedingter Konflikte und Stereotype ist die Optimierung der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit und der Gover-
nancestrukturen. Dabei steht die territoriale Perspektive im 
Vordergrund. Mit Blick auf das Konzept der „großräumigen 
Verantwortungsgemeinschaften“ wird die Arbeitsteilung 
zwischen den unterschiedlichen Ebenen der grenzüber-
schreitenden Kooperation, die über verschiedene instituti-
onelle Arrangements und territoriale Zuschnitte abgebildet 
werden, näher beleuchtet. Zudem wurde die Frage nach der 
Rolle und den konkreten Aufgaben von Raumordnung und 
Regionalplanung gestellt.

Ziel 4: Vom Rand in den Fokus – Grenzregionen   
besser positionieren

Aus den Ergebnissen des MORO leiten sich Anforderun-
gen und Empfehlungen an die deutsche und europäische 
Raumordnungs- und Raumentwicklungspolitik ab. Die 
Interessen und besonderen Rahmenbedingungen metro-
politaner Grenzregionen sollen darin verdeutlicht werden, 
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auch mit Blick auf die zukünftigen Förderpolitiken. Sie sind 
Experimentierräume zur Stärkung des territorialen Zusam-
menhalts und Intensivierung der Kohäsionspolitik auf 
europäischer Ebene. Grenzregionen können durch spezifi-
sche Infrastrukturen, Angebote und Netzwerke eine Gate-
wayfunktion in den nationalen Kontexten wahrnehmen. 

Ziel 5: Im Netzwerk gemeinsam handeln

Der Initiativkreis Europäische Metropolregionen in 
Deutschland (IKM) zeigt, dass sich Regionen durch 
gemeinsame Netzwerkarbeit sowie eine kontinuierliche 

Beteiligung an der raumwissenschaftlichen und raument-
wicklungspolitischen Diskussion wirkungsvoll profilieren 
und positionieren können (s. Website IKM). Die MORO-
Partnerschaft will diesem Beispiel folgen und ein Netzwerk 
als offenes Bündnis der metropolitanen Grenzregionen 
gründen – mit dem Ziel, eine langfristige und tragfähige 
Partnerschaft zu institutionalisieren und anderen Regionen 
mit vergleichbaren räumlichen und funktionalen Struktu-
ren die Möglichkeit zur Mitarbeit zu eröffnen. Den Regi-
onen ist es ein wichtiges Anliegen, die Wahrnehmung der 
grenzüberschreitenden metropolitanen Verflechtungsräu-
me über die Netzwerkbildung zu verbessern. 

 1.7
ArBeItsProzess unD 
erGeBnIsse

Das Projekt wurde als diskursiver Arbeitsprozess gestal-
tet, in dessen Mittelpunkt Workshops und Sitzungen der 
Projektpartnerschaft standen, um die gemeinsamen Ziele 
und Forschungsleitfragen zu bearbeiten. Die Vorbereitung 
erfolgte durch das Projektmanagement, externe Expertisen 
und die am Projekt beteiligten Partner. Dem Projektmanage-
ment kam neben der organisatorischen Betreuung der Part-
nerschaft und des Arbeitsprozesses die inhaltliche Vorbe-
reitung, Auswertung und Dokumentation der Ergebnisse 
zu (BBR 2009b: 6). Expertisen zu querschnittsorientierten 
Fragestellungen und thematischen Schwerpunkten lieferten 
wichtige Grundlagen für die gemeinsame Diskussion: 

 � die Expertise „Definition und Abgrenzung grenz-
überschreitender Verflechtungsräume – Analysen zu 
Verflechtungsindikatoren und Datenverfügbarkeit in 
vier Grenzräumen“ (2009); Prof. Dr. Thorsten Wiech-
mann (TU Dresden) in Kooperation mit Dr. Robert 
Knippschild (TU Dresden) und Dr. Hélène Roth (Lyon) 

 � die Expertise „Standortvor- und -nachteile grenzüber-
schreitender Verflechtungsräume“ (2010a); Prof. Dr. 
Thorsten Wiechmann (TU Dresden) in Kooperation mit 
Dr. Robert Knippschild (TU Dresden) und Marie-Fleur 
Albecker (Paris)

 � die Expertise „Identitäten und Stereotypen in grenz-
überschreitenden Verflechtungsräumen – Das Beispiel 
der Großregion“ (2010); Antje Schönwald (Institut für 
Landeskunde im Saarland e.V.)

 � die Expertise „Die Bedeutung des INTERREG-Prozes-
ses für die grenzüberschreitende Kooperation in den 

MORO-Regionen Oberrhein und Großregion“ (2010); 
Lydia Schniedermeier (TU Dortmund)

 � die Expertise „Kooperations- und Governancestruk-
turen in grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen 
– Analyse der bestehenden grenzüberschreitenden Struk-
turen der Zusammenarbeit auf unterschiedlichen Ebenen 
und räumlichen Zuschnitten“ (2010); Dr. Joachim Beck 
und Eddie Pradier (Euro-Institut) in Kooperation mit Dr. 
Martin Unfried (EIPA), Dr. Claude Gengler (Forum Euro-
pa) und Dr. Rolf Wittenbrock (Universität des Saarlandes) 

Insgesamt wurden fünf Workshops mit unterschiedlicher 
thematischer Schwerpunktsetzung und zwei Fachtagun-
gen durchgeführt. Die Fachtagungen richteten sich an eine 
breitere Fachöffentlichkeit sowie an die politischen Akteu-
re. Ein wesentlicher Aspekt war der Austausch mit Akteurs- 
und Forschungsnetzwerken, insbesondere in den Grenzre-
gionen selbst, aber auch im europäischen Raum. 

Der Auftaktworkshop der Projektpartnerschaft fand am 
15. und 16. Dezember 2008 in Freiburg (Region Südlicher 
Oberrhein) statt. Das Ziel des Workshops war, das Aktions- 
und Forschungsprogramm für die zweijährige Laufzeit des 
Projektes zu konkretisieren. Deshalb wurden die einzelnen 
Bausteine des MORO auf der Grundlage von Thesenpapie-
ren vertieft diskutiert und somit die Weichen für die Arbeit 
der kommenden zwei Jahre gestellt. 

Die Projektpartnerschaft traf sich am 21. und 22. April 2009 
in Aachen zum zweiten Workshop. Im Mittelpunkt stand 
die Frage nach der Definition bzw. einem Indikatorenset zur 
Beschreibung der grenzüberschreitenden Verflechtungsräume.
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Der dritte Workshop am 5. und 6. November 2009 in 
Waldshut (Region Hochrhein-Bodensee) zielte darauf ab, 
die Zwischenergebnisse der SWOT-Analyse zu präsentie-
ren, diese in Arbeitsgruppen vertieft zu diskutieren und auf 
dieser Basis Handlungsfelder für eine kohärente Raument-
wicklung und zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Grenzregion zu identifizieren. 

Der vierte Workshop am 6. und 7. Mai 2010 in Friedrichs-
hafen (Region Bodensee-Oberschwaben) widmete sich 
dann den Fragen der grenzüberschreitenden Koopera-
tions- und Governancestrukturen in einer Querschnitts-
betrachtung der vier beteiligten Grenzregionen. Darauf 
aufbauend wurden Potenziale für eine Optimierung und 
gegebenenfalls eine Restrukturierung der gegenwärtigen 
grenzüberschreitenden Kooperationen auf unterschiedli-
chen Ebenen aufgezeigt. 

Beim fünften Workshop am 16. und 17. September 2010 
in Kehl (Region Südlicher Oberrhein) zog die Projekt-
partnerschaft eine Bilanz der bisherigen Arbeit vor dem 
Hintergrund der vorliegenden Expertisen und Workshoper-
gebnisse. Diese diente auch dazu, die weitere Ausrichtung 
der gemeinsamen Arbeit im Rahmen eines Netzwerks zu 
konkretisieren.

Am 25. und 26. März 2010 wurde in Bonn-Mehlem ein 
gemeinsamer Workshop der beiden MORO im Forschungs-
feld „Überregionale Partnerschaften“ organisiert – Erfah-
rungsaustausch in Bezug auf erfolgversprechende 
Organisationsstrukturen für großräumige Verantwortungs-
gemeinschaften, signalgebende Kooperationsprojekte und 
die besonderen Herausforderungen bei grenzüberschrei-
tenden Kooperationen. Bei den Metropolregionen wurde 
deutlich, dass diese zwar in erster Linie binnenstaatlich 
orientiert sind, aber vitale Interessen an einer teilweise 
sehr großräumigen grenzüberschreitenden Zusammen-
arbeit bestehen. Hierbei handelt es sich um ein breites 
Spektrum von Kooperationsinteressen, die von eher sekto-
ralen Korridorkonzepten bis hin zur Unterstützung der 
Ausbildung von Makroregionen reichen. Der Erfahrungs-
austausch offenbarte, dass die Regionen große Potenzia-
le in der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit sehen 
– sowohl für den Integrationsprozess und die territoriale 
Kohäsion als auch für Wachstum und Innovation in Europa. 

Die erste Fachtagung des MORO-Vorhabens „Überregio-
nale Partnerschaften in grenzüberschreitenden Verflech-
tungsräumen“ wurde am 30. Juni 2009 im Weltkulturerbe 
Völklinger Hütte im Saarland veranstaltet. Sie diente dazu, 
die politisch-strategischen Ziele der Initiative sowohl im 
politischen Raum als auch in der Fachöffentlichkeit bekannt 
zu machen. Erstmals wurden politische Akteure und 
Experten aus den Nachbarstaaten eingebunden. Gemein-
sam mit den Vertretern von Bund, Ländern und Regionen 

Impressionen von den Workshops (agl)
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diskutierten sie über die Zukunft der Grenzregionen mit 
Wachstumspolen (BMVBS 2010b: 5). Die Podiumsdiskus-
sion „Wohin steuern grenzüberschreitende Verflechtungs-
räume?“ wurde von Prof. Klaus Kunzmann moderiert. Die 
Gäste repräsentierten die nationale und regionale Ebene 
in Deutschland mit Julian Würtenberger (Regierungsprä-
sident, Freiburg) und Manfred Sinz (Bundesministerium 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung). Zudem waren 
die benachbarten Staaten mit Adrien Zeller (Président du 
conseil régional d´Alsace), Romain Diederich (Ministère du 
Développement durable et des Infrastructures de Luxem-
bourg) und Silvia Jost (Schweizer Bundesamt für Raument-
wicklung) vertreten. 

Die zweite Fachtagung fand am 24. November 2010 in Saar-
brücken statt. Das Thema „grenzüberschreitende Verflech-
tungsräume und territorialer Zusammenhalt in Europa“ 
bot dabei Gelegenheit, sich mit den aktuellen Initiativen zu 
metropolitanen Verflechtungsräumen und der europäischen 
Strukturpolitik nach 2013 auseinanderzusetzen. Das ESPON-
Projekt „Metroborder“6 wurde in seinen Ergebnissen für die 
Großregion vorgestellt und die Bedeutung des MORO aus 
Sicht der Bundesraumordnung beleuchtet. In einer anschlie-
ßenden Interviewrunde hatten die Vertreter der vier MORO-
Regionen Gelegenheit, die bisherige Zusammenarbeit im 
Rahmen des MORO zu reflektieren und über den zukünftigen 
Handlungsbedarf zu sprechen. Am Nachmittag lag der Fokus 
auf der europäischen Strukturpolitik. Jens Gabbe, Vorsit-
zender des Beirates der Arbeitsgemeinschaft Europäischer 
Grenzregionen (AGEG) betonte die Bedeutung von Förder-
programmen wie INTERREG, machte aber deutlich, dass 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit auch auf Eigenini-
tiativen beruhen müsse. Karl-Heinz Lambertz als Präsident 
der AGEG und Dr. Hans-Günther Clev als Direktor der Missi-
on Opérationnelle Transfrontalière (MOT) berichteten aus 
erster Hand über europäische Netzwerke der Grenzregionen. 
Mit Blick auf die Zukunft gerichtet widmeten sich der Regie-
rungspräsident von Freiburg, Julian Würtenberger, und die 
Oberbürgermeisterin der Landeshauptstadt Saarbrücken, 
Charlotte Britz, neuen Ansätzen der grenzüberschreitenden 
Kooperation: der Trinationalen Metropolregion Oberrhein 
und dem im Jahr 2010 gegründeten EVTZ Eurodistrict Saar-
Moselle. Am Ende der Fachveranstaltung gab Gerd-Rainer 
Damm als Vertreter der saarländischen Landesplanung und 
Projektleiter des MORO einen Ausblick auf die Gründung des 
Initiativkreises der metropolitanen Grenzregionen.

6  Im Rahmen des Programms ESPON 2013 wurde 2009 auf europäischer Ebene ein Projekt auf den Weg gebracht, das sich den grenzüberschreitenden polyzentrischen Metropol-
regionen („Metroborder“; Maison de la Grande Région 2009) widmet. Ziel ist, aus europäischer Perspektive die Verbreitung und Typologie grenzüberschreitender städtischer Bal-
lungsgebiete zu analysieren und im Rahmen von zwei Fallstudien zu vertiefen. Konkrete Politikempfehlungen sollen darauf abzielen, die Potenziale dieses Raumtyps zukünftig 
besser zu nutzen; s. auch Website ESPON

Impressionen von den Fachtagungen (Dirk Michler)
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  Kapitel 1 im Überblick 
Das Modellvorhaben der raumordnung 
zu Grenzregionen

Im Rahmen des Forschungsfeldes „Überregionalen Partnerschaften“ wurde das Modellvorhaben der 
Raumordnung zu Grenzregionen 2008 auf den Weg gebracht. Der vorliegende Abschlussbericht fasst 
die Ergebnisse des MORO zusammen.

Anlass des MORO war die Diskussion um die neuen raumordnungspolitischen Leitbilder des Bundes 
und der Länder. Mit den Konzepten zu europäischen Metropolregionen in Deutschland und groß-
räumigen Verantwortungsgemeinschaften bzw. überregionalen Partnerschaften setzt das Leitbild 
„Wachstum und Innovation“ neue Akzente zur zukünftigen raumstrukturellen Entwicklung der 
Bundesrepublik und ihrer Teilräume. Allerdings blieben diese Konzepte vorwiegend binnenorien-
tiert; grenzüberschreitende Verflechtungsräume fanden kaum Berücksichtigung. Das Leitbild wird 
damit der besonderen Rolle der „starken“ Grenzregionen für Wachstum und Innovation, aber auch 
für den Integrationsprozess und den territorialen Zusammenhalt in Europa nicht gerecht. Zudem 
lieferte die Weiterentwicklung der BBSR-Datenbasis zu Metropolfunktionen in Europa neue Erkennt-
nisse zur Identifikation metropolitaner Grenzregionen.

Vor diesem Hintergrund widmete sich das MORO den spezifischen Entwicklungspotenzialen groß-
räumiger metropolitaner Grenzregionen, um diesen Raumtyp näher zu charakterisieren und stärker 
in den Fokus der nationalen und europäischen Politiken zu rücken. Das Projekt wurde als diskursiver 
Arbeitsprozess gestaltet, in dessen Mittelpunkt Workshops und Sitzungen der Projektpartnerschaft 
standen, um die gemeinsamen Ziele zu bearbeiten:

1. Selbstverständnis und Profil der Grenzräume stärken

2. Stärken stärken – Hemmnisse abbauen: zentrale Handlungsfelder in der grenzüberschreitenden 
Regionalentwicklung

3. „Europa im Kleinen“: Grenzüberschreitende Governance optimieren

4. Vom Rand in den Fokus – Grenzregionen besser positionieren

5. Im Netzwerk gemeinsam handeln

Die Kooperation der MORO-Partner mündet – nach dem Vorbild des Initiativkreises Europäische 
Metropolregionen in Deutschland – in der Gründung eines Netzwerks mit dem Ziel, die Partner-
schaft zu verstetigen und anderen Regionen mit vergleichbaren räumlichen und funktionalen Struk-
turen die Möglichkeit zur Mitarbeit zu eröffnen.
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sItuAtIon von 
GrenzreGIonen

Die Moro-regionen als Beispiele für die spezifische

KAP.

« Foto: Bodensee bei Konstanz (mikelieser / photocase.com)
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Die Euregio Maas-Rhein (EMR) ist ein Zusammenschluss 
der Regionen Aachen, Belgisch-Limburg (Hasselt), Wallonie 
(Lüttich), der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens 
(Eupen) und der niederländischen Region Süd-Limburg 
(Maastricht). Drei Staaten, fünf Partnerregionen, drei Spra-
chen – eine vielfältige Drehscheibe der europäischen Eini-
gung. Der Begriff Euregio setzt sich zusammen aus den 
beiden Begriffen Europa und Region. Darunter werden 
vor allem Kooperationsverbände im Nordwesten Europas 
gefasst, die sich mit grenzüberschreitender Kooperation 
in verschiedenen Aufgabenbereichen befassen. Die Eure-
gio Maas-Rhein ist einer dieser Kooperationsverbände. 
Insbesondere die gemeinsame Geschichte des Gebietes bot 
Überlegungen zur ihrer Gründung. Sie lässt sich sogar bis 
zur Eroberung Galliens durch Julius Cäsar zurückverfolgen. 
(s. Website Universität Göttingen)7

Von den 3,9 Mio. Einwohnern der Euregio leben etwa 1,29 
Mio. in der Region Aachen – das sind die Kreise Aachen, 
Düren, Euskirchen und Heinsberg sowie die Stadt Aachen. 
Aachen ist die Stadt Karls des Großen, von hier aus entstand 
sein Reich von europäischer Dimension. Auch heute sind 
die Stadt und Region am Dreiländereck ein europäisches 
Symbol – und dies nicht nur wegen des Karlspreises, der 
wohl bedeutendsten Auszeichnung, die Europa zu verge-
ben hat, sondern auch wegen ihrer intensiven europäi-
schen und euregionalen Kooperationen. 

Die Region zeichnet sich durch eine außerordentlich hete-
rogene Struktur aus. Signifikant dafür ist beispielsweise die 
Bandbreite der Bevölkerungsdichte: Von 1 605 Einwohnern 
pro km² im Oberzentrum Aachen bis hin zu 155 EW/km² 
im überwiegend ländlich strukturierten Kreis Euskirchen 
(2006). Gleichwohl handelt es sich um einen Raum, der 
als gemeinsame Wirtschafts- und Technologieregion eine 
wirkungsvolle Dialog- und Kooperationskultur entwickelt 
hat. Dies gilt sowohl nach innen wie auch im Zusammen-
wirken mit externen Partnern.

Die Region wird von außen bislang vornehmlich über ihr 
positives Wissenschafts- und Technologieimage („Tech-
nologieregion Aachen“) im Zentrum Europas („Europa 
kommt von hier“) wahrgenommen. Dies stellt auch für die 
Zukunft einen hervorragenden Angelpunkt sowohl für die 
wirtschaftliche, als auch technologisch-innovative, wie die 

soziale und die kulturelle Weiterentwicklung der Region dar. 
Mit mehr als 250 000 Unternehmen auf einer Fläche so groß 
wie Luxemburg übersteigt die Wirtschaftskraft der Euregio 
sogar diejenige vollwertiger Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union. An vier Universitäten, zehn Fachhochschulen 
sowie unzähligen Forschungslaboratorien und Entwick-
lungszentren arbeiten nahezu 50 000 Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler und mehr als 100 000 Studierende. 

Das unverwechselbare Flair der europäischen Region 
Aachen-Maastricht-Lüttich ist Ausdruck des von Weltoffen-
heit und Traditionsbewusstsein gleichermaßen geprägten 
Miteinanders: Hightechindustrie und bedeutende Histo-
rie, Spitzenforschung und Jahrhunderte alte Kunstschätze, 
modernste Architektur und gotische Bauwerke, Naturerleb-
nis und Tourismus, vielfältige Kulturevents und Sport auf 
höchstem Niveau sind spannungsreiche Pole der Region. Das 
attraktive Umland gepaart mit hoher Wohn- und Lebensqua-
lität zu günstigen Preisen, der Sprachenvielfalt, dem inter-
nationalen Warenangebot und einer gastronomischen Güte, 
die ihresgleichen sucht, begründet das allenthalben spürbare 
Klima von heiterer „rheinisch-maasländischer“ Toleranz und 
lebendigem Einklang von Gestern, Heute und Morgen. 

Die Euregio Maas-Rhein mit ihrer über 30-jährigen Traditi-
on in der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit ist heute 
Symbol europäischer Integration – und noch viel mehr als 
das: Sie ist vor allem Keimzelle vielfältiger Kooperation in 
der Gesamtregion. Ähnlich wie andere Regionen, musste 
die heutige Euregio vor ca. 20 Jahren durch Zechenschlie-
ßungen Einbußen in der Wirtschaftskraft erfahren – nicht 
nur im deutschen Teilraum. „Aber die vorhandenen Länder-
grenzen wurden nicht nur in wirtschaftlicher, sondern auch 
in sozialer Hinsicht schon immer als entfremdend empfun-
den“ (Website Universität Göttingen). Aus diesem Grund 
kam es 1969 unter der Schirmherrschaft der Europäischen 
Gemeinschaft zu Überlegungen bezüglich des Aufbaus 
eines grenzüberschreitenden Aktionsprogramms. Bereits 
seit 1957 gab es auf niederländisch-deutschem Gebiet eine 
Euregio, die schließlich Vorbild für das 1974 entstandene 
Kooperationsprojekt war (s. Website Universität Göttingen).

Während eines offiziellen Besuchs der Stadt Maastricht 
schlug in jenem Jahr Prinzessin Beatrix vor, die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit der Regionen zu fördern. 

 2.1
eureGIo MAAs-rheIn

7  Die Beschreibung der MORO-Regionen (Kap. 2.1 bis 2.4) basiert größtenteils auf dem MORO-Info 5/1 (BBR 2009b); zusätzliche Quellen werden an entsprechender Stelle aufgeführt.
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Die Gouverneure der belgischen Provinzen Limburg und 
Lüttich, der Kommissar der Königin der niederländischen 
Provinz Limburg sowie der Regierungspräsident von Köln 
beschlossen daraufhin die Gründung einer Arbeitsgemein-
schaft, die diese Zusammenarbeit intensivieren sollte. Zwei 
Jahre später wurde ein entsprechendes Grundsatzabkom-
men geschlossen. 

Bereits 1978 gab es im Bereich des Schul- und Ausbildungs-
wesens intensive Bemühungen, die sprachlichen Barrie-
ren durch ein erweitertes Lehrangebot abzubauen; diese 
blieben jedoch überwiegend erhalten. 1981 entstand für 
die Regionen Aachen, Süd-Limburg und Belgisch-Limburg 
der erste Entwurf für das erste Grenzüberschreitende Akti-
onsprogramm – genannt GAP. Im Frühjahr 1983 entschied 
sich die Provinz Lüttich, sich ebenso an diesem Programm- 
entwurf zu beteiligen. Ein endgültiger Beschluss des 
Aktionsprogramms GAP wurde durch die Konferenz der 
Gouverneure 1986 gefasst. In diesem Dokument wurde die 
EMR als bedeutende Institution bestätigt, was besonders 
in Hinblick auf die Wirtschaft einen Fortschritt bedeutete: 
Seitdem ist die EMR ein wichtiger Gesprächspartner auf 
europäischer Ebene. Schon Mitte der 1980er Jahre leistete 
die Europäische Gemeinschaft (EG) einen (finanziellen) 
Beitrag zu einzelnen sozio-ökonomischen Projekten. Aller-

dings entwarf die EMR erst 1988 ein Programm, das von 
der EG in Höhe von 1,4 Mio. (1989) subventioniert wurde  
(s. Website Universität Göttingen).

Seit 1991 hat die Euregio Maas-Rhein, die anfangs in 
Maastricht und nun in Eupen ihren Sitz hat, eine rechtli-
che Grundlage in Form einer „Stichting“ (Stiftung) nach 
niederländischem Recht. 1992 trat die Deutschsprachige 
Gemeinschaft Belgiens der Arbeitsgemeinschaft als fünf-
te Partnerregion bei. Höchstes Entscheidungsgremium 
der Euregio Maas-Rhein ist der Vorstand, dessen unmit-
telbarer Verantwortung das Büro der Euregio Maas-Rhein 
untersteht. Zusammengesetzt ist der Stichting-Vorstand 
aus dem Kommissar der Königin der Provinz Limburg (NL), 
dem Gouverneur der Provinz Lüttich (B), dem Gouverneur 
der Provinz Limburg (B), dem Regierungspräsidenten von 
Köln (D) und dem Ministerpräsidenten der Deutschspra-
chigen Gemeinschaft Belgiens sowie jeweils drei weite-
ren Vorstandsmitgliedern der einzelnen Partnerregionen 
(Stichting Euregio Maas-Rijn 2005: o.S.).

Neben den ständigen strategischen Begleitgruppen arbei-
ten auch themengebundene und zeitlich begrenzte Fach-
ausschüsse zu bestimmten Themen. Zudem verfolgt die 
Stichting das Ziel, die Zusammenarbeit euregionaler Netz-

Daten zur euregio Maas-rhein: Beteiligte staaten: Deutschland, Belgien und Niederlande  //  Beteiligte Bundesländer, Provinzen, regio-
nen: NRW/Regio Aachen (D); Wallonie/Flandern, Province de Liège, Provincie Limburg, Deutschsprachige Gemeinschaft (B); Provincie Limburg (NL)  
//  Bevölkerung: 3,9 Mio.  //  fläche: 10 800 km²  //  Kernstädte: Aachen, Düren (D); Liège, Hasselt (B); Maastricht, Heerlen (NL)
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Abb. 5: Städtisches System in der Euregio Maas-
Rhein (Kartographie: agl auf der Basis von Geodaten 
des BBSR und der Regionen; aus: BBR 2009b: 10)
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werke wie z.B. von Universitäten, Städten, Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern, Arbeitsämtern, Handelskammern, 
Einrichtungen auf dem Gebiet der Raumordnung, der 
Jugend- und Sozialeinrichtungen, der öffentlichen Trans-
porte, des Verbraucherschutzes usw. auf- und auszubauen  
(s. Stichting Euregio Maas-Rijn 2005: o.S.) 

Ein wichtiges Beratungsorgan bei der grundlegenden 
Orientierung und demokratischen Legitimation der grenz-
übergreifenden Politik ist der Euregiorat, der am 25. Januar 
1995 konstituiert wurde. Die Mitglieder vertreten die poli-
tischen Parteien (s. Website Euregio – Euregiorat). Neben 
dem Euregiorat wurde ein Wirtschafts- und Sozialrat mit 
Vertretern der Sozialpartner etabliert. 

Im engen Verbund mit den niederländischen und belgi-
schen Partnern in der Euregio Maas-Rhein hat dieser Raum 
beste Voraussetzungen, eine Modellregion des künftigen 
Europas zu werden: Das besondere Zusammenspiel von 
Natur und Kultur der ländlichen Räume und der pulsie-
renden städtischen Zentren auf deutscher, niederländi-
scher und belgischer Seite, ihre Lage, Größe und Bevölke-
rungszahl – aber auch die ökonomische Potenz und ihre 
wissenschaftlich-technologisch fundierte Innovationskraft 
– werden der Euregio Maas-Rhein die Möglichkeit geben, 
im Kreis der großen europäischen Agglomerationsräume 
Akzente zu setzen und sich zu einer polyzentrischen Metro-
polregion zu entwickeln.

 2.2
GrossreGIon sAArlorlux

Die Großregion Saarland – Lorraine – Luxemburg – Rhein-
land-Pfalz – Région Wallonne – Communauté Française de 
Belgique und Deutschsprachige Gemeinschaft Belgiens (im 
Folgenden kurz "Großregion SaarLorLux") ist ein grenzüber-
schreitender Kooperationsraum im Kerngebiet Europas. 
Dieser Raum war über viele Jahrhunderte Spielball der terri-

torialen Ansprüche europäischer Mächte und Austragungs-
ort zahlreicher Kriege. Zudem ist er historisch durch unter-
schiedliche Grenzlagen geprägt. Auf den trennenden und 
verbindenden gemeinsamen historischen Wurzeln wurde 
seit den 1960er Jahren ein enges Kooperationsgeflecht der 
politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Zusam-

Abb. 6: Institutionelle Kooperationsstrukturen in der Euregio Maas-Rhein (EMR – Euregio Maas-Rhein; verändert)
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menarbeit aufgebaut. Heute prägen enge Wirtschaftsver-
flechtungen und vielfältige Grenzgängerströme den Raum. 
Allerdings partizipiert die Großregion trotz räumlicher 
Nähe nicht wesentlich von der transeuropäischen Entwick-
lungsachse und dem wirtschaftlichen Rückgrat Europas von 
London bis Mailand, der so genannten „Blauen Banane“. 

Die Großregion ist insgesamt räumlich sehr heterogen 
strukturiert, nur mäßig verdichtet und durch die verschie-
denen Oberzentren in den nationalen Teilräumen polyzen-
trisch organisiert. Der Stadt Luxemburg kommt dabei trotz 
ihrer vergleichsweise geringen Einwohnerzahl von rund 
85 000 auf Grund ihrer wirtschaftlichen Dynamik und ihrer 
Funktion als Sitz europäischer Institutionen eine besonde-
re Bedeutung zu. Der zentrale Ballungs- und Kernraum der 
Kooperationen wird begrenzt durch die Städte Trier, Luxem-
burg, Metz, Nancy, Saarbrücken, Kaiserslautern und Lüttich. 
Nicht wenige Agglomerationen sind funktional über Staats-
grenzen miteinander verbunden (z.B. Saarbrücken – Mosel-
le-Est) und stellen grenzüberschreitende Verflechtungsräu-
me dar. Der zentrale Ballungs- und Kernraum ist umgeben 
von ländlich-peripher geprägten Gebieten, die einen nicht 

unerheblichen Flächenanteil einnehmen. Dies spiegelt sich 
auch in einer großen Zahl von Naturparks wider, die eine 
besondere Bedeutung für den Tourismus besitzen. 

In der Großregion SaarLorLux hat die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit eine lange Tradition. In der Kern-
region Saarland, Lothringen und Luxemburg bildeten der 
wirtschaftliche Aufschwung und später der wirtschaftliche 
Niedergang von Bergbau, Eisen- und Stahlindustrie anfangs 
die zentralen Elemente nachbarschaftlicher Kooperations-
beziehungen. Die größten Probleme bei der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit bereiten die unterschied-
lichen Rechts- und Verwaltungssysteme der Teilregionen. 
Dies ist in der Großregion besonders ausgeprägt, da hier 
Luxemburg als souveräner Staat, zwei föderale deutsche 
Bundesländer, drei belgische Teilregionen und eine teil-
dezentralisierte französische Verwaltungsregion mit parti-
ell zuständigen Departements miteinander kooperieren. 

Trotz dieser Schwierigkeiten gibt es inzwischen eine Viel-
zahl von interregionalen Institutionen und Gremien und 
ein dichtes Kooperationsgeflecht. Ein erster zur Koopera-

Daten zur Großregion saarlorlux: Beteiligte staaten: Deutschland, Frankreich, Luxemburg und Belgien  //  Beteiligte Bundesländer, Provinzen, 
regionen: Rheinland-Pfalz, Saarland (D); Lothringen (F); Luxemburg (L); Wallonische Region mit der Französischen Gemeinschaft Belgiens und der Deutsch-
sprachigen Gemeinschaft Belgiens (B)  //  Bevölkerung: 11,3 Mio.  //  fläche: 65 400 km²  //  Kernstädte: Mainz, Ludwigshafen, Koblenz, Trier, Kaisers-
lautern (Rheinland-Pfalz; D); Saarbrücken (Saarland; D); Metz, Nancy (Lothringen; F); Luxemburg-Stadt (L); Charleroi, Lüttich, Namur, Mons (Wallonien; B)
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Abb. 7: Städtisches System in der Großregion Saar-
LorLux (Kartographie: agl auf der Basis von Geodaten 
des BBSR und der Regionen; aus: BBR 2009b: 12) 
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tion beitragender Schritt war die Gründung der deutsch-
französischen Regierungskommission auf nationaler 
Ebene im Jahr 1970. Auch fast 40 Jahre nach diesem, für die 
grenzüberschreitende Kooperation historischen Ereignis, 
liegt der Zuständigkeitsbereich der Regierungskommissi-
on noch immer in der Schaffung formeller Voraussetzun-
gen für die grenzüberschreitende Kooperation. Sie besteht 
aus der Delegation regionaler Vertreter der vier beteiligten 
Staaten. Wallonien als Teilregion Belgiens wurde jedoch 
erst 2005, das heißt 24 Jahre nach der vertraglichen Veran-
kerung (1981) integriert. Im Zusammenhang mit dieser 
Institution entstand ein Jahr später die Regionalkommis-
sion Saarland-Lothringen-Luxemburg-Trier/Westpfalz als 
handelndes Organ der deutsch-französischen Regierungs-
kommission auf regionaler Ebene. (s. Groß et al. 2006: 59)

Im Rahmen der regelmäßigen Gipfeltreffen der Minister-
präsidenten der Großregion SaarLorLux koordinieren die 
deutschen Bundesländer Rheinland-Pfalz und Saarland, die 
französische Region Lothringen mit ihren Départements, das 
Großherzogtum Luxemburg sowie die Region Wallonien mit 
der Französischen Gemeinschaft Belgiens und der Deutsch-
sprachigen Gemeinschaft Belgiens ihre gemeinsamen Koope-
rationsprojekte. Der 1995 eingeführte Gipfel der Großregion 
repräsentiert eine Fläche von 65 400 km² mit rund 11,3 Mio. 
Einwohnern und ist damit eine der größten Grenzregionen 
in Europa. Die Bevölkerung verteilt sich jedoch sehr unter-
schiedlich auf die Teilräume der Großregion. Im Schnitt 
liegt die Bevölkerungsdichte in der Großregion bei 173 EW/
km². Die höchste Siedlungsdichte weist dabei das Saarland 
mit 410 EW/km², die geringste Lothringen mit 99 EW/km² 
auf. Das Gipfeltreffen der Großregion bestimmt die politi-
schen Leitlinien der Kooperation und hat sich einen bera-
tenden interregionalen Wirtschafts- und Sozialausschuss  
(WSAGR) zur Seite gestellt. Das Aufgabenspektrum des  
WSAGR umfasst generell die Beschäftigung mit Problemen, 

die die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Entwick-
lungen sowie die Raumordnung betreffen. Durch Stellung-
nahmen und Beschlüsse wird versucht, eine Beseitigung der 
Missstände herbeizuführen (s. Website Großregion – WSAGR).

Auf legislativer Ebene entstand der Interregionale Parla-
mentarierrat (IPR) im Jahr 1986. Modellhaft wurden 
erstmals in der EU Parlamentarier gewählt und mit der 
Bearbeitung grenzüberschreitender Belange beauftragt. 
Obwohl keine legislativen Befugnisse bestehen, hat dieses 
Gremium bis heute Bestand und war sogar Vorbild für die 
Einführung des „Oberrheinrates“ zwischen dem Elsass, 
Baden, der Nordwestschweiz und der Südpfalz (s. Kap. 2.3). 
Der IPR setzt sich aus Mitgliedern des Regionalrats von 
Lothringen, der Abgeordnetenkammer des Großherzog-
tums Luxemburg, des Landtags von Rheinland-Pfalz, des 
Saarlandes und des wallonischen Parlaments zusammen. 
(s. Grimm 2001: 89-91; s. Website Großregion – IPR)

1997 wurde der Verein Zukunft SaarMoselle Avenir zur Förde-
rung der kommunalen grenzüberschreitenden Zusammen-
arbeit zwischen den benachbarten Städten, Gemeinden, 
Gemeindeverbänden sowie kommunalen Zweckverbänden 
aus dem Saarland und dem Département Moselle mit Sitz 
in Sarreguemines und Kooperationsbüro in Saarbrücken ins 
Leben gerufen. Mitglieder sind 26 deutsche und französische 
Gemeinden und Gemeindeverbände im Grenzraum Saarbrü-
cken/Moselle-Est. Die Erfolgsgeschichte des Vereins kann 
bis heute verfolgt werden. So wurde beschlossen, den Verein 
Zukunft SaarMoselle Avenir in einen Eurodistrikt zu überfüh-
ren. Die Unterzeichnung der gemeinsamen Erklärung zum 
Eurodistrikt Saarbrücken-Moselle-Est am 5. Mai 2004 durch 
die Präsidenten der Gemeindeverbände und Bürgermeister 
der Städte des Stadtverbandes Saarbrücken und des Dépar-
tement Moselle als Partner im Verein Zukunft SaarMoselle 
Avenir war ein weiterer Schritt in der grenzüberschreitenden 

Abb. 8: Institutionelle Kooperationsstrukturen in der Großregion SaarLorLux (Saarland, Ministerium für Inneres und Europaangelegenheiten)



29

 2.3�
trInAtIonAle 
MetroPolreGIon oBerrheIn

Das deutsch-französisch-schweizerische Grenzgebiet am 
Oberrhein stellt sich für seine Bewohner schon seit Jahr-
hunderten als ein zusammenhängender Lebensraum mit 
einer gemeinsamen und sehr bewegten Geschichte dar. Die 
Bewohner der Region sind trotz der „Trennwirkung“ des 
großen Stroms, trotz verschiedener Mentalitäten und Spra-
chen, trotz der Kriege der Vergangenheit und sich ändern-
den nationalstaatlichen Grenzen eng miteinander verbun-
den. Die gemeinsame alemannische Kultur und Tradition 
begründen den besonderen Reichtum dieser Region, in der 
Europa täglich erlebbar ist. 

Wirtschaftlich ist der Oberrheinraum dabei ein Schwerge-
wicht: Mit einer Wirtschaftskraft von 165 Milliarden Euro 
liegt die Oberrheinregion deutlich über dem westeuro-
päischen Gesamtdurchschnitt und kann mit den großen 
Metropolräumen in der Europäischen Union mithalten. 
Darüber hinaus besitzt der Oberrhein mit seinen sieben 
Universitäten und etlichen Hochschulen eine einzigartige 
Forschungs- und Bildungslandschaft. 

Der Rhein wirkt gleichzeitig als natürliche geographische 
Zäsur und als gestaltendes, gliederndes Element für den 
gesamten Oberrheinraum. Die Region, die im Osten durch 
den Schwarzwald und im Westen durch die Vogesen einge-
rahmt ist, kann dabei in vier Teilräume gegliedert werden: 

Elsass, Nordwestschweiz, Baden und Südpfalz. Mit 38,5 % 
bzw. 37,8 % der Gesamtfläche machen das Elsass und Baden 
den größten Teil aus. Die Nordwestschweiz ist mit 16,7 % 
und die Südpfalz mit 7 % an der Gesamtfläche beteiligt. 
Rund 41 % der Bevölkerung leben in Baden, 30 % im Elsass, 
23 % in der Nordwestschweiz und etwa 5 % in der Südpfalz. 
Bezüglich der Bevölkerungsdichte liegen die Nordwest-
schweiz und Baden mit jeweils 375 bzw. 297 Einwohnern 
pro km² vorn. Das Elsass (217 EW/km²) und die Südpfalz 
(201 EW/km²) sind deutlich weniger dicht besiedelt. Etwas 
mehr als ein Fünftel der Bevölkerung des Oberrheins lebt 
in den fünf Großstädten, die mehr als 100 000 Einwohner 
haben: Karlsruhe (D), Strasbourg (F), Freiburg (D), Basel 
(CH) und Mulhouse (F). 

Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit hat am Ober-
rhein bereits eine langjährige Tradition. Nach dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges entstand zunächst eine informelle 
und sektorale grenzüberschreitende Zusammenarbeit, die 
stetig ausgebaut und erweitert wurde. 

Die Unterzeichnung des Bonner Abkommens vom 22. 
Oktober 1975, in dem auch die Gebietskulisse festgelegt 
wurde, bedeutete hierbei einen Meilenstein in der grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit am Oberrhein. Die 
damit verknüpfte Bildung einer Regierungskommission zur 

Kooperation. Die eigentliche Gründung wurde jedoch erst 
am 6. Mai 2010 vollzogen (Saarbrücker Zeitung 7. Mai 2010). 
Das besondere am Eurodistrikt ist seine Struktur als Europäi-
scher Verbund für territoriale Zusammenarbeit.

Darüber hinaus kooperieren zahlreiche Kammern und 
Verbände aus Wirtschaft und Gesellschaft (z.B. Industrie- 
und Handelskammern, Handwerkskammern oder Gewerk-
schaften) mit dem Ziel, die Auswirkungen der nationalen 
Unterschiede der Wirtschafts-, Sozial- und Rechtssysteme 
abzubauen.

Zu einer wesentlichen Verbesserung der grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit hat die europäische Gemeinschaftsin-
itiative INTERREG beigetragen. Das INTERREG III C-Projekt 
„E-Bird“ förderte als Miniprogramm erstmals verschiedene 
Projekte mit Partnern aus der gesamten Großregion und 
kann damit als Wegbereiter für das inzwischen für die neue 

Förderperiode vorliegende INTERREG IV A-Programm zur 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in der Großregion 
angesehen werden.

Grundsätzliches Ziel der grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit ist es, gemeinsamen Problemstellungen koordi-
niert und abgestimmt zu begegnen und regionale Ungleich-
gewichte abzubauen. Sie verfolgt das Ziel, die Verständigung 
und das Zusammenleben der Menschen über die Grenzen 
hinweg zu verbessern und einen Mehrwert aus der Grenz-
lage zu generieren. Die Teilräume gewinnen durch die 
Kooperation, da sie von der nationalen Randlage ins Zent-
rum der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit gerückt 
werden und damit auch nach außen ein stärkeres Gewicht 
erhalten. Mit dem Zukunftsbild 2020 wurde 2003 auf dem 7. 
Gipfel eine gemeinsame Grundlage verabschiedet, um die 
Großregion als gemeinsamen Handlungsraum zu begreifen 
und zu gestalten. 
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Abb. 9: Städtisches System in der Trinationalen 
Metropolregion Oberrhein (Kartographie: agl auf der 
Basis von Geodaten des BBSR und der Regionen; aus: 
BBR 2009b: 14) 

Daten zur trinationalen Metropolregion oberrhein: Beteiligte staaten: Deutschland, Schweiz und Frankreich  //  Beteiligte Bundesländer, 
Provinzen, regionen: Regionen Mittlerer Oberrhein, Südlicher Oberrhein und Hochrhein-Bodensee (mit den Landkreisen Lörrach und Waldshut), Landkrei-
se Südliche Weinstraße und Germersheim sowie die kreisfreie Stadt Landau in der Südpfalz, die Verbandsgemeinden Dahner Felsenland und Hauenstein 
der Region Westpfalz (D); Kantone Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Aargau, Jura und Solothurn (CH); Region Alsace (Départements Bas-Rhin und Haut-Rhin; 
F)  //  Bevölkerung: 5,9 Mio.  //  fläche: 21 500 km²  //  Kernstädte: Karlsruhe, Freiburg im Breisgau (D); Strasbourg, Mulhouse (F); Basel (CH)

Prüfung und Lösung von nachbarschaftlichen Fragen in der 
Oberrheinregion gab den vorherigen informellen Abstim-
mungen einen institutionellen Rahmen. 

Um die Regierungskommission bei ihrer Aufgabe zu unter-
stützen, wurden zwei Regionalausschüsse für das nörd-
liche und südliche Einzugsgebiet eingesetzt. Zum ersten 
Mal gaben die deutsche, französische und schweizeri-
sche Regierung ihrem gemeinsamen Wunsch Ausdruck, 
die grenzüberschreitende regionale Zusammenarbeit zu 
organisieren, regelmäßige Kontakte zu pflegen und sich 
gemeinschaftlich mit grenzüberschreitenden Fragen, die 
alle Partner betreffen, zu beschäftigen.

Am 21. November 1991, anlässlich der dritten gemeinsamen 
Sitzung der beiden Ausschüsse, erfolgte die Zusammen-
führung der Regionalausschüsse zur Deutsch-französisch-
schweizerischen Oberrheinkonferenz. Die Konferenz wurde 
somit zum zentralen Informations- und Koordinationsorgan 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit am Oberrhein.

Die Oberrheinkonferenz bietet rund 600 Fachleuten aus den 
Partnerverwaltungen der Region eine ständige Plattform 
und richtet zu den von ihr behandelten Themen trinational 
besetzte ständige Arbeitsgruppen ein. Die deutschen, fran-
zösischen und schweizerischen Partnerbehörden stellen 
ihre Fachleute zur Verfügung, um im Rahmen der Arbeits-
gruppen Projekte der Oberrheinkonferenz zu planen und 
die Beschlüsse der Konferenz umzusetzen. Zurzeit sind 
neun Arbeitsgruppen – mit ca. 40 Expertenausschüssen – 
für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Rahmen 
der Oberrheinkonferenz tätig (Erziehung und Bildung, 
Gesundheit, Jugend, Katastrophenhilfe, Kultur, Raumord-
nung, Umwelt, Verkehr, Wirtschaft). Darüber hinaus wurde 
im Januar 2007 eine neue, fachübergreifende Kommission 
Klimaschutz eingerichtet. 

Der Oberrheinrat wurde am 16. Dezember 1997 gegründet 
und stellt als politische grenzüberschreitende Instanz zur 
gegenseitigen Information und politischen Absprache das 
„Parlament“ des Oberrheins dar. Dessen Beschlüsse werden 
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von vier Kommissionen (Wirtschaft-Arbeitsmarkt, Verkehr-
Raumordnung, Landwirtschaft-Umwelt, Kultur-Jugend-
Ausbildung) vorbereitet. Neben der Entwicklung und 
Vertiefung des Austauschs im Bereich der politischen grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit und der Unterstützung 
sämtlicher Initiativen zur Entwicklung von grenzüber-
schreitenden Projekten auf Regional- und Kommunalebene 
ist das Hauptziel des Oberrheinrates die politische Beglei-
tung der Arbeiten der Oberrheinkonferenz. Beide Institu-
tionen – Oberrheinkonferenz und Oberrheinrat – leisten 
dadurch einen großen Beitrag zur harmonischen und kohä-
renten Entwicklung des gesamten Oberrheinraums.

Neu in der Diskussion um die institutionelle Landschaft 
ist die Trinationale Metropolregion Oberrhein (TMO). Auf 
der Basis umfangreicher fachlicher und politischer Vorar-
beiten der Regionalverbände in den Jahren 2005 bis 2007 
beschloss der 11. Dreiländerkongress im Januar 2008 die 
Oberrheinregion zu einer Trinationalen Metropolregion 
weiter zu entwickeln. Um die Bestrebungen voranzutrei-

ben hat die Oberrheinkonferenz den Aufbaustab „Trinati-
onale Metropolregion“ ins Leben gerufen, der den Kontakt 
zwischen den Akteuren der Metropolregion im Mandats-
gebiet der Oberrheinkonferenz verstärken soll. Der Grün-
dungsakt „Trinationale Metropolregion Oberrhein“ fand 
am 09.12.2010 in Offenburg auf Initiative und Mitwirkung 
der Auswärtigen Ämter der Französischen Republik, der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft sowie der Bundesre-
publik Deutschland statt. 

Auf der teilräumigen Ebene der Oberrhein-Institutionen 
bildeten sich seit dem Jahr 2003 insgesamt vier Eurodist-
rikte: Eurodistrict REGIO PAMINA, Eurodistrikt Strasbourg-
Ortenau, Eurodistrikt Region Freiburg/Centre et Sud Alsace 
sowie der Trinationale Eurodistrict Basel. 

Zusätzlich zu den über die Jahrzehnte geschaffenen grenz-
überschreitenden Institutionen wurden viele INTERREG-
Projekte ins Leben gerufen, aus denen teils wiederum insti-
tutionelle Kooperationsstrukturen hervorgegangen sind.

Abb. 10: Institutionelle 
Kooperationsstrukturen in der 
Trinationalen Metropolregion 
Oberrhein (Deutsch-französisch-
schweizerische Oberrheinkonfe-
renz; verändert) 

 2.4
BoDenseereGIon

Der Verflechtungsraum Bodensee befindet sich zwar aus 
geographischer Sicht in einer zentralen Lage Europas; seine 
nationalen Teilräume liegen jedoch nicht nur fernab der 
Hauptstädte Berlin, Wien und Bern, sondern auch peripher 
zu den benachbarten Stadt- und Metropolregionen (Zürich, 
Stuttgart, München, Trinationale Metropolregion Oberrhein). 
Wenngleich der Bodensee der Region ihren Namen gibt und 
ein entscheidender Auslöser für die grenzüberschreitende 
Kooperation war und ist, besitzt die Region kein eindeutiges 

Zentrum. Die Siedlungsstruktur ist mit einer Vielzahl kleinerer 
und mittlerer Zentren weitgehend polyzentrisch, im Südwes-
ten des Bodenseeraums wird sie jedoch von einer internatio-
nal bedeutsamen Agglomeration geprägt – der Metropolregi-
on Zürich. Die besondere raumstrukturelle Vielfalt zeigt sich 
in der engen Nachbarschaft dynamischer Wirtschaftszentren, 
dicht besiedelter Teilräume und ländlich strukturierter Gebie-
te, in denen die Landwirtschaft bis heute eine prägende Rolle 
spielt. Die im Süden gelegenen Alpen stellen eine natürliche 
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Barriere der Raumentwicklung dar. Aufgrund ihrer außeror-
dentlichen landschaftlichen Attraktivität und ihres hohen 
Freizeitwerts wirken sie jedoch gleichzeitig als Motor insbe-
sondere der touristischen Entwicklung. 

Zu den dynamischen Wirtschaftsräumen, die zu den wett-
bewerbsfähigsten Regionen ihrer Länder gehören, zählen 
vor allem die Entwicklungsachse Friedrichshafen – Ravens-
burg – Biberach – Ulm, das Vorarlberger Rheintal, der Raum 
Konstanz oder die Region St.Gallen-Herisau mit einer 
differenzierten Branchenstruktur. Der Bodenseeraum ist 
ein attraktiver und wachsender Arbeitsmarkt für (hoch)
qualifizierte Fachkräfte und eine international bekannte 
Tourismusdestination, gleichzeitig ein beliebter Standort 
für Zweit- und Ferienwohnsitze. 

Insgesamt „wächst“ die Bodenseeregion und setzt sich dabei 
deutlich von den durchschnittlichen nationalen Entwick-
lungen in Deutschland und Österreich sowie in Gesamteu-
ropa ab. Dadurch erhöht sich seit Jahren der Siedlungsdruck, 
insbesondere in sensiblen Teilräumen wie dem Boden-
seeuferbereich oder den Alpentälern. Die wirtschaftlichen 
Verflechtungen und damit die (Berufs)Pendlerbewegungen 
über die Grenze, insbesondere nach Zürich und Liechten-
stein, nehmen weiterhin zu. Zudem stellt die Bodenseere-
gion einen Transferraum für die transnationalen Nord-Süd- 

und Ost-West-Verkehre dar. Die räumliche Entwicklung 
in der Bodenseeregion ist seit langem Anlass verstärkter 
planerischer Bemühungen, die über die einzelgemeindli-
chen Vorgaben und auch über die bestehenden politisch-
administrativen Grenzen hinausgehen, um entsprechende 
funktionsräumlich adäquate Lösungen zu entwickeln. 

Ein wichtiger Impuls für die großräumige grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit war die Gründung der Inter-
nationalen Gewässerschutzkommission für den Boden-
see (IGKB) im Jahr 1959. Ziel war, unter Beteiligung aller 
Bodenseeanrainer der zunehmenden Verschmutzung des 
Gewässers wirksame Maßnahmen entgegenzusetzen. Dies 
ist in den folgenden Jahren auch gelungen.

1972 wurde die Bodensee Konferenz als informelle Platt-
form für die Bodensee-Anrainerländer und -kantone auf 
Initiierung des baden-württembergischen Ministerpräsi-
denten Hans Filbinger ins Leben gerufen, um Raumord-
nungs- und Umweltschutzfragen, insbesondere im Bereich 
des Gewässerschutzes, gemeinsam zu diskutieren. 1979 
fand die Umstrukturierung mit anschließender Umbenen-
nung in Internationale Bodensee Konferenz (IBK) statt. Die 
letzte Erweiterung der IBK umfasste den Kanton Zürich 
und das Fürstentum Liechtenstein – beide verfügten bis 
1998 nur über einen Beobachterstatus (s. Website IBK).

Winterthur

Villingen-Schwenningen

Friedrichshafen

St. Gallen

Konstanz Kempten

Zürich

Ravensburg

Vaduz

CH

D

A

Stadt mit Einwohnerzahl:

Nationale Grenzen

>200 000

>50 000

Nationale Hauptstadt

Kernstadt, Oberzentrum

0 5025
Kilometer

Winterthur

Villingen-Schwenningen

Friedrichshafen

St. Gallen

Konstanz Kempten

Zürich

Ravensburg

Vaduz

CH

D

A

Stadt mit Einwohnerzahl:

Nationale Grenzen

>200 000

>50 000

Nationale Hauptstadt

Kernstadt, Oberzentrum

0 5025
Kilometer

Abb. 11: Städtisches System in der Bodenseeregion 
(Kartographie: agl auf der Basis von Geodaten des 
BBSR und der Regionen; aus: BBR 2009b: 16) 

Daten zur Bodenseeregion: Beteiligte staaten: Deutschland, Schweiz, Österreich und Liechtenstein  //  Beteiligte Bundesländer, Provinzen, regionen: 
Landkreise Konstanz, Bodenseekreis, Sigmaringen, Ravensburg, Lindau und Oberallgäu sowie die kreisfreie Stadt Kempten (D); Land Vorarlberg (A); Fürstentum 
Liechtenstein (FL); Kantone St. Gallen, Thurgau, Zürich und Schaffhausen sowie die Halbkantone Appenzell-Innerrhoden und Ausserrhoden (CH)  //  Bevölkerung: 
3,6 Mio.  //  fläche: 19 850 km²  //  Kernstädte: Friedrichshafen, Konstanz, Ravensburg (D); Zürich, St. Gallen, Winterthur (CH), Bregenz/Dornbirn, Feldkirch (A)
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Ziel der IBK ist es, die Bodenseeregion als attraktiven 
Lebens-, Natur-, Kultur- und Wirtschaftsraum zu erhalten 
und zu fördern sowie die regionale Zusammengehörigkeit 
zu stärken. Die IBK-Kommissionen und IBK-Projektgrup-
pen arbeiten in unterschiedlichen Themenfeldern – vom 
Umweltschutz über den Kulturbereich bis hin zu Wirtschaft 
und Verkehr und führen gemeinsame Projekte durch oder 
regen solche an. Nur einige Beispiele sind etwa die Inter-
nationale Bodensee-Hochschule (IBH), die Förderung von 
Netzwerken im Kulturbereich, Aktivitäten zum Klimaschutz, 
Tageskarte Euregio Bodensee, Bodensee-Unterrichtsmateri-
alien oder Ratgeber Arbeit und Wirtschaft. Die IBK als Platt-
form der Regierungen und Verwaltungen bildet den Kern 
eines Netzwerks der grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit in der Bodenseeregion mit zahlreichen Gremien und 
Institutionen auf allen Ebenen und zu nahezu allen Themen-
bereichen, vom Gewässerschutz, Umwelt- und Naturschutz 
über Wirtschaft, Branchen und Arbeitsmarkt, Tourismus und 
Verkehr bis hin zu Politik, Kultur und Gesellschaft. 

Seit 1991 arbeitet zudem der „Bodenseerat“ mit Mitgliedern 
aus Wissenschaft, Wirtschaft und Politik, der die IBK mit 
Projektinitiativen unterstützt. Im Jahr 2000 folgte die Grün-
dung der Raumordnungskommission Bodensee (ROK-B) 
als eigenständige Vertretung der Raumplanungsinstitutio-
nen des Bodenseeraums. 2005 wird die ROK-B zum assozi-
ierten Mitglied der IBK. 

Mit dem INTERREG-Programm Alpenrhein-Bodensee-
Hochrhein begann 1990 eine intensive Phase EU-kofi-
nanzierter Projektarbeit. Mit weit über 100 Projekten und 
einem Fördervolumen von insgesamt über 28 Mio. Euro war 
diese europäische Gemeinschaftsinitiative außerordentlich 
erfolgreich. Viele dieser Projekte setzten Impulse für eine 
kohärente grenzüberschreitende Regionalentwicklung und 
trugen zum Aufbau gemeinsamer Grundlagen für die räum-
liche Planung und Raumentwicklung im Bodenseeraum bei. 
So werden beispielsweise im Rahmen des INTERREG IIIA-
Projektes DACH+ ein gemeinsames EDV-gestütztes Raum-
informationssystem aufgebaut und Handlungsfelder für die 
grenzüberschreitende Raumentwicklung identifiziert.

In regelmäßigen Zeitabständen werden planerische 
Entwicklungsziele für die Bodenseeregion formuliert. Teil-
weise wurden die räumlichen Planungen grenzüberschrei-
tend erarbeitet und verabschiedet, teilweise erlangten sie, 
wie das 1994 auf der IBK-Regierungschefkonferenz in Meers-
burg zur Vertiefung und Institutionalisierung der Kooperati-
on verabschiedete Bodenseeleitbild, sogar Rechtswirkung 
vor Gericht oder wurden wie die Richtlinien der Internati-
onalen Gewässerschutzkommission für den Bodensee zur 
Reinhaltung des Bodensees in nationales Recht umgesetzt. 

Das „Bodenseeleitbild“ als grenzüberschreitende länger-
fristige Entwicklungsperspektive für die Region soll die 

bestehenden Kooperationen vertiefen. Von der IBK im Jahre 
2008 aktualisiert, stellt das Leitbild zusammen mit dem im 
Anhang enthaltenen Maßnahmenkatalog die Basis für die 
zukünftige Arbeit der IBK, ihrer Fachkommissionen und 
Projektgruppen dar. Als erste Grenzregion in Europa initi-
ierte die IBK 1998 das Projekt „Bodensee Agenda 21 (BA 21)“ 
zur Umsetzung der Beschlüsse von Rio de Janeiro. Ziel ist, die 
Bodenseeregion als Modellregion für nachhaltige Entwick-
lung zu etablieren. Mit dem Projekt „Bodensee Agenda 21“ 
versucht die IBK bereits seit einigen Jahren Zukunftsdis-
kussionen anzustoßen und den Gedanken der nachhalti-
gen Entwicklung in der Region zu verankern. Dabei werden 
insbesondere auch raumordnungsrelevante Themenfelder 
wie „Flächeninanspruchnahme“, „Verkehrssysteme der 
Zukunft“ oder „Lebensqualität und Nahversorgung“ ange-
sprochen. Bislang konnte die BA 21 im Rahmen eines inten-
siven bottom up-Prozesses Netzwerke und Projekte initiie-
ren, die dieses Ziel verfolgen bzw. konkret umsetzen und 
vorhandene Initiativen dazu nutzen und vernetzen.

Bereits 2002 definierte man den Bodenseeraum im Landes-
entwicklungsplan Baden-Württemberg (LEP BW) als „Raum 
mit besonderen regionalen Entwicklungsaufgaben“. Unter-
stützt wurde dies durch den Beschluss zur Entwicklung 
des „Europäischen Verflechtungsraums Bodensee“ im Jahr 
2006 durch die Regionalverbände Bodensee-Oberschwa-
ben und Hochrhein-Bodensee. 

Abb. 12: Organigramm der Internationalen Bodensee Konferenz (IBK)
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 2.5�
stAnDortvor- unD -nAchteIle 
In GrenzreGIonen

Eine im Rahmen des MORO in Auftrag gegebene Experti-
se8 zielte darauf ab, einen Überblick über die Standortvor- 
und -nachteile der beteiligten Grenzregionen zu erarbei-
ten. Um den Beitrag der Grenzregionen zu Wachstum und 
Innovation zu erfassen und in Relation zu anderen natio-
nalen Wachstumsräumen zu setzen, wurden einer ersten 
Einschätzung der Standortvor- und -nachteile in diesen 
Räumen die Metropolfunktionen9 zu Grunde gelegt. 

Als Informationsquellen wurden u.a. die SWOT-Analysen 
in den jeweiligen Operationellen Programmen der Ziel 
3-Programme für grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
(INTERREG IV A) sowie weitere deutsch- und französischspra-
chige Dokumente, beispielsweise Leitbilder oder räumliche 
Entwicklungskonzepte, herangezogen (TU Dresden 2010a: 7). 

Die Ergebnisse dienten als Grundlage für eine Diskussion 
von Chancen, Potenzialen, Risiken und Hemmnissen einer 
grenzüberschreitenden Regionalentwicklung zwischen den 
Projektpartnern. Darauf aufbauend wurden Handlungsfel-
der identifiziert, die einer kohärenten Raumentwicklung in 
den grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen sowie der 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit dieser Räume dienen 
sollen. Gleichzeitig begleitete die Diskussion um Standort-
vor- und -nachteile die Auseinandersetzung mit den Spezi-
fika dieser Grenzregionen und der Annäherung an eine 
Definition bzw. der Identifikation konstituierender Merk-
male dieses Raumtyps.

Im Folgenden werden einige Aspekte vorge-
stellt, die die spezifischen Standortvor- und 
-nachteile in Bezug auf metropolitane Stand-
ortfaktoren exemplarisch verdeutlichen:

Politik

In der grenzüberscheitenden Betrachtung 
zeigt sich, dass die MORO-Regionen mit 
Blick auf die politische Entscheidungs- und 
Kontrollfunktion10 über bedeutende euro-
päische Einrichtungen (z.B. Europäisches 
Parlament, Europarat und Europäischer 

Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg, Europäischer 
Gerichtshof in Luxemburg) sowie zahlreiche (Landes-)
Hauptstädte verfügen, die sowohl auf europäischer Ebene 
als auch im nationalen Rahmen Einflussmöglichkeiten 
eröffnen. Weiterhin stärkt der Sitz wichtiger nationaler 
Behörden (z.B. Bundesverfassungsgericht und Bundesge-
richtshof in Karlsruhe) die Entscheidungs- und Kontroll-
funktionen in den Teilregionen. (TU Dresden 2010a: 8f ) 

Kennzeichnend für die grenzüberschreitenden Verflech-
tungsräume sind zudem etablierte interregionale Entschei-
dungsstrukturen, wie z.B. der Interregionale Parlamen-
tarier-Rat oder die Oberrheinkonferenz. Als Folge der 
langjährigen Tradition in der Zusammenarbeit und des 
europäischen Integrationsprozesses konnten sich eigene 
Kooperationsstrukturen und -kompetenzen herausbilden 
und verstetigen, die die grenzüberschreitenden Verflech-
tungsräume auch für eine erfolgreiche transnationale 
Zusammenarbeit in Europa befähigen. Formale Sanktio-
nierungsmöglichkeiten fehlen im grenzüberschreitenden 
Kontext weitgehend. Institutionen und Akteure verfügen 
daher über besondere Fähigkeiten, Konsense zu erzielen 
und diese in den jeweiligen nationalen Rechtssystemen 
umzusetzen. (TU Dresden 2010a: 8) 

Diese Funktionen und Kompetenzen entfalten in Grenzre-
gionen jedoch nur begrenzte Wirksamkeit, da unterschied-

8  Expertise „Standortvor- und -nachteile grenzüberschreitender Verflechtungsräume“ 2010a; Prof. Dr. Thorsten Wiechmann (TU Dresden) in Kooperation mit Dr. Robert Knipp-
schild (TU Dresden), Marie-Fleur Albecker (Paris); im Rahmen des MORO „Überregionale Partnerschaften in grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen“

9  In der Expertise wurden zur Analyse der Standortvor- und -nachteile die Metropolfunktionen nach Blotevogel (2002, 2005) herangezogen; im vorliegenden Abschlussbericht 
wurde sich dagegen an dem Analyseraster der BBSR-Studie „Metropolräume in Europa“ orientiert.

10 Diese Funktion bezieht sich u.a. auf das Vorhandensein von Regierungsstellen oder supranationalen Organisationen wie EU- und UN-Institutionen (ARL 2005: 645)

vergleichsregion hauptstädte und landeshauptstädte

Europäischer Verflechtungsraum Bodensee 7 (Bregenz, Vaduz, St. Gallen, Frauenfeld, 
Schaffhausen, Zürich, Aarau)

Trinationale Metropolregion Oberrhein 2 (Basel, Straßburg)

Großregion SaarLorLux 4 (Luxemburg, Mainz, Metz, Saarbrücken)

Euregio Maas-Rhein 3  (Eupen, Lüttich, Maastricht)

Metropolregion Nürnberg 0

Metropolregion Hannover-BS-GÖ-WOB 1 (Hannover)

Metropolregion Mitteldeutschland 3 (Dresden, Magdeburg, Erfurt)

  Abb. 13: Hauptstädte und Landeshauptstädte in den Vergleichsregionen (TU Dresden 2010a: 9) 
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liche administrative Kompetenzen und Zuständigkeiten 
in den jeweiligen Nationalstaaten zu komplexen Mehr-
Ebenen-Verflechtungen führen, eine ständige nationale 
Rückbindung erfordern, dadurch gemeinsames Handeln 
und Verwaltungsabläufe erschweren und verzögern 
können. Schließlich wirkt sich bis heute die Randlage der 
Grenzräume negativ auf deren Bedeutung im nationalen 
und europäischen Kontext aus. (TU Dresden 2010a: 9)

Wirtschaft

Die vier Grenzregionen verfügen insgesamt über starke regi-
onale Wirtschaftscluster sowie kleine und mittlere Unter-
nehmen, von denen viele „heimliche Weltmarktführer“ 
sind. Es existieren zudem zahlreiche Ansätze für grenzüber-
schreitende Wirtschaftscluster: Ein Beispiel ist das Trinati-
onale Netzwerk „BioValley“ als Kooperation zwischen dem 
französischen „pôle de compétitivité Alsace Biovalley“, 
dem Kompetenznetz BioRegio Freiburg und dem Schweizer 
Cluster BioValley Basel. (TU Dresden 2010a: 11) 

Gut ausgeprägte grenzüberschreitende 
Arbeitsmärkte und die hohe grenzüber-
schreitende Mobilität der oftmals mehr-
sprachigen Arbeitskräfte stellen einen 
Standortvorteil der MORO-Regionen dar 
und sind gleichzeitig kennzeichnend für 
diese Räume. Für Grenzpendler wurden 
zahlreiche Unterstützungsangebote einge-
richtet, beispielsweise das Netzwerk der 
Informations- und Beratungsstellen für 
grenzüberschreitende Fragen am Oberrhein 
oder die EURES-T-Initiativen11. Außerdem 
zeichnen sich die untersuchten grenzüber-
schreitenden Verflechtungsräume durch 
leistungsfähige Netzwerkstrukturen mit 
unterschiedlichen Formalisierungsgraden 
sowie besondere Sprach- und interkultu-
relle Kompetenzen aus. Hiermit werden 
Hoffnungen verbunden, dass in Zukunft ein 
verstärktes Interesse internationaler Unter-
nehmen an mehrsprachigen und kulturell 
vielfältigen Regionen zu verzeichnen ist. 
(TU Dresden 2010a: 13f )

Standortnachteile in der Wettbewerbs- 
und Innovationsfunktion der grenzüber-
schreitenden Verflechtungsräume resul-
tieren aus einer fehlenden gemeinsamen 
Wirtschaftspolitik: Die Ansiedlungs- und 
Förderpolitik ist nach wie vor überwiegend 
national ausgerichtet, und es fehlen gemein-

same grenzüberschreitende Strategien. Es mangelt auch an 
Wissen über grenzüberschreitende Wertschöpfungsketten. 
Unterschiede im Steuerrecht, in Sozialsystemen und in der 
Bildungspolitik behindern die Intensivierung grenzüber-
schreitender Arbeitsmärkte. (TU Dresden 2010a: 12f ) 

Wissenschaft

Die Ausstattung mit exzellenten Universitäten und 
Forschungseinrichtungen ist weit überdurchschnittlich; 
allein zwölf der TOP 500 Universitäten des Shanghai Index 
befinden sich in den vier MORO-Regionen. Eine weitere 
Stärke ist die vielfältige Ausstattung mit Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen, die sich durchaus mit den Metro-
polregionen in Deutschland vergleichen lässt. So weisen 
alleine die deutschen Teilräume der Trinationalen Metropol-
region Oberrhein und der Großregion SaarLorLux vergleich-
bare Potenziale bei der Ausstattung mit Hochschulen bzw. 
Fraunhofer-Instituten wie zwei der deutschen Referenzregi-
onen Nürnberg und Hannover auf. (TU Dresden 2010a: 14)

11 EURES-T = EURopean Employment Services-Transfrontalier

vergleichsregion top 5�00-universitäten

Europäischer Verflechtungsraum Bodensee 3 (Konstanz, ETH Zürich, Universität Zürich)

Trinationale Metropolregion Oberrhein 4 (Basel, Freiburg, Straßburg, Karlsruhe)

Großregion SaarLorLux 2 (Nancy, Mainz)

Euregio Maas-Rhein 3  (Aachen, Maastricht, Lüttich)

Metropolregion Nürnberg 3 (Würzburg, Erlangen-Nürnberg, Bayreuth)

Metropolregion Hannover-BS-GÖ-WOB 4 (Braunschweig, Medizinische Hochschule 
Hannover, Universität Hannover, Göttingen)

Metropolregion Mitteldeutschland 4 (Halle-Wittenberg, Leipzig, Jena, Dresden)

Abb. 14: Ausstattung mit Top 500-Universitäten im regionalen Vergleich (Shanghai-Ranking) 
(TU Dresden 2010a: 15) 

vergleichsregion hochschulen fraunhofer-Institute
(nur deutsche teilräume)

Europäischer Verflechtungsraum Bodensee 5 0

Trinationale Metropolregion Oberrhein 15 9

Großregion SaarLorLux 15 4

Euregio Maas-Rhein 2 3

Metropolregion Nürnberg 15 2

Metropolregion Hannover-BS-GÖ-WOB 15 2

Metropolregion Mitteldeutschland 28 17

Abb. 15: Ausstattung mit Hochschulen und Fraunhofer-Instituten im regionalen Vergleich in den 
deutschen Teilräumen (TU Dresden 2010a: 15) 
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Zahlreiche Hochschulkooperationen und Wissenschaftsnetz-
werke konnten sich in den vergangenen Jahren etablieren. So 
haben sich die sieben Universitäten am Oberrhein (Straßburg 
I, II, III, Mulhouse, Basel, Freiburg und Karlsruhe) im Jahre 
1989 zu einem trinationalen grenzüberschreitenden Zweck-
verband unter dem Namen „Europäische Konföderation 
der Oberrheinischen Universitäten (EUCOR)“ zusammen-
geschlossen. Das Ziel dieser Kooperation ist es, die grenz-
überschreitende Studierendenmobilität sowie die Zusam-
menarbeit in Lehre und Forschung zu fördern. Auch in der 
Großregion existiert ein Netzwerk der Universitäten, bekannt 
als „Universität der Großregion“ (Universität des Saarlandes, 
Université de Liège, Université du Luxembourg, Université 
Paul Verlaine – Metz, Nancy Université, TU Kaiserslautern, 
Universität Trier), ebenso am Bodensee durch die Internatio-
nale Bodensee-Hochschule (IBH) (s. auch Kap. 5.3.5).

Generell kann in den Regionen jedoch nicht von einer 
gemeinsamen Forschungs- und Entwicklungspolitik gespro-
chen werden. Vielmehr ist diese Politik weiterhin national 
ausgerichtet: Die vorhandenen Hochschulen haben nur 
in Ansätzen ein grenzüberschreitend arbeitsteiliges Profil 
entwickelt, und viele Angebote machen sich gegenseitig 
Konkurrenz. Auch die Sprachbarrieren wirken sich bis heute 
nachteilig auf die Vernetzung der Hochschulen und die 
Mobilität der Studierenden aus. (TU Dresden 2010a: 22f) 

Verkehr

Stärken der grenzüberschreitenden Verflech-
tungsräume liegen insbesondere in den gut 
ausgebauten innerregionalen Verkehrsstruk-
turen. Im Bereich des öffentlichen Personen-
nahverkehrs (ÖPNV) wurden in vielen Regio-
nen grenzüberschreitende Tarifverbünde bzw. 
grenzüberschreitende Kooperationen zwischen 
Tarifverbünden oder Übergangstarife einge-
richtet. Einige Teilräume verfügen auch über 
eine gute überregionale Einbindung in europä-
ische Achsen. Hierzu zählen insbesondere die 
Trinationale Metropolregion Oberrhein (Achsen 
Rhein-Main – Karlsruhe – Basel – Zürich und 
Paris – Karlsruhe – Budapest) sowie die Groß-
region SaarLorLux (Achse Rhein-Neckar – Saar-
brücken – Paris). (TU Dresden 2010a: 22) 

Defizite ergeben sich in einigen Teilräumen bei 
der überregionalen Anbindung sowie bei der 
Anbindung an die Transeuropäischen Netze 
(TEN) abseits der genannten Achsen. Flaschen-
hälse der TEN sind insbesondere in Grenzräu-
men zu beobachten. Standortnachteile lassen 
sich zudem beim grenzüberschreitenden ÖPNV 
erkennen. In keiner der Regionen gibt es bisher 
eine gemeinsame Planung und Umsetzung 
eines grenzüberschreitenden Mobilitätskonzep-
tes. Die Bahnreisezeiten sind häufig nicht mit 

denen des motorisierten Individualverkehrs konkurrenzfähig, 
weshalb ein geringer Anteil der Schiene am Gesamtverkehrs-
aufkommen für die grenzüberschreitenden Verflechtungsräu-
me typisch ist. (TU Dresden 2010a: 22)

Die Verkehrsstrukturen sind nach wie vor national orien-
tiert, was zu ineffizienten Doppelstrukturen und mangeln-
der Vernetzung vorhandenen Infrastrukturen führt. In 
den Regionen fehlen internationale Luftdrehkreuze; eine 
Ausnahme ist der Flughafen Zürich. Die Nutzung bzw. 
arbeitsteilige Vernetzung der bestehenden Flughäfen ist 
suboptimal. (TU Dresden 2010a: 22)

Kultur

Die kulturelle Vielfalt ist eine Stärke der Grenzregionen; 
hier finden sich unterschiedliche Kulturen, Sprachen, 
Traditionen und Bräuche. Eine Besonderheit der Grenzre-
gionen sind Identifikationsanker mit grenzüberschreiten-
der Symbolkraft. Dies sind etwa der Aachener Dom und der 
Karlspreis, die Dreiländerpunkte entlang der Grenzen oder 
auch gemeinsame Bräuche wie die alemannische Fasnet. 
Internationale Ausstrahlung besitzen die UNESCO-Welter-
bestätten, die in den MORO-Regionen, auch im Vergleich 
zu anderen Metropolregionen in Deutschland, sehr zahl-
reich vertreten sind. Allerdings fehlt auch hier die effektive 
Vernetzung sowie die gemeinsame Außendarstellung und 
Vermarktung weitgehend. (TU Dresden 2010a: 15f )

vergleichsregion unesco-welterbestätten

Europäischer Verflechtungs-
raum Bodensee

Klosterinsel Reichenau im Bodensee 
Stiftsbezirk in St. Gallen

Trinationale Metropolregion 
Oberrhein 

Die Grande Île von Straßburg
Festungsanlage von Vauban in Neuf-Brisach

Großregion SaarLorLux Dom zu Speyer
Römische Baudenkmäler, Dom und Liebfrauenkirche in Trier
Völklinger Hütte
Oberes Mittelrheintal
Die Plätze Stanislas, de la Carrière, d‘Alliance in Nancy
Altstadtviertel und Festungen von Luxemburg
Schiffshebewerke des Canal du Centre
Mittelalterliche Glockentürme in Flandern und Wallonien
Jungsteinzeitliche Feuersteinminen bei Spiennes (Mons)
Liebfrauenkathedrale in Tournai

Euregio Maas-Rhein Aachener Dom
Flämische Beginenhöfe
Mittelalterliche Glockentürme in Flandern und Wallonien

Metropolregion Nürnberg Altstadt von Bamberg

Metropolregion  
Hannover-BS-GÖ-WOB

Dom St. Mariae und Michaeliskirche in Hildesheim

Metropolregion Mittel-
deutschland

Die Bauhaus-Stätten in Dessau und Weimar
Ensemble Klassisches Weimar
Dessau-Wörlitzer Gartenreich
Wartburg bei Eisenach
Luthergedenkstätten in Eisleben und Wittenberg
Stiftskirche, Schloss und Altstadt in Quedlinburg

Abb. 16: UNESCO-Welterbestätten (TU Dresden 2010a: 16; verändert)
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Das Kapitel porträtiert die vier MORO-Regionen. Trotz der Bandbreite 
der raumstrukturellen und funktionalen Merkmale sowie den Unter-
schieden in der grenzüberschreitenden Kooperation zeigen sich paral-
lele Entwicklungen und Gemeinsamkeiten, die diese grenzüberschrei-
tenden Verflechtungsräume von anderen peripheren oder eher ländlich 
strukturierten Grenzregionen deutlich unterscheiden.

Deshalb orientierte sich die Analyse der Standortvor- und -nachteile in 
den MORO-Regionen an den metropolitanen Standortfaktoren, auch 
um den Beitrag grenzüberschreitender Verflechtungsräume zu Wachs-
tum und Innovation auf den Prüfstand zu stellen. Die vorliegenden 
Ergebnisse belegen, dass große Teilgebiete der untersuchten Grenzre-
gionen Potenziale aufweisen, die sich mit denen kleinerer deutscher 
Metropolregionen wie Nürnberg, Hannover oder Mitteldeutschland 
vergleichen lassen. 

Die Ergebnisse verdeutlichen, dass grenzüberschreitende Verflech-
tungsräume spezifische Chancen im Wettbewerb der Regionen besitzen, 
sich jedoch auch besonderen Herausforderungen gegenübergestellt 
sehen, die sich einerseits aus der individuellen Entwicklung der natio-
nalen Teilräume, andererseits explizit aus deren Grenzlage ergeben. 

Euregio Maas-Rhein

Großregion SaarLorLux

Trinationale Metropolregion Oberrhein

Bodenseeregion

  Kapitel 2 im Überblick 
Die Moro-regionen als Beispiele für die 
spezifische situation von Grenzregionen
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« Foto: Dreiländerpunkt in Vaals (Euregio Maas-Rhein)
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 3�.1
AnnäherunG An eIne DefInItIon

12 Expertise „Definition und Abgrenzung grenzüberschreitender Verflechtungsräume – Analysen zu Verflechtungsindikatoren und Datenverfügbarkeit in vier Grenzräumen“ 2009;  
Prof. Dr. Thorsten Wiechmann (TU Dresden) in Kooperation mit Dr. Robert Knippschild (TU Dresden), Dr. Hélène Roth (Paris); im Rahmen des MORO „Überregionale Partner-
schaften in grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen“

Was zeichnet grenzüberschreitende (metropolitane) 
Verflechtungsräume aus? Die Positionierung im raumord-
nungspolitischen Diskurs erfordert eine tragfähige Begriffs-
bestimmung. Sie ist Voraussetzung dafür, dass diese Räume 
als eigener Raumtypus und zentrales Handlungsfeld einer 
wettbewerbsorientierten und integrativen Raumentwick-
lungspolitik wahrgenommen werden. Nur so lassen sich 
den besonderen Potenzialen und Herausforderungen dieses 
Raumtyps auch geeignete Politiken und Fördermaßnahmen 
gegenüberstellen. Ohne ein tragfähiges und praktikables 
Begriffs- und Selbstverständnis wird dies nicht gelingen. 

Ausgangspunkt ist die Überlegung, dass den grenzüber-
schreitenden Verflechtungsräumen eine besondere Rolle 
auf nationaler und europäischer Ebene zukommt: Diese 
bezieht sich sowohl auf die Möglichkeit, Wachstum und 
Innovation zu erzeugen, als auch auf das strategische 
Potenzial dieser Grenzregionen für den europäischen Inte-
grationsprozess. Um diese Rolle ausfüllen und das notwen-
dige „Gewicht“ in den raumordnungspolitischen Diskurs 
einbringen zu können, stehen hier – vergleichbar zu den 
europäischen Metropolregionen in Deutschland – großräu-
mige Regionalisierungsprozesse im Vordergrund. 

Damit wird eine nähere Betrachtung derjenigen Merkmale 
erforderlich, die für eine Charakterisierung sowie zur Defi-
nition und räumlichen Abgrenzung grenzüberschreiten-
der Verflechtungsräume geeignet sind. Grundlagen hierzu 
waren die Ergebnisse des ersten MORO-Projekt-Workshops 
im Dezember 2008. Hier wurde ein erstes Set möglicher 
Kriterien und Indikatoren zu spezifischen Merkmalen von 
Grenzräumen in enger Kooperation mit dem BBSR erar-
beitet. Dieses bezog sich auf metropolitane Funktionen, 
die raumstrukturelle Differenzierung der Regionen sowie 
grenzüberschreitende Verflechtungen. 

Insbesondere die Metropolfunktionen wurden in ihrer 
Bedeutung für die grenzüberschreitenden Verflechtungs-
räume zu Beginn des MORO sehr kontrovers diskutiert. 
Die Untersuchung des BBSR „Metropolräume in Europa“, 
die während der Laufzeit des MORO fertig gestellt wurde, 
erwies sich hier als außerordentlich hilfreich (BBSR 2010). 
Durch den Vergleich der für ganz Europa gesammelten 
Daten konnten metropolitane Funktionen auf gesamteu-
ropäischer Ebene bestimmt werden. Die Ergebnisse der 

Studie unterstützten die Einschätzung der metropolitanen 
Situation in den beteiligten Grenzregionen maßgeblich. 
Die raumstrukturellen Differenzierungen wurden über die 
Ausprägung des städtischen Systems nachvollzogen (BBR 
2009b). Im Rahmen einer Expertise12 wurden Möglichkei-
ten (und Grenzen) einer Erfassung grenzüberschreitender 
Verflechtungen dargelegt. 

Es zeigte sich, dass eine (scheinbar) objektive inhaltliche 
und territoriale Definition der grenzüberschreitenden 
metropolitanen Verflechtungsräume auf Basis der vorhan-
denen Statistiken und Daten derzeit nicht möglich ist. 
Dennoch lassen sich aus den vorliegenden Untersuchun-
gen eine Reihe von Erkenntnissen in Bezug auf eine ange-
messene Begriffsbestimmung und auch Abgrenzung gewin-
nen. Die analytische Annäherung dient aus diesem Grund 
in erster Linie dazu, das strategische Profil des Raumtyps 
zu schärfen und eine Anschlussfähigkeit für den raumord-
nungspolitischen Diskurs herzustellen. Deshalb liegt es 
nahe, eine ähnliche Vorgehensweise wie bei der Festlegung 
der Metropolregionen in Deutschland zu wählen: Auf Ebene 
der Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO) könnte 
eine generelle Etablierung des Raumtyps auf der Grundlage 
spezifischer Merkmale erfolgen, jedoch ohne eine territori-
ale Abgrenzung bzw. konkretere inhaltliche Ausgestaltung, 
die von den Regionen selbst noch zu leisten wäre. 

Nach innen, d.h. für das „Region-Building“, stehen hierbei 
gemeinsame Kooperationsinteressen und Identifikations-
objekte im Vordergrund. Kooperationsinteressen können 
dabei nicht nur aus raumstrukturellen Verflechtungen, 
sondern auch aus gemeinsamen Stärken und Schwächen 
oder politischen Leitvorstellungen entstehen. Als Identifika- 
tionsobjekte kommen aus räumlicher Perspektive beispiels-
weise historische oder naturräumliche Gegebenheiten in 
Frage, wie die Regionen Bodensee und Oberrhein mit ihren 
grenzüberschreitenden Institutionen belegen. Letztlich 
handelt es sich bei der Frage der territorialen Abgrenzung 
nicht um eine raumanalytische, sondern um eine politi-
sche Frage. Die Regionsfindung muss auf freiwilliger Basis im 
Rahmen der regionalen Selbstorganisation gelingen. 

Es ist generell festzuhalten, dass metropolitane Grenzre-
gionen als Raumtypus über ein gemeinsames Selbstver-
ständnis definiert werden sollten. Dies bedeutet, dass sich 
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die beteiligten Regionen auf konstituierende Merkma-
le verständigen müssen. Hierzu wurden im Rahmen des 
MORO intensive Diskussionen geführt und schlussendlich 
vier konstituierende Aspekte vereinbart (BMVBS 2010b: 6). 
Hierzu zählen

1. grenzüberschreitende funktionale Verflechtungen und 
Gemeinsamkeiten

2. bestehende institutionelle Vereinbarungen über die 
großräumige grenzüberschreitende Zusammenarbeit

3. großräumige Regionalisierungsprozesse und polyzent-
rische Raumstruktur

4. metropolitane Standortfaktoren sowie Potenziale für 
Wachstum und Innovation 

 3�.2
GrenzüBerschreItenDe funKtIonAle 
verflechtunGen unD GeMeInsAMKeIten

Die untersuchten MORO-Regionen schließen 
grenzüberschreitende Agglomerationen oder 
Städtenetze ein, in denen sich intensive Verflech-
tungen ausbilden konnten. Diese beziehen sich 
auf unterschiedliche Bereiche wie Wirtschafts- 
cluster, Arbeitsmärkte und Ausbildungsangebote, 
Dienstleistungen im Einzelhandel oder Gesund-
heitswesen, Verkehrsnetze oder auch Kulturein-
richtungen und Freizeitangebote. Intensität und 
Reichweite grenzüberschreitender Verflechtun-
gen bilden die funktionale Integration in Grenz-
regionen ab und besitzen damit eine besondere 
Bedeutung für diesen Raumtypus.

Gleichartigkeit und Gemeinsamkeiten der Teil-
räume können die Herausbildung grenzüber-
schreitender Verflechtungen befördern. Als 
weitere wichtige „Motoren“ für grenzüberschrei-
tende Verflechtungen gelten zudem das Struk-
turgefälle zwischen nationalen Teilräumen, das 
insbesondere in Form eines Lohn-, Kaufkraft-, 
Preis- oder Bodenpreisgefälles relevant wird, 
oder auch „arbeitsteilige“ Strukturen und demo-
graphische Unterschiede, die jeweils Impulse für 
Verflechtung und Integration setzen können.

Das im Rahmen der Expertise der TU Dresden 
(2009, s. Fußnote 12) untersuchte Indikatoren-
set bezieht sich deshalb auf die beiden Katego-
rien „Grenzüberschreitende Verflechtungen und 
Kooperationsstrukturen“ sowie „Strukturgefälle 
als Motor für grenzüberschreitende Verflechtun-
gen“ (TU Dresden 2009: 11):

themenbereich Indikatorbereich

Kategorie Grenzüberschreitende Verflechtungen und Kooperationsstrukturen

Arbeitsmarkt, 
Bildung, 
Hochschulen

Grenzpendler
Bilinguale Ausbildungsangebote (insb. Sprachen)
Kooperationen von Hochschulen und Hochschulinstitutionen
Ausbildungspendler (inkl. Studierende)
Schul- und Kindergartenbesuche

Absolventenströme

Wirtschaft, 
Dienstleistungen, 
Gesundheit

Wirtschaftscluster
Kundenströme Dienstleistungen
Kundenströme Einzelhandel
Kooperationen im Gesundheitswesen

Patientenströme

Grenzüberschreitende Konferenzen, Messen, Kongresse

Verkehre Intensität des Grenzverkehrs 

Grenzüberschreitende ÖPNV-Angebote

Wohn- 
bevölkerung

Anzahl der Wohnsitze von Ausländern aus den Nachbarstaaten

Grenznahe Umzüge

Kultur, Freizeit, 
Erholung

Kooperationen zwischen kulturellen und Naherholungseinrichtungen
Grenzüberschreitende Einzugsgebiete von kulturellen Einrichtungen

Grenzüberschreitendes Erholungs- und Freizeitverhalten

Regional- 
entwicklung, 
Flächennutzung

Grenzüberschreitende (INTERREG-) Projekte

Gemeinsame Dokumente und Strategien

Kontinuierliche grenzüberschreitende Abstimmung

Kategorie Strukturgefälle als „Motor“ für grenzüberschreitende Verflechtungen

Lohngefälle Verfügbares Nettoeinkommen privater Haushalte

Kaufkraftgefälle Kaufkraft

Preisgefälle Preisniveau

Bodenpreisgefälle Kaufwert für Bauland

Abb. 17: Indikatorenset zur Operationalisierung grenzüberschreitender Verflechtungs- 
räume (TU Dresden 2009: 11)
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Schwierige Datenverfügbarkeit und   
hoher Erhebungsaufwand

Die Verfügbarkeit vergleichbarer Daten auf Gemeinde- 
oder NUTS III13-Ebene erwies sich in den untersuchten 
Grenzräumen insgesamt als außerordentlich schwierig 
und lückenhaft. Zwar existieren in allen vier Grenzräumen 
grenzüberschreitende Statistikplattformen bzw. Infor-
mationssysteme (Statistikplattform Bodensee, Geoportal 
DACH+ für Deutschland, Österreich, Schweiz und Liechten-
stein, Geographisches Informationssystem für das Gebiet 
des Oberrheins (GISOR), Statistik der Großregion, Euregi-
onaler Informations-Service Euregio Maas-Rhein), jedoch 
enthalten diese – wie auch die amtliche Statistik generell – 
kaum Daten und Informationen zu grenzüberschreitenden 
Verflechtungen und Strömen. Die Statistikplattformen und 
Informationssysteme basieren weitgehend auf den amtli-
chen nationalen Statistiken, die nicht hinreichend auf die 
Belange der grenzüberschreitenden Verflechtungsräume 
ausgerichtet sind.

Des Weiteren liegen zahlreiche Untersuchungen, Projekte 
und Initiativen vor, im Rahmen derer Informationen und 
Daten über grenzüberschreitende Verflechtungen erho-
ben und untersucht wurden. Jedoch handelt es sich hier-
bei meistens um teilräumliche und wenig vergleichbare 
Betrachtungen. Informationen und Daten, die nicht voll-
ständig für die MORO-Regionen vorliegen, können nur 
sehr eingeschränkt für eine räumliche Abgrenzung und 
Definition der grenzüberschreitenden Verflechtungsräume 
genutzt werden. Viele Informationen und Daten zu grenz-
überschreitenden Verflechtungen basieren auf einmaligen 
Untersuchungen, die nicht fortgeschrieben oder aktuali-
siert wurden.

Zusammenfassend bestehen Datenprobleme insbesondere 
bezüglich

 �  der allgemeinen schlechten Verfügbarkeit von Daten 
und Informationen zu den einzelnen Indikatoren,

 �  mangelhafter Vergleichbarkeit aufgrund unterschiedli-
cher Messgrößen in den betreffenden Nationalstaaten 
bzw. Regionen,

 �  meist nicht flächendeckend vorhandenen Untersu-
chungen sowie

 �  wenig kontinuierlichen Erhebungen und Untersuchun-
gen sowie der mangelnden Aktualität. 

Hieraus resultiert generell ein erheblicher Aufwand bei der 
Erhebung und Pflege vergleichbarer Daten zu grenzüber-
schreitenden Verflechtungen.

Indikatoren für die funktionale Integration   
in den Grenzregionen

Ein wichtiger Indikator für grenzüberschreitende Verflech-
tungen sind die grenzüberschreitenden Berufspendler. 
Starke wirtschaftliche Standorte setzen hier entscheiden-
de Impulse. So legen die Ergebnisse des ESPON-Projekts 
„Metroborder“ den Schluss nahe, dass eine wissensbasierte 
Wirtschaft in Zusammenhang mit internationalen Finanz-
zentren (Luxemburg, Zürich, Genf, Monaco) oder Aktivi-
täten im Hightech-Sektor (Basel) ausschlaggebend für die 
Intensität grenzüberschreitender Arbeitsmarktverflechtun-
gen sind (ESPON/University of Luxembourg 2010: 10f, 39f ).

In der Großregion SaarLorLux lassen sich sehr ausgeprägte 
Pendlerströme nachweisen (Statistische Ämter der Groß-
region 2008: 19). Diese orientieren sich vor allem nach 
Luxemburg: So verlassen täglich 62 500 Lothringer, rund 
25 000 Wallonen, knapp 21 000 Rheinland-Pfälzer und 
5 300 Saarländer ihre Heimat, um im Nachbarstaat Luxem-
burg zu arbeiten. Der zweitbeliebteste Arbeitsort ist das 
Saarland mit 43 000 Einpendlern. Insgesamt gibt es 170 000 
interregionale Grenzpendler. Im europäischen Vergleich 
erreicht die Großregion mit Luxemburg damit Spitzenwerte 
(ESPON/University of Luxembourg 2010: 38f, 44).

Starke Pendlerströme prägen auch den Arbeitsmarkt in der 
REGIO Bodensee. Im Jahr 2009 pendelten etwa 39 000 Perso-
nen über Staatsgrenzen hinweg zu ihren Arbeitsplätzen. Das 

Abb. 18: Grenzüberschreitende Berufspendler  
(Statistische Ämter der Großregion 2008: 19)

13 In Deutschland bilden die Länder die NUTS I-, die Regierungsbezirke die NUTS II- sowie die Landkreise und Kreisfreien Städte die NUTS III-Ebene.
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Fürstentum Liechtenstein ist mit fast 17 000 Einpendlern der 
Hauptmagnet für Grenzgänger in der internationalen Boden-
seeregion. Die Hälfte der in Liechtenstein Beschäftigten haben 
einen Wohnsitz auf der anderen Grenzseite. Große Bedeutung 
kommt ebenso der Schweiz zu: der Kanton St. Gallen mit 
über 6 800 Einpendlern, der Kanton Zürich mit über 5 900 
Einpendlern. Ähnliche Zahlen liegen für andere Schweizer 
Kantone vor. Deutlich weniger Arbeitnehmer pendeln in die 
deutschen Landkreise. Hier haben der Landkreis Konstanz 
mit 738 Einpendlern – vorwiegend aus der 
Schweiz – und der Landkreis Lindau mit 
etwas über 500 Einpendlern – überwie-
gend aus Österreich – die größte Attraktivi-
tät für Beschäftigte aus dem benachbarten 
Ausland. (translake GmbH 2010: 3)

Durch die Grenzpendler entstehen in 
beiden Regionen rege Austauschbezie-
hungen. Allerdings zeigt sich hier bereits 
die schwierige Datenverfügbarkeit: 
So liegen nur für die Bodenseeregion 
flächendeckend Daten zu Grenzpend-
lern auf Gemeindeebene aus dem Jahr 
2006 vor. Die Daten belegen kleinräumi-
ge Verflechtungen, die grundsätzlich eine 
Betrachtung auf Gemeindeebene sinnvoll 
erscheinen lassen. In einer Erhebung zu 
Ein- und Auspendlern sind 14 Einzeler-
hebungen aus den deutschen Bundeslän-
dern, der Schweiz, Österreich und Liech-
tenstein eingegangen, was den hohen 
Erhebungsaufwand für Daten zu Grenz-
pendlern verdeutlicht. 

Gerade wenn es um grenzüberschreiten-
de Verflechtungsräume im Zusammen-
hang mit dem Leitbild „Wachstum und 
Innovation“ geht, sollten Verflechtungen 
im wissenschaftlichen Bereich aufgegrif-
fen werden. Diese lassen sich beispiel-
haft in der Bodenseeregion mit knapp 30 
akademischen Einrichtungen bei ca. 3,8 
Mio. Einwohnern nachweisen. Dieses dichte Netzwerk aus 
Hochschul- und Forschungseinrichtungen in Kombination 
mit einer starken wissensorientierten Wirtschaftsstruktur 
hat allgemein positive Auswirkungen auf die Region. Über 
die Internationale Bodensee-Hochschule (IBH) sind über 
27 Hochschulen grenzüberschreitend verbunden. Mittler-
weile wurden über 40 grenzüberschreitende Projekte zur 
Stärkung des Wissens- und Technologietransfers realisiert 
und zehn kooperative Studiengänge in das Lehrangebot 
aufgenommen. Abgesehen von den hochschulbezogenen 
Bildungs- und Forschungseinrichtungen gibt es zahlreiche 
außeruniversitäre Forschungs- und Kompetenzzentren, die 

in enger Zusammenarbeit mit Unternehmen vor Ort stehen 
(Regionalverband Bodensee-Oberschwaben, Regionalver-
band Hochrhein-Bodensee 2010: 27).

Ein Beispiel für das oftmals stark ausgeprägte Strukturge-
fälle zwischen den nationalen Teilräumen in Grenzregionen 
ist die Nutzung niedriger Baulandpreise zur Verlagerung 
des Wohnsitzes über die Grenze. Den Indikatorbereichen 
„Wohnsitze von Einwohnern aus den Nachbarstaaten“ 

sowie „Grenznahe Umzüge“ wird deshalb eine besondere 
Bedeutung zugesprochen. Daten zu grenznahen Umzü-
gen fehlen jedoch gegenwärtig noch. Zu Wohnsitzen von 
Einwohnern aus den Nachbarstaaten existieren heterogene 
Daten. In Baden-Württemberg liegen beispielsweise Daten 
zu Wohnsitzen von Einwohnern nach Herkunftsland auf 
Landkreisebene vor: Die Abbildung verdeutlicht, dass der 
Anteil an Einwohnern mit französischer Staatsangehörig-
keit vorrangig von zwei Variablen abhängig ist: zum einen 
von der Nähe zu den Verdichtungsräumen (Stuttgart, Karls-
ruhe) und zum anderen von der Nähe zur französischen 
Landesgrenze. Hier tritt die Verflechtung der grenznahen 

Abb. 19: Hauptgrenzgängerströme in der Regio Boden-
see im Jahr 2009; Pendlerströme von weniger als 250 
werden nicht dargestellt (Statistisches Arbeitsmarkt-
monitioring EURES Bodensee, translake GmbH)
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Abbildung 11: Mitgliedshochschulen der internationalen Bodenseehochschule (Karte: DACH+; Quelle: Internationale Bodensee-Hochschule) 
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Abb. 21: Einwohner mit französischer Staats-
angehörigkeit in Baden-Württemberg: Absolute 
Zahlen sowie Anteile an der Gesamtbevölkerung 
der Landkreise, Stand 31.12.2007 (absolute 
Zahlen) und 31.12.2008 (Gesamtbevölkerung)  
(Kartographie: agl auf der Basis von Geodaten des 
Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg)
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Abb. 20: Mitgliedshochschulen der Internationalen Bodenseehochschule (Regionalverband Bodensee-Oberschwaben, Regio-
nalverband Hochrhein-Bodensee 2010: 26)



45

 3�.3�
InstItutIonelle vereInBArunGen Grenz-
üBerschreItenDer zusAMMenArBeIt 

Im Vergleich zu den (meisten) Metropolregionen in 
Deutschland zeichnen sich grenzüberschreitende Verflech-
tungsräume durch seit Jahrzehnten etablierte institutionel-
le Kooperationsstrukturen aus, die großräumige Regionali-
sierungsprozesse über nationalstaatliche Grenzen hinweg 
nachvollziehen. Deshalb treffen Initiativen wie das MORO 
oder auch das ESPON-Projekt „Metroborder“ auf bereits 
seit Jahrzehnten verfasste Grenzregionen. Daraus ergibt 
sich eine direkte Möglichkeit, neue Konzepte in bestehen-
den institutionellen Arrangements zu verankern, allerdings 
auch die Herausforderung, damit verbundene Routinen 
und administrative Handlungsräume auf neue Herausfor-
derungen anzupassen.

Früher Aufbau von Institutionen der   
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit14 

Alle vier MORO-Regionen weisen eine lange Tradition der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit auf (s. Kap. 2). 
Charakteristisch ist, dass diese in ihrer Basis letztlich bereits 
in den frühen 1970er Jahren etabliert wurden, dass sie ihre 
Grundstrukturen bis heute weitgehend erhalten haben, 
dass aber gleichwohl im Laufe der Jahre sehr spezifische 
Anpassungen und Entwicklungen erfolgt sind. Meist waren 
die Auslöser der Kooperation bestimmte Probleme, die es 
grenzüberschreitend zu lösen galt. Es handelt sich dabei in 

erster Linie um administrative Institutionenbildung:

 �  Die Großregion blickt auf die Gründung der deutsch-fran-
zösisch-luxemburgischen Regierungskommission und 
der Regionalkommission Saarland-Lothringen-Luxem-
burg-Trier/Westpfalz in den Jahren 1969 bis 1971 zurück.

 �  Am Bodensee mündete vor allem die Diskussion um 
eine Intensivierung der Zusammenarbeit im Umwelt-
schutz letztlich in der Gründung der Internationalen 
Bodensee Konferenz 1972.

 �  Am Oberrhein erfolgte die Gründung der deutsch-fran-
zösisch-schweizerischen Regierungskommission und 
der späteren Oberrheinkonferenz im Jahr 1975 durch 
das Bonner Abkommen. Dies war ein Meilenstein in der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit am Oberrhein.

 �  In der Euregio entstand 1975 mit der Gründung der Stif-
tung Maas-Rhein die erste grenzüberschreitende Insti-
tution in der Region, die in abgewandelter Form heute 
noch Bestand hat.

Der kontinuierliche Ausbau der Kooperationsstrukturen 
vollzog sich insbesondere in den 1980/1990er Jahren. In 
diesen beiden Jahrzehnten wurden Vertretungsorgane für 

Landkreise mit dem Nachbarland deutlich hervor. Die Zahl 
französischer Staatsangehöriger im Ortenaukreis ist mit 
über 3 600 durchaus beachtlich, während die Zahl in grenz-
ferneren Landkreisen deutlich abnimmt. (BMVBS 2010b: 7f ) 

Intensive funktionale Verflechtungen bleiben   
auf den grenznahen Raum beschränkt

Für die grenznahen Bereiche lassen sich in den untersuchten 
MORO-Regionen funktionale Verflechtungen gut nachvollzie-
hen. Großräumige Regionalisierungsprozesse, die den admi-
nistrativen Rahmen der grenzüberschreitenden Kooperation 
beispielsweise der Großregion SaarLorLux oder der Trinantio-
nalen Metropolregion Oberrhein abbilden, können analytisch 

allerdings nicht belegt werden (TU Dresden 2010b: 8). Die 
Zielvorstellungen einer verstärkten internationalen Wahr-
nehmbarkeit und Wettbewerbsfähigkeit, die dem Konzept 
der Metropolregionen zugrunde liegen, sprechen jedoch 
tendenziell für größere Regionsabgrenzungen. Im Sinne 
des Leitbilds „Wachstum und Innovation“ ist es deshalb 
zielführend, durch größere Raumzuschnitte eine kritische 
Masse zu erzeugen, um die überregionale Wahrnehmbar-
keitsschwelle zu erreichen. Insbesondere zur Identifizie-
rung und Förderung spezifischer Entwicklungspotenziale 
der Grenzregionen – zum Beispiel im Bereich komplemen-
tärer mittel- bis oberzentraler Funktionen über national-
staatliche Grenzen hinweg – sind großräumigere Zuschnit-
te sinnvoll.

14 Die Kooperations- und Governancestrukturen werden eingehend in Kapitel 4 analysiert.
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die Abgeordneten des Raumes gewählt:

 �  Der Interregionale Parlamentarierrat ist seit 1986 das legis-
lative Organ der Großregion. Modellhaft wurden erstmals 
in der EU Parlamentarier gewählt und mit der Bearbeitung 
grenzüberschreitender Belange beauftragt. Obwohl keine 
legislativen Befugnisse bestehen, hat dieses Gremium bis 
heute Bestand und war sogar Vorbild für die Einführung 
des Oberrheinrates.

 �  1995 wurde in der Euregio Maas-Rhein der Entschluss 
zur Gründung des Euregiorats getroffen. 

 �  Das jüngste Gremium dieser Zeit ist der 1997 gegründe-
te Oberrheinrat zwischen dem Elsass, Baden, der Nord-
westschweiz und der Südpfalz.

Eine weitere Phase, die ab Beginn des Jahres 2000 einsetzt, 
kann als „ebenenspezifische Differenzierung“ bezeich-
net werden. Kennzeichnend hierfür ist beispielsweise 
die Schaffung von (kommunal getragenen) Eurodistrik-
ten und Städtenetzen bzw. die Durchführung grenzüber-
schreitender Projekte. Nicht-institutionelle Formen der 
grenzüberschreitenden Kooperation gewannen seitdem an 
Bedeutung (Euro-Institut 2010: 8). Hierbei ist vor allem die 
Öffnung der bisherigen stark staatlich dominierten Struk-
turen zu erkennen, was wiederum positive Auswirkungen 
für die Mobilisierung von neuen Partnern aus Wirtschaft 
und Zivilgesellschaft hatte (s. Blatter/Scherer 2006: 283). 

 �  Die Oberrhein-Region verfügt mittlerweile über vier 
Eurodistrikte unterschiedlicher Entwicklungsstufen: 
REGIO PAMINA, Strasbourg-Ortenau, Freiburg/Centre 
et Sud Alsace, Trinationaler Eurodistrict Basel.

 �  In der Großregion entstand zur Verbesserung und Veran-
kerung der Organisationsstruktur der Zusammenarbeit 
der Eurodistrict SaarMoselle. 

 �  Die Schaffung des Eurodistrikts Aachen-Heerlen in der 
Euregio befindet sich derzeit in der Projektphase.

 �  Seit 1999 als Bodensee Agenda 21 bekannt konnten 
im Zusammenhang mit der Internationalen Bodensee 
Konferenz eine eigene Geschäftsstelle und 13 Anlauf-
stellen aufgebaut werden. 

Intensive Netzwerk- und Projektarbeit   
im Rahmen von INTERREG

Grenzüberschreitende Netzwerke und Projekte wurden 
in der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit mit dem 
INTERREG-Programm ab Anfang der 1990er Jahre inten-
siv gefördert. In allen MORO-Regionen konnten in dieser 
Zeit durch die Regionalpolitik der EU im Rahmen von 

INTERREG viele Projekte umgesetzt werden. Durch die 
Gemeinschaftsinitiative INTERREG stand fortan nicht nur 
eine substantielle Finanzierung für konkrete Projekte zur 
Verfügung, die zu einer quantitativen und qualitativen 
Ausweitung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
führt, es wurde über die Europäische Förderpolitik auch 
ein sehr spezifisches Handlungsmodell eingeführt. Dieses 
beeinflusste mit Elementen wie Konsultation, Partner-
schaftsprinzip, Kofinanzierungsnotwendigkeit, Programm-
planung und -begleitung etc. direkt die praktische Ausge-
staltung der bestehenden Kooperationsansätze in den vier 
MORO-Regionen (Euro-Institut 2010: 7f, s. Kap. 6). 

Eine klare „INTERREG-Phase“ wie in der Bodenseeregion 
(Blatter/Scherer 2006: 283) kann allerdings nicht für alle 
MORO-Regionen nachgewiesen werden. Am Bodensee wird 
von der Hochphase der grenzüberschreitenden Koopera-
tion (1990-2000) erst seit der Einführung von INTERREG 
gesprochen, mit der eine ausgeprägte Intensivierung der 
Kooperation und der Gründung neuer Gremien und Netz-
werke einherging: Bereits 1994 ließen sich über 250 Institu-
tionen und Gremien auf allen Ebenen der Bodenseeregion 
identifizieren (Scherer/Schnell 2002: 3ff ). 

Erfahrungen mit grenzüberschreitender   
Kooperation als Schlüsselkompetenz

Hierarchische Steuerungsoptionen und formale Sanktio-
nierungsmöglichkeiten fehlen im grenzüberschreitenden 
Kontext weitgehend. Die Akteure sind somit auf ein freiwil-
liges Aushandeln von Interessen und eine konsensorientierte 
Zusammenarbeit angewiesen. Gleichzeitig müssen sie eine 
Rückbindung erzielter Konsense und grenzüberschreitender 
Politiken in die jeweiligen nationalen Systeme gewährleisten.

In etablierten Grenzregionen haben sich vielfältigste darauf 
ausgerichtete Kooperationsstrukturen und -kompetenzen auf 
unterschiedlichen Ebenen herausgebildet, die sowohl institu-
tionelle als auch zivilgesellschaftliche Routinen im Umgang 
mit der „Grenze“ auszeichnen. So entstandene Strukturen 
und Praktiken sind – im Vergleich zu innerstaatlichen regio-
nalen Handlungsräumen – konstituierend für Grenzregionen. 
Sie entwickelten sich unter spezifischen und oft schwierigen 
Bedingungen: kulturelle Unterschiede und Sprachbarrie-
ren, Aufeinandertreffen unterschiedlicher Rechts-, Politik-, 
Verwaltungs- und Planungssysteme sowie institutionelle 
Asymmetrien, (bislang) fehlende transnationale Rechtsinst-
rumente und unmittelbare politische Legitimationsverfahren  
(s. hierzu Euro-Institut 2010, Knippschild 2009).

Die Erfahrungen mit den Herausforderungen und beson-
deren Rahmenbedingungen in Grenzregionen begründen 
eine Schlüsselkompetenz der Akteure und Institutionen 
der grenzüberschreitenden Kooperation für eine erfolgrei-
che (territoriale) Zusammenarbeit in Europa. 
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 3�.4
GrossräuMIGKeIt unD 
PolyzentrIsche rAuMstruKtur

Bei den grenzüberschreitenden metropolitanen Verflech-
tungsräumen stehen – vergleichbar zu den Metropolregi-
onen in Deutschland – großräumige Regionalisierungs-
prozesse im Vordergrund. Es geht um die Herausbildung 
großer, im europäischen oder auch globalen Maßstab 
wettbewerbsfähiger Kooperations- und Handlungsräume. 
Das Interesse richtet sich demnach nicht in erster Linie auf 
einzelne Stadt- oder Arbeitsmarktregionen, kleinere Agglo-
merationen oder Eurodistrikte.

Die großräumigen Zuschnitte der MORO-Regionen wurden 
schon festgelegt, als es erste grenzüberschreitende Koope-
rationstendenzen gab. Im Laufe der Zeit ist eine Ausdeh-
nung der Grenzen bemerkbar, so zumindest in drei der vier 
MORO-Regionen. 

 �  Am Oberrhein geschah dies 1975 durch das Bonner 
Abkommen. Bis heute ist der Regionszuschnitt unver-
ändert geblieben.

Neue räumliche Dimension

Europäischer Verflech-
tungsraum Bodensee
19 850 km²

Trinationale Metropol-
region Oberrhein
21 500 km²

Großregion SaarLorLux
65 400 km²

Euregio Maas-Rhein
10 800 km²

Metropolregion München
22 450 km²

Metropolregion Stuttgart
15 450 km²

Metropolregion Rhein-Ruhr
10 600 km²

Baden-Württemberg
35 800 km²

Abb. 22: Großräumige Regionalisierungen (Kartographie: agl auf der Basis von Geodaten des BBSR und der Regionen)
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 �  Die Großregion ist dagegen durch progressive Erweite-
rungen entstanden: Setzte sich der Verflechtungsraum 
zunächst nur aus dem Saarland, Luxemburg und Loth-
ringen (SaarLorLux) zusammen, so umfasst er heute 
zudem Wallonien, die französische und die deutsche 
Gemeinschaft Belgiens sowie Rheinland-Pfalz.

 �  Auch in der Euregio kam es zu Erweiterungen: 1987 kam 
Lüttich dazu, 1992 die deutschsprachige Gemeinschaft 
Belgiens.

 �  Erweiterungen um den Kanton Appenzell in der Boden-
seeregion (Gebietskulisse der IBK) fanden 1993 statt; 
fünf Jahre später kamen Liechtenstein und Zürich hinzu.

Genauer eingegangen wird an dieser Stelle auf den Erwei-
terungsprozess der Großregion. Der grenzüberschreitende 
Zusammenschluss vom Saarland, Lothringen und Luxem-
burg wurde im Zuge der Einführung der Regionalkommissi-
on um die rheinland-pfälzischen Regionen Trier und West-
pfalz sowie den Landkreis Birkenfeld ausgedehnt. Durch die 
Gründung des Interregionalen Parlamentarierrats kamen 
auch die restlichen Gebiete von Rheinland-Pfalz und Wallo-
nien hinzu. Die Gesamtheit dieser Teilräume ist deckungs-
gleich mit der Großregion SaarLorLux und seit Beginn der 
vierten Strukturfondsperiode (2007-2013) mit der Förderge-
bietskulisse für das Programmgebiet Großregion. 

Ein Blick auf die Raumstruktur der MORO-Regionen zeigt, 
dass es sich um polyzentrische Regionen handelt. Sie 
weisen eine hoch differenzierte Raumstruktur auf und inte- 
grieren neben Agglomerationen und Stadtregionen auch 
ländlich strukturierte Räume. Die Einzugsbereiche der 
Städte reichen häufig über nationalstaatliche Grenzen 
hinweg; teilweise sind sie bereits in grenzüberschreitenden 
Städtenetzen organisiert (s. Abbildungen zu den städti-
schen Systemen in Kap. 2). 

Konkret sichtbar wird dies in der polyzentrischen Raum- 
bzw. Siedlungsstruktur der Bodenseeregion mit zahlreichen 
kleineren und mittleren regionalen Zentren. Eine beson-
dere Stellung nimmt dabei Zürich ein, sowohl in Bezug 
auf die Einwohnerzahlen (Regionalverband Bodensee-
Oberschwaben, Regionalverband Hochrhein-Bodensee 
2010: 13) als auch hinsichtlich der funktionalen Ausstat-
tung. Winterthur folgt mit 100 000 Einwohnern, Konstanz 
mit 81 500 und St. Gallen mit 71 000. 26 Gemeinden in der 
Region zählen mehr als 20 000, 74 % jedoch weniger als 
5 000 Einwohner. Keine Stadt ist als Zentrum des grenz-
überschreitenden Verflechtungsraums definierbar; dies gilt 
aufgrund seiner Randlage auch für Zürich. Jede (größere) 
Stadt hat daher für ihre Teilregion die Funktion eines Ober- 
oder Mittelzentrums. Die Funktionsräume orientieren sich 
an den Entwicklungsachsen der jeweiligen Teilräume, die 
allerdings nationalstaatlich und nicht grenzüberschreitend 
orientiert sind. Dennoch lassen sich Achsen erkennen, die 
einer grenzüberschreitenden Entwicklung bedürfen wie 

Abb. 23: Der SaarLorLux-Raum – Unterschiedliche Abgrenzungen im 
Erweiterungsprozess (Kartographie: agl auf der Basis von Geodaten 
des BBSR und der Regionen; s. hierzu Schulz 1997) 
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Abbildung 4: Entwicklungsachsen und Zentrenstruktur (Karte: DACH+) 
Abb. 24: Entwicklungsachsen und Zentrenstruktur (Regionalverband Bodensee-Oberschwaben, Regionalverband Hochrhein-Bodensee 2010: 12) 

z.B. die großräumige Entwicklungsachse Allgäu-Vorarlberg-
Rheintal. (Regionalverband Bodensee-Oberschwaben, Regi-
onalverband Hochrhein-Bodensee 2010: 13)

Gerade weil die Polyzentralität wichtig für den grenz-
überschreitenden Verflechtungsraum ist, gilt es zukünftig 
Potenziale zu bündeln und Strategien für eine gemeinsa-

me Raumentwicklung zu entwerfen und durch Projektar-
beit voranzutreiben. Dieser Ansatz wird bei anhaltenden 
Entwicklungstendenzen umso wichtiger für den Abbau von 
Grenzhemmnissen und das Nutzen dadurch entstehender 
Potenziale – sowohl bezüglich Raumordnung als auch Frei-
raumschutz. (Regionalverband Bodensee-Oberschwaben, 
Regionalverband Hochrhein Bodensee 2010: 13)

 3�.5�
PotenzIAle für wAchstuM unD 
InnovAtIon unD MetroPolItAne 
stAnDortfAKtoren 

Eine vom Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, der 
Akademie für Raumforschung und Landesplanung und dem 
Regionalverband Bodensee-Oberschwaben durchgeführte 
Fachveranstaltung kam bereits 2005 zu dem Ergebnis, dass 
sich „deutliche Hinweise darauf ergeben, dass gerade bei 
grenzüberschreitenden Wachstumsräumen, vielleicht aber 
nicht nur bei diesen, das Konzept der Metropolregionen 
um andere Wachstumsmotoren zu ergänzen ist“ (Köhler 
2007: 118). So hat sich die Region Bodensee-Oberschwaben 
in den vergangenen Jahren zu einer der dynamischsten 

und erfolgreichsten Regionen innerhalb von Deutschland 
entwickelt, wobei sich gerade die Arbeitsmarktsituation – 
wie auch in anderen Teilräumen rund um den Bodensee – 
für europäische Verhältnisse außergewöhnlich gut darstellt 
(Köhler 2009). Am Oberrhein wurde frühzeitig die Möglich-
keit eines „grenzüberschreitenden europäischen Metro-
polraumes“ (an)erkannt und in diesem Zusammenhang 
festgestellt, dass in Grenzregionen Metropolfunktionen 
oftmals außerhalb Deutschlands verortet werden können 
(BBR 2005: 185). Luxemburg initiierte das ESPON-Projekt 
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Abb. 25: Operationalisierung der Funktionsbereiche mit Indikatoren (BBSR 2010: 33)
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„Metroborder“, um die Großregion als polyzentrische 
grenzüberschreitende Metropolregion (weiter) zu entwi-
ckeln (Diederich 2010). 

Vor diesem Hintergrund setzte sich die MORO-Projektpart-
nerschaft in Kooperation mit dem BBSR intensiv mit den 
metropolitanen Standortfaktoren in den Grenzregionen 
und in diesem Kontext mit deren Potenzialen für Wachstum 
und Innovation auseinander. Als sehr hilfreich erwiesen 
sich die Arbeiten des BBSR zu „Metropolräumen in Europa“ 
(BBSR 2010). Diese Studie zielte darauf ab, die Metropol-
funktionen neu zu bestimmen, ihre räumliche Verteilung 
in Europa darzustellen und eine Abgrenzung und Typisie-
rung von Metropolräumen vorzunehmen. Metropolräume 
wiederum sind „im Sinne dieser Studie [..] solche Räume 
bzw. Orte, in denen sich Metropolfunktionen in hoher 
Dichte und Vielfalt räumlich konzentrieren“ (BBSR 2010: 
6). Im Nachfolgenden werden die Ergebnisse und ihre Rele-
vanz für die MORO-Regionen dargestellt.

Die Verteilung von Metropolfunktionen in Europa

Die Analyse der Metropolfunktion basiert auf fünf Metro-
polfunktionsbereichen (Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, 
Verkehr und Kultur), denen insgesamt 38 Indikatoren zuge-
ordnet wurden. Voraussetzung zur Aufnahme der Indika-
toren war, dass diese in allen Ländern nach einheitlichen 
Kriterien definiert werden konnten und europaweit zur 
Verfügung standen. Alle Daten wurden nicht-amtlichen 
Statistiken entnommen und mindestens auf Gemeindeebe-
ne bzw. auf Ebene der LAU-2-Einheiten15 gemessen. 

Es konnte nachgewiesen werden, dass von den insgesamt ca. 
120 000 LAU-2-Einheiten in Europa 7 % über metropolitane 
Funktionen verfügen (BBSR 2010: 71). Die wichtigsten Metro-
polstandorte in Europa sind überwiegend nationale Haupt-
städte, was vor allem aus dem Funktionsbereich Politik resul-
tiert, der besonders stark in Städten wie Genf und Straßburg 
(mit Sitz von EU-Institutionen) vertreten ist. Nur insgesamt 67 
Standorte verfügen über alle fünf Funktionen. (BBSR 2010: 73)

Betrachtet man die Verteilung der Metropolfunktionen auf 
Nationalstaaten bezogen, führt Deutschland mit 16 % das 
Länderranking an. An zweiter Stelle folgen Großbritannien 
mit fast 12 % und Frankreich (10 %) auf Platz drei. Zusam-
men mit Italien und Spanien vereinen diese fünf Staaten 
mehr als die Hälfte der Metropolfunktionen in Europa. 
Die Metropolfunktionen konzentrieren sich meist auf den 
mitteleuropäischen Kernraum, insbesondere auf das euro-
päische „Pentagon“, ein Fünfeck im Zentrum Europas mit 
den Eckpunkten London, Hamburg, München, Mailand 
und Paris. (BBSR 2010: 73f )

Hier liegen auch die MORO-Regionen: Es zeigt sich, dass 
die Grenzregionen über metropolitane Teilfunktionen 
verfügen, die durchaus vergleichbar mit einigen der ausge-
wiesenen Metropolregionen in Deutschland16 sind. Zudem 
sind sie vielen anderen Regionen außerhalb des Pentagons 
bezüglich ihrer funktionalen Ausstattung überlegen. 

 �  In der Euregio Maas-Rhein konzentrieren sich die 
Standorte mit höchster metropolitaner Bedeutung 
erwartungsgemäß auf die Städte Aachen, Liège und 
Maastricht. Es zeigt sich allerdings, dass diese deutlich 
hinter den Metropolfunktionen angrenzender Agglome-
rationen, beispielsweise Köln, Düsseldorf und Brüssel 
zurückbleibt. 

 �  In der Großregion SaarLorLux lässt sich das Städte-
netz QuattroPole mit Luxemburg, Metz, Saarbrücken 
und Trier gut nachvollziehen, wobei die starke Position 
Luxemburgs eindeutig zum Vorschein kommt. 

 �  In der Trinationalen Metropolregion Oberrhein stellt 
sich die Verteilung der Metropolfunktionen anders dar: 
Hier sind Basel und Straßburg bezüglich der Metropol-
funktionen besonders gut aufgestellt. Karlsruhe, Frei-
burg und Baden-Baden sind für die Region Oberrhein 
mit ihrer funktionalen Ausstattung wichtige Städte. 
In erster Linie verdeutlicht hier der große Anteil des 
Bereichs Wissenschaft das hervorragende Netz von 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen. 

 �  Die Bodenseeregion wird hinsichtlich der Metropol-
funktionen durch den Standort Zürich dominiert, was 
insbesondere der guten wirtschaftlichen Situation der 
Schweiz geschuldet ist. Insgesamt können in sehr vielen 
Städten, z.B. in Konstanz, Friedrichshafen, Bregenz, St. 
Gallen, Dornbirn, Vaduz und Chur, Metropolfunktionen 
nachgewiesen werden; deren Dichte bleibt jedoch im 
Vergleich zu Zürich verhältnismäßig gering. 

Metropolräume in Europa

Das BBSR ging zudem der Frage nach, wo und wie Standor-
te mit Metropolfunktionen metropolitane Cluster im euro-
päischen Raum bilden. Eine Beantwortung gelang durch 
einen neuen, auf Geographischen Informationssystemen 
(GIS) basierten Regionalisierungsansatz, der schließlich 
zur Ausweisung vergleichbarer Metropolräume in Europa 
hinführte (BBSR 2010: 75). 

In einem mehrstufigen Verfahren wurden zunächst räum-
liche Konzentrationen von Metropolfunktionen bestimmt. 
Diese bilden die Kerne der Metropolräume. Zur Abgren-

15 Local Administrative Units, die die Grundlage für die europäischen NUTS-Regionen bilden
16 BBR 2005: 185; zudem zeigen dies die Ergebnisse der Expertise „Standortvor- und -nachteile grenzüberschreitender Verflechtungsräume“ der TU Dresden im Rahmen des MORO 

„Überregionale Partnerschaften in grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen“ (TU Dresden 2010a)
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Abb. 26: Räumliche Verteilung der Metropolfunktionen in den MORO-Regionen (Kartographie: agl auf der Basis von Geodaten des BBSR)
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zung der Metropolräume wurde ein eigens vom BBSR 
entwickeltes Erreichbarkeitsmodell herangezogen: Um die 
identifizierten Kerne wurde im Zuge der Anwendung des 
Erreichbarkeitsmodells Isochronen von 60 bzw. 120 Minu-
ten PKW-Fahrzeit gelegt (BBSR 2010: 75ff ).

Interessanterweise machen die so ermittelten 125 europä-
ischen Metropolräume nur etwa 10 % der Fläche Europas 
aus, verfügen aber über 50 % der Bevölkerung, 65 % des 
BIP und 80 % der Metropolfunktionen. Große Unterschie-
de lassen sich bezüglich ihrer metropolitanen Bedeutung, 
funktionalen Vielfalt und Ausrichtung sowie hinsichtlich 
ihrer Einwohnerzahl und wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit feststellen. Wie der nach den Anteilen der fünf Metro-
polfunktionen aufgefächerte Metropolfunktions-Gesamt-
index zeigt, weisen London und Paris die beste Ausstattung 
auf. Über sehr hohe Dichten verfügen zudem die Räume in 
und um Brüssel, Amsterdam (Randstad), Frankfurt (Rhein-
Main), Berlin, München, Moskau, Rom, Madrid und Rhein-
Ruhr. (BBSR 2010: 83) 

Dabei gehört Zürich zu den „Metropolräumen mit umfas-
sender funktionaler Vielfalt“. Dies bedeutet, dass mindes-
tens vier der fünf Funktionsbereiche überdurchschnittliche 
Indexwerte aufweisen. Maas-Rhein, Luxemburg, Basel und 
Straßburg zählen immerhin noch zu den „Metropolräu-
men mit hoher funktionaler Vielfalt“, die sich zudem durch 
eine hohe wirtschaftliche Leistungsfähigkeit auszeichnen. 
(BBSR 2010: 86f )

Als wichtiges Ergebnis im Kontext des MORO kann festge-
halten werden, dass sich Metropolräume auch auf grenz-
überschreitende Raumsituationen beziehen. Die Studie 
„Metropolräume in Europa“ unterstützt daher aus analyti-
scher Perspektive den Raumtypus der grenzüberschreiten-
den metropolitanen Verflechtungsräume, bzw. kürzer und 
griffiger: der metropolitanen Grenzregionen.

Grenzüberschreitende metropolitane   
Verflechtungsräume sind „gut aufgestellt“

Die Analyse der Metropolfunktionen in Europa macht 
deutlich, dass die grenzüberschreitenden Verflechtungs-
räume mit den Binnenregionen durchaus konkurrie-
ren können. Dies belegt auch die im Rahmen des MORO 
entstandene Expertise zu Standortvor- und -nachteilen 
grenzüberschreitender Verflechtungsräume: Hier wurden 
drei Metropolregionen in Deutschland als Vergleichsre-
gionen herangezogen: die Metropolregionen Nürnberg, 
Hannover-Braunschweig-Göttingen-Wolfsburg und Mittel-
deutschland (TU Dresden 2010b: 8). Es zeigte sich, dass 
die MORO-Regionen hinsichtlich der Metropolfunktionen 
durchaus vergleichbare Potenziale wie die Referenz-Metro-
polregionen besitzen (s. Kap. 2.5). 

Die Studie des BBSR legt zudem den Schluss nahe, dass 
es europaweit nur wenige weitere Grenzregionen gibt, die 

über eine metropolitane Ausstattung verfügen und mit 
den MORO-Regionen vergleichbar sind. Dies ist insbeson-
dere dann von Bedeutung, wenn es darum geht, poten-
zielle Partner für ein gemeinsames Netzwerk zu finden. 

Zu diesem Ergebnis kommt auch das ESPON-Projekt 
„Metroborder“, das sich zum Ziel setzte, die „cross-border 
polycentric metropolitan regions (CBPMR)“ in Europa zu 
identifizieren, ein besseres Verständnis ihrer Funktionsweise 
zu erlangen und einen Weg zu finden, ihre Potenziale besser 
nutzen zu können (ESPON/University of Luxembourg 2010: 
7). Im Kontext des Projekts sind CBPMR zu verstehen 

„as political constructions based on cross-border agree-
ments and which consider the existence of national 
borders as a resource for increasing interactions at the 
local level and the embeddedness of the metropolitan 
centre in global networks. Because CBPMR are composed 
of several urban centres located on both sides of the border, 
these regional political initiatives can mobilise different 
geographical scales in order to enhance the potential of 
morphological or functional polycentricity.” (ESPON/
University of Luxembourg 2010: 7)

Um auf europäischer Ebene die CBPMR vergleichen zu 
können, wurde größtenteils die ESPON-Kategorie „Functio-
nal Urban Areas“ (FUA) als Analysebasis herangezogen. Nur 
wenige grenzüberschreitende Räume lassen sich demnach 
als „cross-border polycentric metropolitan regions“ defi-
nieren. Während einige CBPMR zumindest in Teilräumen 
über beachtliche metropolitane Qualitäten verfügen, 
beispielsweise Wien oder Kopenhagen, sind diese in ande-
ren Regionen wie in Aachen-Liège-Maastricht oder Katto-
witz nur schwach ausgeprägt. Es zeigt sich zudem, dass 
nicht alle Städte im polyzentrischen Gefüge der CBPMR 
einen wesentlichen Beitrag zur metropolitanen Dimension 
der Grenzregion leisten, somit durchaus keine gleichwer-
tigen Partner darstellen, es sich vielmehr um komplemen-
täre Elemente eines komplexen polyzentrischen Systems 
handelt. Auch wenn die Studie, wie beispielsweise für die 
beiden Fallstudien Großregion SaarLorLux und Oberrhein, 
zum Ergebnis kommt, dass die Anerkennung des metro-
politanen Potenzials der Grenzregionen und das CBPMR-
Konzept aus politischer Perspektive alternativlos seien, 
so warnt diese gleichzeitig davor, dass die Sicherung der 
„kritischen Masse“ in diesen Regionen eine andauernde 
Herausforderung darstelle. (ESPON/University of Luxem-
bourg 2010: 9f und 35f )

Die vorliegenden Ergebnisse bestätigen die politische 
Einschätzung, dass die MORO-Regionen bezüglich ihrer 
metropolitanen Funktionen prinzipiell gut positioniert 
sind. Es zeigt sich allerdings auch, dass dieses Potenzial – 
unter anderem aufgrund der nationalstaatlichen Grenzen 
und den dadurch impliziten Barrieren für eine funktiona-
le Integration – nicht überall adäquat wirksam wird. Hier 
erscheint eine Stärkung und Vernetzung metropolitaner 
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Qualitäten im Kontext der ausgeprägt polyzentrischen 
Raumstruktur der MORO-Regionen als vordringliche 
Aufgabe. 

Dadurch, dass sich Metropolräume auch unabhängig von 
nationalstaatlichen Grenzen abgrenzen lassen, können 
auch wichtige Erkenntnisse für die Weiterentwicklung der 
Territorialen Agenda der EU gezogen werden: „Mit dem 

Inkrafttreten des EU-Vertrags von Lissabon im Dezember 
2009 und der Ergänzung der Gemeinschaftsziele ‚Wirt-
schaftlicher und sozialer Zusammenhalt’ um das neue Ziel 
‚Territorialer Zusammenhalt’ sind die Städte und Regionen 
und auf diese ausgerichtete raumbezogene Politikansät-
ze (‚place-based-policies’) noch stärker als bisher in der 
europäischen Diskussion präsent“ (BBSR 2010: 94, s. hierzu 
Barca 2009). 

Abb. 27: Ergebnis des ESPON-Projektes „Metroborder“: The 
functional urban areas (FUAs) of the cross-border polycentric 
metropolitan regions and the cross-border cooperation perime-
ters (ESPON/University of Luxembourg 2010: 8)
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Um grenzüberschreitende metropolitane Verflechtungsräume bzw. metropolitane Grenzregio-
nen als Raumtypus erfolgreich im Kontext raumordnerischer Konzepte zu etablieren, ist eine 
schlüssige Begriffsklärung notwendig. Davon hängen Resonanz und Akzeptanz im raumord-
nungspolitischen Diskurs sowie die Wahrnehmung grenzüberschreitender Verflechtungsräume 
als wichtiges regionalpolitisches Handlungsfeld ab. Ein gemeinsames Selbstverständnis, das 
die besonderen Potenziale und Stärken der metropolitanen Grenzregionen wirksam kommu-
niziert, unterstützt das „Region-Building“, bestenfalls die Ausbildung regionaler grenzüber-
schreitender Identität(en), und stärkt Akteure und Institutionen der grenzüberschreitenden 
Kooperation. Es verdeutlicht den Mehrwert der territorialen Zusammenarbeit und legt auch 
den Grundstein für ein Netzwerk metropolitaner Grenzregionen.

Die bisherigen Ergebnisse im Rahmen des Modellvorhabens zeigen, dass die vier konstituieren-
den Merkmale belastbare Eckpunkte für eine Profilierung des Raumtyps ergeben: 

1. grenzüberschreitende funktionale Verflechtungen und Gemeinsamkeiten

2. bestehende institutionelle Vereinbarungen der großräumigen grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit

3. großräumige Regionalisierungsprozesse und polyzentrische Raumstruktur

4. metropolitane Standortfaktoren sowie Potenziale für Wachstum und Innovation 

Diese sollen im Rahmen der Projektpartnerschaft bzw. des Netzwerks weiter konkretisiert und – 
soweit möglich – auf der Grundlage von Indikatoren und Kriterien empirisch hinterlegt werden. 

Grundsätzlich stellt dabei die räumliche Abgrenzung eine Herausforderung dar, die alle groß-
räumigen Regionalisierungen begleitet. Diese Abgrenzung kann wie bei der Identifikation von 
Metropolräumen in Europa (BBSR 2010) indikatorenbasiert vorgenommen werden und somit 
Analyseräume abbilden. Grenzregionen stellen aus politischer Perspektive jedoch kooperati-
ve Handlungsräume von Akteuren dar (Blotevogel/Schulze 2009), die sich zwar im grenzüber-
schreitenden Zusammenhang in erster Linie an administrativen Grenzen orientieren, allerdings 
durchaus – in Abhängigkeit von Kooperations- und Institutionalisierungsprozessen – variable 
Geometrien aufzeigen (s. Kap. 5.1).

Die Auseinandersetzung mit Raumstrukturen, institutionellen Arrangements, funktionalen 
Verflechtungen und metropolitanen Qualitäten kann einen Beitrag zur Diskussion der sinn-
vollen „Betriebsgröße“ der jeweiligen grenzüberschreitenden Handlungsräume sowie einer 
effektiven „Arbeitsteilung“ der nationalen Teilräume leisten. Dabei geht es nicht darum, 
Gebietskulissen (neu) festzusetzen. Gerade bei sehr großen Regionszuschnitten kann jedoch 
die Identifikation gemeinsamer Kooperationsinteressen auf der Grundlage eines einheitlichen 
raumordnungspolitischen Konzepts dabei helfen, die Ausgestaltung der grenzüberschreiten-
den Kooperation an funktionale Erfordernisse variabel anzupassen.

  Kapitel 3 im Überblick 
Gemeinsames raumpolitisches 
selbstverständnis weiterentwickeln
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« Foto: Grenzenlos segeln auf dem Bodensee (Harald Winkelhausen)
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„Der Begriff Governance gehört um die Jahrtausendwende 
zu den Favoriten im Wettbewerb um den Titel des meist-
genutzten Begriffes in den Sozialwissenschaften“ (Blatter 
2006: 50). Mit diesem Befund verbindet sich zugleich eine 
weitere Beobachtung: „Entsprechend unterschiedlich und 
vielfältig ist … das Verständnis dessen, was denn Gegen-
stand der Governance-Forschung sein soll“ (Grande 2009: 
77). Es ist daher nicht verwunderlich, dass der Gover-
nance-Begriff auch in einem bislang von der Wissenschaft 
erst relativ wenig aufgearbeiteten Forschungsfeld seinen 
Einzug gefunden hat: der grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit in Europa. 

Benz (2009: 16) betont, dass der Governance-Begriff in den 
Politikwissenschaften zunächst im Kontext internationaler 
Beziehungen aufgetaucht sei und hier – im Unterschied 
zu government – „die geregelten Beziehungen zwischen 
Staaten in der internationalen Politik, konkret die Formen 
der Interaktion und Kooperation zwischen Regierungen, 
Verwaltungen und transnationalen gesellschaftlichen 
Akteuren erfasst.“ Fürst (2011: 89) versteht unter regio-
nal governance „netzwerkartige intermediäre Formen der 
regionalen Selbststeuerung in Reaktion auf Defizite sowie 
als Ergänzung der marktlichen und der staatlichen Steu-
erung. ’Intermediär’ bedeutet: Sie tritt dort auf, wo das 
Zusammenspiel staatlicher, kommunaler und privatwirt-
schaftlicher Akteure gefordert ist, um Probleme zu bear-
beiten. ‚Netzwerkartig’ bezieht sich auf den Interaktions-
modus: Verhandlung und Diskurs (bargaining and arguing) 
unter gleichrangigen Partnern. Regional-Governance hat 
keinen zentralen Akteur, sondern das handelnde Kollektiv 
(z.B. Repräsentanten der Region, in Regionalkonferenzen 
zusammengeschlossene Akteure) ist Subjekt der Planung 
und Raumentwicklung.“ 

Die Fragestellungen des MORO17 bewegen sich dabei eng 
an zwei konzeptionellen Ausprägungen des Governance-
Begriffs: dem eher normativen Verständnis im Sinne einer 
„Good Governance“ (Theobald 2001: 35ff ) – was soll Gover-

nance leisten und wie muss sie strukturiert sein – und 
einem empirischen Ansatz (Benz et al. 2007: o.S.), der die 
Formen, Charakteristika und Funktionalität aus analyti-
scher Perspektive beleuchtet. 

Die Analyse von Governancesystemen widmet sich dem 
Verfahren des Zustandekommens kollektiver Regelungen 
und Entscheidungen, also Fragen nach dem Prozess, sowie 
den unterschiedlichen Organisations- und Strukturie-
rungsformen dieses Verfahrens, beispielsweise durch klas-
sische Institutionen oder Netzwerke (Fürst 2011; s. auch 
Botzem et al. 2009). Ein Augenmerk liegt zudem auf dem 
Zusammenwirken hierarchischer und nicht-hierarchischer 
bzw. staatlicher und nicht-staatlicher Regelungsformen, 
insbesondere bei der Beteiligung privater korporativer 
Akteure an der Regelung gesellschaftlicher Sachverhalte 
(Mayntz 2009: 10). In Bezug auf großräumige Regionalisie-
rungsprozesse kommt zudem der Aspekt der verschiede-
nen räumlichen Handlungsebenen zum Tragen, die damit 
die Perspektive der sog. Multi-Level-Governance integriert 
(Benz 2009). Die sachlich-strategische Dimension von Poli-
tik, die bewusst in die Arbeitsdefinition aufgenommen wird, 
droht in den aktuellen Governance-Ansätzen zu verschwin-
den. Gerade für die Analyse grenzüberschreitender Koopera-
tion, die durch einen hohen Praxisbezug charakterisiert ist, 
erscheint es nötig, diese eher klassische Analyse-Dimension 
gebührend zu berücksichtigen (Beck/Pradier 2011).

In grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen führt das 
Aufeinandertreffen unterschiedlicher politisch-administ-
rativer Systeme und -kulturen zu einer hohen Komplexität 
und Eigendynamik der Verfahren. Die Vernetzung nationa-
ler Politikarenen bringt eine ausgeprägte Mehr-Ebenen-
Problematik mit sich, wobei die ebenenspezifischen Ziele, 
Funktionen und Aufgaben in der Gesamtschau noch relativ 
unklar sind (vgl. Euro-Institut 2010: 37ff ). Originäre Hand-
lungskompetenzen in der grenzüberschreitenden Koope-
ration existieren nicht per se, sondern müssen fallweise 
begründet und jeweils speziell legitimiert werden. 

 4.1
rAhMenBeDInGunGen unD 
MerKMAle GrenzüBerschreItenDer 
zusAMMenArBeIt

17 Das Kapitel stützt sich vor allem auf die Ergebnisse der Expertise „Kooperations- und Governancestrukturen in grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen – Analyse der beste-
henden grenzüberschreitenden Strukturen der Zusammenarbeit auf unterschiedlichen Ebenen und räumlichen Zuschnitten“ (Euro-Institut 2010); Dr. Joachim Beck und Eddie 
Pradier (Euro-Institut) in Kooperation mit Dr. Martin Unfried (EIPA), Dr. Claude Gengler (Forum Europa) und Dr. Rolf Wittenbrock (Universität des Saarlandes); im Rahmen des 
MORO „Überregionale Partnerschaften in grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen“ (s. hierzu auch Beck/Pradier 2011).
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Die Analyse der vier MORO-Regionen (Kap. 4.2) zeigt, dass 
die spezifischen Ausprägungen der grenzüberschreitenden 
Governance sehr stark durch die jeweiligen räumlichen und 
strukturellen Ausgangsbedingungen sowie die daraus resul-
tierende Kooperationskultur bestimmt wird. So ist es kaum 
möglich, ein einheitliches empirisches Muster herauszuar-
beiten, das ein normatives Soll-Konzept grenzüberschrei-
tender Governance begründen könnte. Allerdings lassen sich 
gemeinsame Merkmale der grenzüberschreitenden Koope-
ration herausarbeiten, die sich als konstitutive Merkmale 
grenzüberschreitender Governance interpretieren lassen:

Grenzüberschreitende Governance weist stets eine terri-
toriale Dimension auf (Casteigts 2010: 307-321). Die 
Zusammenarbeit konstituiert sich mit starkem Bezug auf 
die politisch-administrativen Grenzen der nationalen Teil-
räume. Wenngleich netzwerkartig strukturiert, bleibt sie 
damit zumindest bislang sehr viel stärker auf öffentliche 
Akteure und politisch-administrative Strukturen fokussiert 
als regionale Governance-Ansätze im nationalen Kontext. 
Insbesondere die Steuerung großräumiger Verflechtungs-
räume weist daher heute noch eher Merkmale eines grenz-
überschreitenden Government denn einer Governance im 
normativen Sinne auf. Allerdings zeigt sich hier – vergleich-
bar zur klassischen regional governance innerhalb von Nati-
onalstaaten – das Spannungsfeld und die Herausforderung, 
den räumlichen Parameter der Kooperation an die Reich-
weite und die inhaltlichen 
Bezüge der verschiedenen 
funktionellen Verflechtun-
gen anzupassen sowie die 
hierfür maßgeblichen terri-
torialen Akteursstrukturen 
im Sinne eines „regionalen 
Kollektivs“ (Fürst 2011) zu 
mobilisieren und intermedi-
är zu vernetzen. 

Anders als die klassische regi-
onal governance ist grenz-
überschreitende Governance 
dadurch gekennzeichnet, 
dass Entscheidungsarenen 
unterschiedlicher natio-
naler politisch-administ-
rativer Systeme miteinan-
der verbunden sind. Diese 
transnationale Dimension 
führt dazu, dass Verhand-
lungssysteme durch eine 
deutlich stärkere Prinzipal 
-Agent-Problematik gekenn- 

zeichnet sind: Hierbei geht um die jeweils spezifische 
Herausforderung der Rückvermittlung und damit der 
Möglichkeiten und Grenzen der funktionalen Einbettung 
eines grenzüberschreitenden territorialen Sub-Systems in 
die jeweiligen nationalen Kontexte (vgl. Frey 2003: 451ff ). 
Hinzu kommen interkulturelle Vermittlungs- und Verstän-
digungserfordernisse, die sich auf interpersonelle wie inter-
institutionelle Komponenten des Verhandlungssystems 
beziehen und die prinzipiell offene Frage nach der Kompa-
tibilität divergenter europäischer Verwaltungskulturen (vgl. 
Beck/Thedieck 2008) einschließt. Schließlich können Merk-
male wie Konsensprinzip, Delegationsprinzip, die Nicht-
Verfügbarkeit hierarchischer Konfliktlösungsoptionen, das 
Rotationsprinzip im Gremienvorsitz oder die Tendenz zur 
Entscheidungsvertagung ebenfalls durch diese transnatio-
nale Dimension erklärt werden. 

Das dritte konstitutive Merkmal von grenzüberschreiten-
der Governance kann in ihrer europäischen Dimension 
(Lambertz 2010) gesehen werden. So erfüllt die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit eine spezifische Integrati-
onsfunktion (vgl. Schwok 2005: 123ff ): Das „Zusammen-
wachsen Europas an den Grenzen der Mitgliedstaaten“, 
das „Europa der Bürger“, die „territoriale Kohäsion“ oder 
die „Europäische Nachbarschaftspolitik“ sind Konzep-
te, die sich unmittelbar auf die europäische Dimension 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit beziehen18. 

18 Dies wird u.a. auch dadurch verdeutlicht, dass lediglich 7 % der EU-Bevölkerung grenzüberschreitend mobil ist, dass aber über 80 % dieser Mobilität in den europäischen Grenz-
regionen stattfindet. Zu den diesbezüglichen Funktionen von Grenzregionen s. Beck/Thevenet/Wetzel 2009: 3ff

Im grenzüberschreitenden Gewerbegebiet Avantis zwischen Aachen und Heerlen (Copyright Stadt 
Aachen/Andreas Herrmann)
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Damit wird die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
perspektivisch als eigene Handlungsebene im europäi-
schen Mehr-Ebenen-Kontext (Benz 2009: 134ff ) etabliert. 
Hinzu kommt die Laborfunktion, die grenzüberschreitende 
Gebiete für die Europäische Integration haben: In all jenen 
Politikfeldern, die entweder nicht auf europäischer Ebene 
harmonisiert oder in denen europäische Regulierungen 
auf der Ebene der Mitgliedstaaten unterschiedlich imple-
mentiert sind, müssen angepasste grenzüberschreitende 
Lösungen als Antworten auf reale Verflechtungsprobleme 
entwickelt werden. Hinzu kommt, dass mit dem INTER-
REG-Programm und seinen charakteristischen Handlungs-
prinzipien die grenzüberschreitende Governance sehr stark 
durch ein externes, auf der europäischen Ebene konzipier-
tes Handlungsmodell strukturiert wird (s. Kap. 6.2). Schließ-
lich erfährt die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
eine besondere Prägung durch Strukturierungsansätze der 
europäischen Ebene wie etwa der EU-Verordnung zum 
EVTZ. Diese verursachen – unabhängig von der materiellen 
Notwendigkeit – in vielen Grenzregionen einen „Regulati-
ons-Schub“ der grenzüberschreitenden Kooperation und 
haben damit unmittelbare Konsequenzen für die Ausgestal-
tung von grenzüberschreitenden Governance-Regimen.

Das vierte Merkmal von grenzüberschreitender Governance 
kann schließlich in der sachlich-strategischen Dimension 
gesehen werden. Die grenzüberschreitenden Angelegen-

heiten stellen auf der Sachebene keineswegs ein eigenes 
Politikfeld dar, sondern beinhalten mehr oder weniger inte-
grierte Kooperationsansätze in und zwischen unterschied-
lichen nationalen Politikfeldern. Akteurskonstellationen, 
Entscheidungskompetenzen, Handlungsressourcen und die 
Synchronisierung strategischer Interessen im grenzüber-
schreitenden Kontext können hierbei von Politikfeld zu Poli-
tikfeld zwischen den beteiligten „nationalen“ Partnern sehr 
stark variieren. Die praktische Ausgestaltung einer überge-
ordneten, auf die territoriale Gesamtsteuerung bezogenen 
grenzüberschreitenden Governance wird damit erheblich 
erschwert. Daraus resultieren eine sehr viel höhere Komple-
xität und Eigendynamik der Bearbeitungs- und Koopera-
tionsprozesse. Hinzu kommt, dass im Gegensatz zu nati-
onalen und internationalen Mustern der Konfliktregelung 
„Koppelgeschäfte“ im grenzüberschreitenden Kontext nur 
schwer möglich sind. Zwar bietet die Breite der behandelten 
Themen im Prinzip eine gute Voraussetzung dazu; aufgrund 
der geringen Bindungswirkung von grenzüberschreiten-
den Entscheidungen, der hohen Komplexität von Entschei-
dungsprozessen, gepaart mit dem sehr geringen originären 
Kompetenzprofil der grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit, sind Koppelgeschäften, vor allem aber die Verlagerung 
konfliktärer Themen auf höhere Entscheidungsebenen, sehr 
erschwert19. Das Dilemma besteht darin, dass es grenzüber-
schreitend keine Hierarchie gibt und in den Politikfeldern in 
der Regel nationale Logiken im Vordergrund stehen. 

Vor dem Hintergrund der grundsätzlichen Rahmenbedin-
gungen und Merkmale werden die grenzüberschreitenden 
Kooperations- und Governancesstrukturen in den vier 
MORO-Regionen hinsichtlich ihrer spezifischen Kontext-
bedingungen und Entstehungsphasen, Organisationsfor-
men und Akteurskonstellationen beurteilt. Die Ergebnisse 
der Querschnittsanalyse fasst Kapitel 4.2 zusammen20. 

Regional sehr unterschiedliche Kontextbedingungen  
für die grenzüberschreitende Kooperation

Die kulturellen und sprachlichen Disparitäten variieren in 
den vier MORO-Regionen sehr deutlich: Während diese in 

der Großregion und am Oberrhein als relativ stark einge-
stuft werden müssen, gibt es in der Bodenseekooperation 
keine Sprachbarriere und vergleichsweise geringe kultu-
relle Unterschiede zwischen den Partnern. Die Situation 
in der Euregio liegt eher dazwischen: Zwar gibt es auch 
hier eine größere sprachliche Nähe der beteiligten Akteu-
re, doch spielen mit den französischsprachigen Partnern 
sprachliche und kulturelle Barrieren durchaus eine Rolle. 

Die vier MORO-Regionen unterscheiden sich zudem 
maßgeblich in Fläche, Einwohnerzahl und -dichte sowie 
der Anzahl der Teilgebiete und beteiligten Staaten (s. Kap. 
2). Insgesamt wirft der Vergleich die Frage nach der optima-

 4.2
erGeBnIsse Der QuerschnIttsAnAlyse 
zu Den KooPerAtIonsstruKturen Der 
Moro-reGIonen

19 Lamassoure (2005) spricht in diesem Zusammenhang von der „Grauzone“ der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit: Die Dimensionen der behandelten Sachfragen sind für 
den Zuständigkeitsbereich der lokalen/regionalen Akteure vielfach zu „groß“, für die Nationalstaaten hingegen, eben weil diese sich nur auf Teilausschnitte des eigenen Territo-
riums beziehen (und damit keine generelle Änderung rechtfertigen), zu „klein“

20 Diese Querschnittsanalyse basiert auf detaillierten Analysen der untersuchten Teilregionen durch das Euro-Institut (2010) im Rahmen des MORO „Überregionale Partnerschaften 
in grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen“
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len „Betriebsgröße“ eines grenzüberschreitenden Verflech-
tungsraumes auf. Diese scheint beim Oberrhein und am 
Bodensee gegeben, während sich bei der Großregion die 
Frage stellt, ob diese auf Basis der realen Verflechtungs-
strukturen nicht letztlich zu groß (Niedermeyer/Moll 2007: 
297), bei der Euregio Rhein-Maas, ob diese nicht angesichts 
der sich räumlich immer stärker ausdifferenzierenden 
sozioökonomischen Verflechtungen ggf. zu klein ist. Hier 
konkurriert die Euregio auch mit anderen weiträumigeren 
regionalen Netzwerken.

Vergleichbare Entwicklungsphasen in allen Regionen

Alle vier MORO-Regionen weisen eine lange Tradition und 
vergleichbare Entwicklungsphasen der grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit auf. Charakteristisch ist, dass 
diese in ihrer Basis bereits in den frühen 1970er Jahren des 
letzten Jahrhunderts etabliert wurde (s. Kap. 3.3). Gleich-
wohl sind im Laufe der Jahre sehr spezifische Anpassungen 
und Entwicklungen in der konzeptionellen und praktischen 
Ausgestaltung der grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit erfolgt (vgl. auch Wassenberg 2007).

Phase zeitraum Merkmal Ausprägung in den Moro-regionen

Administrative  
Institutionenbildung

späte 1960er 
bis frühe 1970er 
Jahre

Die Sammlung erster experimen-
teller Erfahrungen und Aufbau 
punktueller Beziehungen führt zur 
Gründung offizieller Regierungs-
kommissionen mit teilräumlichen 
Regionalausschüssen bzw. Regio-
nalkommissionen und entsprechen-
den thematischen Arbeitsgruppen, 
bzw. zur Gründung von Stiftungen

euregio: Gründung der Stiftung Maas-Rhein 1975

Großregion: Gründung der Deutsch-Französisch-Luxemburgischen 
Regierungskommission und der Regionalkommission Saarland-Lothrin-
gen-Luxemburg-Trier/Westpfalz, 1969-1971

oberrhein: Gründung der Deutsch-Französisch-Schweizerischen Regie-
rungskommission und der späteren Oberrheinkonferenz 1975

Bodensee: Gründung der Internationalen Bodenseekonferenz 1972 mit 
ihrer Konferenz der Regierungschefs und thematischen Kommissionen

Gouvernementale 
Differenzierung

späte 1980er 
bis frühe 1990er 
Jahre

Schaffung legislativer Organe euregio: 1995 Euregiorat

Großregion: 1986 Interregionaler Parlamentarierrat, dem ein Interregio-
naler Wirtschafts- und Sozialausschuss folgte

oberrhein: 1997 Oberrheinrat

Bodensee: 1991 Bodenseerat

Projektorientierte 
Professionalisierung

ab Beginn 
1990er Jahre

Durchführung grenzüberschreiten-
der Projekte

Insbesondere befördert durch die Implementierung und erfolgreiche 
Umsetzung der Gemeinschaftsinitiative INTERREG in allen vier Grenzre-
gionen

Ebenenspezifische 
Differenzierung

ab 2000 Gründung von Eurodistrikten, 
Städtenetzen, Durchführung von 
Agenda-Prozessen

euregio: Eurodistrict Aachen-Heerlen (Projekt)

Großregion: Eurodistrict SaarMoselle, Städtenetz QuattroPole

oberrhein: 4 Eurodistrikte (REGIO PAMINA, Strasbourg-Ortenau, Freiburg/ 
Centre et Sud Alsace, Trinationaler Eurodistrict Basel)

Bodensee: Bodensee Agenda 21

Abb. 28: Phasen der Institutionalisierung der grenzüberschreitenden Kooperation in den MORO-Regionen (nach Euro-Institut 2010)

Unterschiedliche Logiken im Aufbau der grenzüber-
schreitenden Kooperation 

Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit führte zu 
komplexen, sich überlagernden Institutionalisierungspro-
zessen, die auf unterschiedlichen Rechtsformen basiert: 
Während am Bodensee, am Oberrhein und in der Großre-
gion jenseits der jeweiligen Staatsverträge auf der gesam-
träumlichen Ebene keine einheitliche Rechtsstruktur 
besteht und die geschaffenen Einrichtungen hier über-

wiegend auf multilateralen Vereinbarungen beruhen, 
verfügt die Euregio Maas-Rhein über eine Rahmenstruk-
tur, eine Stiftung nach niederländischem Recht. Wird in 
der Bodenseeregion bewusst auf eine Politik der „Stärke 
loser Kopplung“ innerhalb dezentraler (sektoraler) Netz-
werke gesetzt (vgl. Scherer/Schnell 2002: 502ff ), domi-
niert in den anderen drei Regionen eher ein Muster klassi-
scher Institutionenbildung mit einer bewussten formalen 
Regelung von Geschäftsprozessen und Entscheidungsab-
läufen. Allerdings lässt sich in der Gesamtschau derzeit 
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nur am Oberrhein eine durchgängige ebenenspezifische 
Differenzierung im Bereich der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit erkennen, bei der es nicht nur instituti-
onell, sondern auch aufgabenstrukturell bzw. funktional zu 
Ansätzen einer vertikalen Arbeitsteilung zwischen (inter-)
nationaler (Regierungskommission), gesamträumlicher 
(Oberrheinkonferenz, Oberrheinrat) und teilräumlicher 
Ebene (Eurodistrikte) kommt.

Die für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit eigens 
geschaffenen Rechtsinstrumente (grenzüberschreiten-
der örtlicher Zweckverband – GÖZ – nach dem Karlsruher 
Abkommen, EVTZ nach EU-Recht) finden auf der groß-
räumigen Ebene bislang noch keine Anwendung, sondern 
werden (wenn überhaupt) im teilräumigen Kontext (Euro-
distrikte, Einzelprojekte) angewandt. 

Die vier Grenzregionen stehen hierbei stellvertretend für 
unterschiedliche Handlungslogiken im Aufbau der grenzüber-
schreitenden Kooperation, die für die Frage einer Strukturie-
rung grenzüberschreitender Verflechtungsräume interessante 
konzeptionelle Alternativen darstellen (vgl. Ricq 2006): 

 � So folgt die Euregio Maas-Rhein dem klassischen Bottom-
up-Prinzip einer Euregio, bei dem in der grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit funktionale Lösungsansätze für 
einen engeren Verflechtungsraum entwickelt werden.

 � Die Großregion steht demgegenüber eher für eine Top-
down-Institutionalisierung eines außerordentlich groß-
räumig verfassten Kooperationsraums.

 � Die Bodensee-Kooperation kennzeichnet in besonderer 
Weise der Identität stiftende gemeinsame Referenzrah-
men („Bodensee-Anrainer“), der auf gesamträumlicher 
Ebene institutionell verankert ist, gleichwohl durch 
sehr vielfältige netzwerkartige Kooperationsstrukturen 
ausgefüllt wird.

 � Der Oberrhein wiederum kann als ein Kooperations-
modell der vertikalen Vernetzung verschiedener räum-
licher Handlungsebenen gesehen werden, mit dem eine 
Synchronisierung unterschiedlicher räumlicher Reich-
weiten der grenzüberschreitenden Kooperation ange-
strebt wird. 

Geringe finanzielle Ausstattung und geringer  
Organisationsgrad 

Neben der Organisationsstruktur gibt es auch hinsicht-
lich der finanziellen Ausstattung erhebliche Unterschiede. 
Da in der Euregio Maas-Rhein beinahe keine Eigenmittel 
für Projekte bestehen, dominiert INTERREG die prakti-
sche Kooperation sowie auch die hierauf ausgerichteten 
Diskurse und Entscheidungsmuster sehr stark. Auch in der 
Großregion lässt sich ein starker Einfluss von INTERREG 
beobachten, da keines der vielfältigen grenzüberschreiten-
den Gremien über ein nennenswertes grenzüberschreiten-
des Aktionsbudget verfügt. Im Gegensatz hierzu definiert 
sich die Bodenseekooperation nicht über das INTERREG-
Programm, sondern will eine eigene Plattform der grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit darstellen, die sich 
dem INTERREG-Programm für die Realisierung von dort 

entwickelten Projek-
tideen bedient. Ein 
ähnliches eher instru-
mentelles Verständnis 
findet sich diesbezüg-
lich auch am Ober-
rhein. Hier haben die 
institutionellen Part-
ner der Kooperation 
teilweise sogar eigene 
grenzüberschreiten-
de Budgets geschaf-
fen, mit denen kleine-
re Projekte autonom 
und sehr flexibel 
finanziert werden 
können. 

In der Gesamtschau 
ist der grenzüber-
schreitende Orga-
nisationsgrad eher 
gering ausgeprägt. Die 
Administration und 
politische Gestaltung 
der grenzüberschrei-Die Stadt Luxemburg als Weltkulturerbe und Wachstumsmotor für die Großregion (agl)
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tenden Angelegenheiten erfolgen in der Regel durch einen 
sehr starken Rückbezug auf den politisch-administrativen 
Kontext der beteiligten Partner, wobei die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit dort primär als Querschnittsaufga-
be wahrgenommen wird: Diese genießt zwar in der Regel 
eine hohe politische und strategische Aufmerksamkeit, 
hat aber in organisatorischer Hinsicht latent das Problem  
einer funktionellen Verankerung in der fachlich-sektoralen 
Linie (Fachabteilungen, Fachverwaltungen etc.). Auch in 
den Fällen, in denen eigene grenzüberschreitende Struk-
turen und Einrichtungen geschaffen wurden, sind diese 
hinsichtlich der Effektivität ihrer Arbeit sehr stark auf 
die dahinter liegenden interinstitutionellen Netzwerke  
ihrer Partner angewiesen. Hieraus ergeben sich regelmä-
ßig Herausforderungen im Schnittstellen-Management 
und der interinstitutionellen Koordination. Sie unter-
streichen das Spannungsfeld zwischen einer expansiven 
grenzüberschreitenden Aufgabenpolitik auf der Ebene der 
Verflechtungsräume und den systemischen Grenzen einer 
entsprechenden integrativen, kompetenzbasierten Institu-
tionenbildung.

Ein wichtiger Indikator für die Professionalisierung der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit ist die Betei-
ligung hauptamtlicher Akteure. Er gibt Hinweise darauf, 
wie stark das Handlungsfeld der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit als eigenständiges Politikfeld etabliert 
bzw. verstetigt ist, oder ob dieses nach wie vor eher ein 
Dasein „aus zweiter Hand“ führt, d.h. mehr oder weniger 
vollständig auf Handlungsbeiträge aus dem nationalen 
Kontext angewiesen ist. Lediglich am Oberrhein wurden 
sowohl auf der Ebene der institutionellen Partner als auch 
im Rahmen der grenzüberschreitenden Einrichtungen 
selbst erhebliche Personalkapazitäten aufgebaut: Rund 
100 Personen sind auf den unterschiedlichen Ebenen 
vollamtlich mit der grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit befasst, hinzu kommen nochmals allein in der Ober-
rheinkonferenz rund 600 Fachexperten, die punktuell aus 
ihren nationalen Verwaltungen heraus in die Kooperation 
einbezogen sind. 

Differente Akteursstrukturen und Dominanz der  
öffentlichen Akteure 

In allen vier MORO-Regionen zeigt die Analyse eine sehr 
starke Dominanz der öffentlichen Akteure. Dies ist ein 
Merkmal, das stellvertretend für die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit insgesamt gelten kann (Lang 2010), da 
sich diese sog. „kleine Außenpolitik“ an der Schnittstelle 
und Kompetenzgrenze verschiedener Staaten bewegt und 
die staatliche Ebene daher direkt oder indirekt per se immer 
beteiligt ist. Zudem lässt sich historisch nachvollziehen, 
dass die Initiatoren und Promotoren der Kooperation auch 
in grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen primär 

öffentliche Akteure waren und sind, seien es Regional- oder 
Lokalpolitiker oder Akteure der Staatsverwaltung bzw. der 
regionalen und lokalen Gebietskörperschaften. Darüber 
hinaus bewegt sich die grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit klassischerweise in Themenfeldern, die dem Kern-
bereich öffentlicher Pflicht- oder freiwilliger Aufgaben 
zuzuordnen sind: Bei der Entwicklung grenzüberschrei-
tender Handlungsansätze etwa in der Raumordnung, im 
Umweltschutz, beim ÖPNV, in der Bildung, bei der öffentli-
chen Daseinsvorsorge oder der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung sind zunächst einmal öffentliche Akteure zustän-
dig. Schließlich erfordern grenzüberschreitende Projekte, 
zumal wenn sie durch Europäische Programme wie z.B. 
INTERREG gefördert werden, zum Teil substanzielle finan-
zielle Beteiligungen in Form von nationalen und regionalen 
Kofinanzierungen. 

Innerhalb dieses generellen Musters gibt es interessan-
te Unterschiede. So sind z.B. in der Großregion auf der 
interregionalen Ebene Akteure der Wirtschafts- und Sozi-
alpartner eingebunden und haben zusätzliche formelle 
Beteiligungsmöglichkeiten über interregionale Verbands-
strukturen (Gewerkschaftsrat, IHKen und HWKen). Eine 
ähnliche, vom Integrationsgrad sogar noch intensiver 
ausgestaltete Einbindung, findet sich in der Euregio 
Maas-Rhein: Dort besteht innerhalb des Euregiorats eine 
eigene Kammer der gesellschaftlichen Organisationen; 
zudem werden diese Akteure auch intensiv auf der Ebene 
der Kommissionen thematisch eingebunden. Ein solcher 
institutioneller Einbezug auf Entscheider-Ebene lässt 
sich in den bisherigen Strukturen des Oberrheins und des 
Bodensees demgegenüber erst im Ansatz erkennen. 

Innerhalb des öffentlichen Akteurssegments wieder-
um fällt in der Euregio Maas-Rhein ein starkes regiona-
les/kommunales Moment auf, während die kommunale 
Ebene in die offizielle Kooperation der IBK am Bodensee 
bislang eher punktuell einbezogen ist. Am Oberrhein und 
in der Großregion lässt sich wiederum ein Mix von staat-
lichen und kommunalen Akteuren beobachten, wobei auf 
der gesamträumlichen Ebene eher die staatlichen Akteure 
bzw. Vertreter der regionalen Gebietskörperschaften, auf 
der teilräumlichen Ebene hingegen eher die kommunalen 
Akteure dominieren. 

Je weniger sich funktionale Verflechtungen an administra-
tiven Grenzen orientieren und je bedeutender das koope-
rative Zusammenwirken von Akteuren unterschiedlicher 
Sektoren für die territoriale Entwicklung wird, desto wich-
tiger wird die zielgerichtete Mobilisierung gesellschaftli-
cher und privater Akteure auch im grenzüberschreitenden 
Kontext (Beck 2008: 179ff; s. auch Kohlisch 2008) – 
vergleichbar zu vielen nationalen metropolitanen Räumen 
(vgl. Ludwig et al. 2009).



64

Schwach ausgeprägte regionale Identitäten und  
Wirksamkeit interkultureller Stereotype21 

In den vier MORO-Regionen sind die regionalen grenzüber-
schreitenden Identitäten der Bevölkerung relativ schwach 
ausgeprägt: In Untersuchungen zeigte sich, „dass bislang 
noch in keiner der untersuchten Grenzregionen ein ausge-
prägtes Regionalbewusstsein oder eine auffällige gemein-
same Identität vorzufinden sind“ (Schönwald 2010: 58). 
So sei ein Bewusstsein der Zugehörigkeit zur Großregion 
SaarLorLux längst nicht selbstverständlich; eher ließe sich 
nachweisen, dass zwar eine Affinität zum Nachbarn beste-
he, allerdings auch die Tendenz zur Abgrenzung. Informa-
tionsdefizite hinsichtlich des Bildes von der Grenzregion 
und auch von den Nachbarn jenseits der Grenze zeigen sich 
in allen MORO-Regionen. Grundsätzlich dominieren die 
nationalen Identitäten bis heute, auch wenn sich immer 
stärker mehrdimensionale oder Patwork-Identitäten 
herausbilden. Das heißt, dass „in verschiedenen Kontexten 
jeweils andere Identitäten aktiviert und handlungsrelevant 
werden“ (Schönwald 2010: 160) und sich hier auch Bezüge 
zur Grenzregion nachweisen lassen.

Wirksame grenzüberschreitende Identifikationsanker 
können aus einer gemeinsamen Geschichte und Spra-
che, aber auch aus 
geographischen Gege-
benheiten entstehen: 
So wirken Rhein und 
Bodensee in den jewei-
ligen Regionen als stark 
verbindende Elemente. 
Besondere Bedeutung 
entfalten grenzüber-
greifende Symbole; sie 
besitzen ein großes iden-
titätsstiftendes Poten-
zial, auch wenn sie nur 
jeweils für spezifische 
Bereiche der Grenzregi-
onen oder für einzelne 
Sektoren wirksam sind.

Schließlich prägen 
interkulturelle Stereo-
type in der Bevölkerung 
und auf der Ebene der 
Akteure nach wie vor die 
grenzüberschreitenden 
Realitäten; sie können 
der Entwicklung, einer 
gemeinsamen grenz-

überschreitenden Handlungsrationalität bzw. -identität 
tendenziell entgegenstehen. Die Stereotypisierung lässt 
sich nicht nur auf individueller sondern auch auf regioan-
ler Ebene feststellen: „Das Image von Grenzregionen […] 
war lange Zeit ein negatives. Die negative Stereotypisierung 
der Kategorie ’Rand’ […] war in den Nationalstaaten weit 
verbreitet“ (Schönwald 2010: 143). Wenngleich Stereotype 
sehr langlebig sind, ändert sich dieses Image mit dem euro-
päischen Integrationsprozess – sowohl in der Selbstdarstel-
lung als auch in der Außenwahrnehmung.

Stärken und Schwächen der aktuellen grenzüber- 
schreitenden Kooperationssysteme 

Die Querschnittsanalyse der vier MORO-Regionen verdeut-
lichte einmal mehr die Stärken und Schwächen der grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit. Kurz zusammenge-
fasst liegen die wesentlichen Stärken der untersuchten 
Kooperationsstrukturen zunächst darin, dass diese jeweils 
spezifische Antworten auf individuelle Herausforderun-
gen und Handlungsnotwendigkeiten unterschiedlicher 
räumlicher und politisch-administrativer Ausgangsbedin-
gungen darstellen. In allen vier Grenzregionen haben sich 
funktionelle Muster der grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit entwickelt, die durch eine starke Tradition und 

21 Expertise „Identitäten und Stereotypen in grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen – Das Beispiel der Großregion“ (2010); Antje Schönwald (Institut für Landeskunde im 
Saarland e.V.); im Rahmen des MORO „Überregionale Partnerschaften in grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen“

Karlsruhe als starker Wirtschaftsstandort in der Region Mittlerer Oberrhein (Stadt Karlsruhe)
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eigenständige Kooperationskulturen gekennzeichnet sind. 
Sie sind maßgeblich durch funktionale interinstitutionel-
le und interpersonelle Netzwerke öffentlicher instituti-
oneller Schlüsselakteure getragen. Sie werden punktuell 
ergänzt durch Einzelpersönlichkeiten aus Wirtschaft und 
Gesellschaft. In der Regel sind in diese Kooperationsmus-
ter hochrangige politische und administrative Führungs-
kräfte involviert, die zu einer starken medialen Sichtbarkeit 
und zur politisch-strategischen Bedeutung beitragen: In 
allen untersuchten Kooperationsräumen sind die grenz-
überschreitenden Angelegenheiten „Chef-Sache“. Dieses 
Muster wird ergänzt durch eine sehr starke Projektorientie-
rung, die insbesondere mit dem INTERREG-Programm an 
Bedeutung gewonnen hat. Thematisch ist eine sehr große 
Breite der innerhalb des Kooperationssystems behandelten 
Politik- und Themenfelder zu beobachten. Für die einzel-
nen Themen sind auf der Ebene der Institutionen in der 
Regel auf Dauer angelegte Arbeitsstrukturen (Kommissio-
nen, Arbeitsgruppen, Ausschüsse etc.) eingerichtet, die zu 
einer Verstetigung der Aufgabenwahrnehmung führen.

Diesen Stärken steht eine Reihe von Schwächen gegenüber, 
die ebenfalls als charakteristisch für die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit gelten können:

 � Das Einstimmigkeitsprinzip in Kombination mit dem 
Prinzip der „nationalen“ Delegationen und dem daraus 
resultierenden „Zwang zur Parität“ bremst tendenziell 
Innovationen in der grenzüberschreitenden Kooperati-
on. Das Rotationsprinzip im Gremienvorsitz steht der 
Kontinuität tendenziell entgegen. Es besteht ferner eine 
Tendenz zu Resolutionen statt zu echten Entscheidun-
gen, was sehr oft zu Umsetzungsdefiziten führt. Geringe 
Sitzungsfrequenzen auf der Entscheider-Ebene können 
zu Brüchen in der Verstetigung von Entscheidungsfin-
dungen führen. 

 � Da es in der grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit keinen „Chef“ geben kann, lässt sich ein nicht 
Mangel an Führung beobachten (die Steuerungsop-
tion einer Kooperation „im Schatten der Hierarchie“ 
scheidet aus22). In Verbindung mit relativ geschlos-
senen Arbeitsstrukturen führt das politisch hoch 
sensible grenzüberschreitende Geschäft der „kleinen 
Außenpolitik“ daher oftmals zu einer hohen Infor-
malität, aber eben auch zu Intransparenz der Prozes-
se. Umgekehrt führt der hohe institutionelle und 
personelle Rückkopplungs- und Abstimmungsauf-

wand zu vergleichsweise langwierigen Prozessmus-
tern (es gibt grenzüberschreitend keine einfachen 
Fragen), wodurch auch eine gewisse Dominanz von 
Begegnung und Austausch (es müssen immer wieder 
Akteure und deren institutionellen Hintergründe neu 
vorgestellt und erläutert werden) statt ergebnisorien-
tierter Sitzungsverläufe in vielen grenzüberschreiten-
den Konstellationen als charakteristisch gelten muss. 

 � Ein damit im Vergleich zum nationalen Kontext deut-
lich höherer Koordinations- und Abstimmungsaufwand 
bedingt eine hohe Komplexität der Prozesse. Die Arbeit 
der verschiedenen Institutionen und Gremien ist in der 
Regel weitgehend entkoppelt; es fehlen gemeinsame 
ergebnis- und wirkungsgerichtete Arbeitsprozesse. 

 � Aufgrund mangelnder Information über grenzüber-
schreitende Handlungsbedarfe entstehen Projekte oft 
eher durch punktuelle Initiativen einzelner Akteure, 
denn in Form einer systematischen Umsetzung poten-
zial- bzw. problembezogener Handlungsstrategien. 

 � Die Kooperation autonomer Akteure statt integrierter 
Strukturen und Verfahren sowie punktuelle Projekt-
arbeit statt Verstetigung auf Basis gemeinsamer Ziele 
führen in Verbindung mit dem Mangel an gemeinsamen 
Arbeitsinstrumenten zu einer tendenziell niedrigeren 
Effizienz, die jeweils durch ein vergleichsweise deutlich 
höheres personelles Engagement der beteiligten Akteu-
re kompensiert werden muss. 

 � Einer mangelnden Kenntnis und funktionalen Kompa-
tibilität der nationalen Partner kann auch mit spezi-
fischen Fortbildungsmaßnahmen nur ansatzweise 
begegnet werden: Sehr oft tritt der „grenzüberschrei-
tende Reflex“ gegenüber einem gewissen „nationalen 
Tunnelblick“ in den Hintergrund. Einschränkungen der 
direkten Kommunikation ergeben sich insbesondere 
auf der Ebene der Fachexperten durch die Notwendig-
keit der Simultanübersetzung. 

 � Die geringen grenzüberschreitenden Handlungskom-
petenzen wirken auf die handelnden Akteure oftmals 
demotivierend. Der reale Gestaltungsspielraum bleibt 
eher gering; dieser muss in der Schnittmenge unter-
schiedlicher Systeme und Zuständigkeiten in den zu 
behandelnden Themenfeldern jeweils neu erarbeitet 
und gerechtfertigt werden.

22 Es kann keine grenzüberschreitende Hierarchie geben, was natürlich nicht ausschließt, dass der Schatten der institutionellen Hierarchie aus dem Heimatkontext von Relevanz 
ist (Principal-Agent-Problematik).
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23 Beschlüsse des Vorstands der Euregio Maas-Rhein vom 13. Dezember 2000 und des Euregiorates vom 31. Januar 2001 zur Änderung der Grundstatzerklärung und der Geschäfts-
ordnung für die Arbeitsweise des Euregio-Rates

24 s. Website Saarland – Zukunftsbild 2020; s. auch Niedermeyer/Moll 2007: 309 f
25 Zwar soll der Gipfel ab 2011 nur noch alle zwei Jahre stattfinden, jedoch soll es neben den Gipfeln regelmäßige Treffen der Fachminister (Transport, Umwelt, Forschung, Raum-

planung usw.) geben
26 s. Website DG REGIO – Beitrag des Oberrheins zum „Grünbuch zum territorialen Zusammenhalt – Territoriale Vielfalt als Stärke“ der Europäischen Kommission {SEK(2008) 2550} 

vom 25.02.2009

Vor dem Hintergrund der skizzierten Schwächen erstaunt 
es nicht, dass derzeit in allen vier MORO-Regionen inten-
sive Diskurse zur Optimierung der grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit geführt und hierzu teilweise auch 
bereits konkrete Maßnahmen und Projekte implemen-
tiert werden. So steht in der Euregio Maas-Rhein derzeit 
eine stärkere Öffnung zu den staatlichen Akteuren auf 
der Agenda, in deren Rahmen auch eine Umwandlung 
der Stiftung in einen EVTZ erörtert wird (Reform Euregio-
rat 200023; Unfried 2009). Zudem stellt sich die Frage, wie 
die bestehende administrative Gebietsabgrenzung noch 
besser veränderten, eher großräumigen Kooperationen 
(z.B. im Bereich der medizinischen Hochschulkooperation) 
gerecht werden kann. Es wird die Idee einer europäischen 
Experimentierregion mit besonderen Kompetenzmodellen 
diskutiert und geprüft, wie euregionale Gremienstrukturen 
und Aufgaben (z.B. Euregiorat) zukünftig optimiert werden 
können, beispielsweise durch die Stärkung fachspezifi-
scher Arbeitsgruppen oder die Entwicklung von strategi-
schen Jahresprogrammen. 

In der Großregion SaarLorLux steht zum einen die Positi-
onierung der Teilregionen zum Zukunftsbild 202024 auf der 
Reformagenda. Des Weiteren werden vereinzelt Diskurse 
zur territorialen Neugestaltung der Reichweite der grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit geführt, die immer 
wieder auch die Frage der Namensgebung aufwerfen. 
Neben der Reflexion einer Effektivierung der Arbeit des 
Gipfels der Großregion durch regelmäßigere Arbeitstref-
fen25 wird insbesondere auch die Etablierung eines eige-
nen Budgets sowie die Verbesserung der Arbeitsfähigkeit 
durch ein gemeinsames ständiges Sekretariat, das von 
allen Partnern getragen und finanziert wird, aufgeworfen. 
„Die Einrichtung eines gemeinsamen Sekretariats im Haus 
der Großregion mit eigenen Personal und gemeinschaftlich 
finanziertem Funktionsbudget soll in der Rechtsform eines 
EVTZ mit Sitz in Luxemburg rasch abgeschlossen werden.“ 
(Gipfel der Großregion 2011: 2). Auch im Zusammenhang 
mit dem INTERREG-Programm wurde ein EVTZ INTERREG 
am 1. April 2010 gegründet: „Das Programm INTERREG 
IV A Großregion stellt einen Vorreiter in der Europäischen 
Union dar, weil es das erste europäische Programm ist, das 
einen EVTZ als Rechtsform für die Durchführung seiner 

Verwaltung nutzt“ (Gipfel der Großregion 2011: 2). Mit 
dem ESPON-Projekt „Metroborder“ initiierte Luxemburg 
die Diskussion um das Konzept der „cross-border polycen-
tric metropolitan regions (CBPMR)“ in der Großregion als 
neues Leitbild (s. Kap. 3.5).

Am Oberrhein steht derzeit die Verwirklichung der Trinati-
onalen Metropolregion Oberrhein (TMO) im Zentrum der 
internen und externen Modernisierungsdiskurse. Intern 
soll die Kooperation zukünftig durch die synergetische 
Vernetzung der vier Säulen Politik/Verwaltung, Wirtschaft, 
Wissenschaft/Forschung und Zivilgesellschaft verbessert 
werden, um sektorale und horizontale Netzwerke konse-
quent auf die strategische Entwicklung der vorhandenen 
grenzüberschreitenden Potenziale auszurichten26. In rele-
vanten Politikfeldern werden im Sinne einer vertikalen 
Mehr-Ebenen-Governance aufgabenstrukturelle Arbeitstei-
lungen zwischen den Eurodistrikten (interkommunal) und 
der Gesamtregion (interregional) entwickelt. Diese führen 
zu entsprechenden Vernetzungsansätzen in und zwischen 
den bestehenden Institutionen der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit. In der Perspektive der externen Positio-
nierung wurden gezielte Lobby-Strategien gegenüber der 
Ebene der EU und der Regierungen der beteiligten Natio-
nalstaaten definiert, die bereits zu sehr konkreten externen 
Unterstützungen geführt haben.

Demgegenüber deutet sich in der Bodenseeregion eine 
bewusste Beibehaltung bzw. Weiterentwicklung der beste-
henden informellen Kooperationskultur an. Dabei wird 
allerdings durchaus auf eine Verstärkung der personellen 
Kapazitäten für die grenzüberschreitende Kooperation 
in den einzelnen Teilregionen gesetzt. Eine wesentliche 
Aufgabe wird darin gesehen, wie die grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit in der Zukunft noch dynamischer 
und vor allem so ausgestaltet werden kann, dass auch 
konfliktäre Themen angegangen und effektiv bearbeitet 
werden können (vgl. Scherer/Schnell 2002: 502ff ). Zudem 
steht eine noch bessere Integration und Vernetzung der 
kommunalen Ebene auf der Agenda, bei der neben geziel-
ten Projekten (z.B. im Bereich des Regionalmarketing und 
der Tourismusförderung) auch Fragen der institutionellen 
Stärkung dieser Ebene thematisiert werden. 

 4.3�
AKtuelle reforMKonzePte In Der 
GrenzüBerschreItenDen KooPerAtIon
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Wo müsste man ansetzen, um grenzüberschreitende 
Kooperations- und Governancestrukturen zu optimieren, 
insbesondere vor dem Hintergrund des Konzepts der groß-
räumigen Verantwortungsgemeinschaften? Welche Rolle 
spielen hierbei die territoriale Dimension und damit die 
Akteure der Raumentwicklung? Diese zentralen Fragen 
wurden auf Grundlage der Querschnittsanalyse und der 
von der Projektpartnerschaft im Rahmen der MORO-Work-
shops entwickelten Arbeitshypothesen im Rahmen der 
Expertise des Euro-Instituts (2010) vertieft und prioritäre 
Handlungsoptionen aufgezeigt: 

1. Grenzüberschreitenden Strategiebezug stärken

Zwar wurden in allen untersuchten MORO-Regionen 
bereits strategische Konzepte entwickelt, deren Bindungs-
wirkung für die praktische grenzüberschreitende Politik-
entwicklung bleibt aber eher gering. In der Praxis herrscht 
nach wie vor ein sektoraler, auf Einzelprojekte bezogener 
Politikansatz vor, bei dem die Bezüge zu einer integrierten 
grenzüberschreitenden Raumentwicklung oftmals hinter 
einzelthematischen Initiativen zurücktreten. Ursachen 
hierfür können darin gesehen werden, dass die bestehen-
den Strategien bislang eher top-down entwickelt werden 

und nur selten auf belastbaren Bedarfs- und Potenzial-
analysen beruhen. Die meisten Strategien, die bislang 
für grenzüberschreitende Verflechtungsräume definiert 
wurden, haben daher einen eher breiten und qualitativen 
Charakter; sie sind nur unzureichend informiert, was u.a. 
an der mangelnden Vergleichbarkeit und Verfügbarkeit von 
Daten im grenzüberschreitenden Kontext liegt (s. Kap. 3.2). 

Eine grenzüberschreitende potenzialbezogene Entwick-
lungspolitik müsste sehr zielgerichtet an den vorhande-
nen intraregionalen Engpassfaktoren ansetzen, um die 
knappen verfügbaren Ressourcen auf solche Bereiche zu 
konzentrieren, in denen tatsächlich Handlungsspielräume 
bestehen. Sie müsste zudem eine Integration der sekto-
ralen Handlungs- und Programmansätze im grenzüber-
schreitenden Raum sicherstellen. Eine Stärkung des Strate-
giebezugs in der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
kann zufriedenstellend vermutlich nur durch integrierte 
grenzüberschreitende Entwicklungskonzepte erfolgen, 
mit denen gezielt bestehende Stärken gestärkt (Stichwort: 
regionale Leuchttürme), vorhandene Potenziale entwickelt 
(Stichwort: Clusterbildung) und intraregionale Ausgleichs-
funktionen (Stichwort: Berücksichtigung ländlicher Räume 
in der Polyzentralität) befördert werden. 

 4.4
PersPeKtIven eIner weIter- 
entwIcKlunG Der KooPerAtIons-  
unD GovernAncestruKturen

Mit grenzüberschreitenden Strategien zur Raument-
wicklung werden die Kernaufgaben der Raumplanung 
unmittelbar berührt, wobei im grenzüberschreitenden 
Kontext weniger die rechtverbindliche Ordnungsfunk-
tion im Vordergrund steht als vielmehr die Aspekte 
Entwicklung, Koordination, Qualitätssicherung und 
Raumgestaltung. Eine Stärkung des Strategiebezugs 
in der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit kann 
durch die Akteure der Raumentwicklung unterstützt 
werden durch:

 � eine gemeinsame Erarbeitung transnationaler Leit-
bilder, Raumvisionen und Szenarien und darauf 
aufbauend integrierter grenzüberschreitender 
Entwicklungskonzepte

 � den gezielten Aufbau eines grenzüberschreitenden 
Informationsmanagements bzw. Regionalmonito-
rings („informierte“ Strategie)

 � Initiierung und Steuerung von Leitprojekten mit 
ebenen- und sektor-übergreifendem Charakter  
(Initiativ-Funktion)

 � eine Stärkung des Wissenstransfers, des Austauschs 
sowie interaktiver Planungsprozesse im grenzüber-
schreitenden Raum

 � die Vermittlung der grenzüberschreitenden territo-
rialen Bezüge in den (nationalen) Sektoralpolitiken 
und Fachkonzepten sowie Integration raumbezoge-
ner Politikansätze der EU auf der regionalen Ebene
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2. Subsidiäre Ausdifferenzierung von Handlungsebenen 
(Multi-Level-Governance und variable Geometrie) 

Subsidiarität in der grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit stellt in grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen 
und mit Blick auf das Konzept der großräumigen Verant-
wortungsgemeinschaften noch einen neuen Ansatz dar. 
Gerade in den Grenzregionen sind die Funktionen von 
Einrichtungen und Gremien auf den unterschiedlichen 
Handlungsebenen meist nicht trennscharf definiert.

Sowohl die Großregion SaarLor Lux als auch die TMO zeigen 
allerdings erste Ansätze einer vertikalen Aufgabendifferenzie-
rung zwischen unterschiedlichen Handlungsebenen: erstere 
durch die Untergliederung des INTERREG-Programms in eine 
gesamträumliche Programmlinie und fünf Teilprogramme, 
letztere durch die konzeptionelle Differenzierung zwischen 
TMO und den Eurodistrikten bzw. dem Städtenetz (s. Kap. 2).

Im Sinne einer aufgabenstrukturellen und damit mittel-
bar auch funktionalen Subsidiarität scheint die gesam-
träumliche Ebene und damit die Ebene der großräumigen 
Verantwortungsgemeinschaften zukünftig eher die Koope-
ration zwischen (dekonzentrierten) staatlichen Akteuren 
zu betreffen. Diese müsste sich innerhalb relevanter Poli-
tikfelder (Infrastruktur, Planung, Umweltschutz, Verkehr, 
Wirtschaftsförderung, Wissenschaft und Forschung, Arbeits-
markt, Soziales und Gesundheit etc.) programmatisch auf die 
Schaffung bzw. Weiterentwicklung der Rahmenbedingungen 
für die Kooperation inklusive den Abgleich bzw. die Integra-
tion der sektoralen Politikansätze der Fachpolitiken konzen-
trieren. Ein weiterer Schwerpunkt würde in der politischen 
Außenvertretung gegenüber den beteiligten Nationalstaaten 
und der EU bestehen („mit einer Stimme sprechen“) und 
damit auch das externe Regionalmarketing berühren. 

Auf der teilräumlichen Ebene wiederum stehen innerhalb 
der in Frage stehenden Politikfelder eher Einzelprojekte im 
Vordergrund, die sich auf die Kooperation im Nahbereich 
beziehen und gemeinsame Antworten auf konkrete, zumeist 
interkommunale Entwicklungsbedarfe und -potenziale 

sowie die Herausforderung einer aktiven Partizipation der 
Zivilgesellschaft darstellen. Gemeinsame Trägerschaften von 
Projekten und Initiativen stellen ein Schlüsselmerkmal dar. 

In diesem Kontext stellt sich die Frage, wie grenzüberschrei-
tende Kooperationsräume zukünftig so flexibel ausgestaltet 
werden können, dass nicht mehr nur formal-administrative 
Grenzen sondern reale oder (potenzialbezogene) sozio-
ökonomische oder funktionale Verflechtungen maßgeb-
lich sind. Dieser Trend zur „variablen Geometrie“, der sich 
bereits im nationalen Kontext vielfach auf regionaler Ebene 
durchgesetzt hat, ist grenzüberschreitend erst im Entstehen 
begriffen. Die Ergebnisse des MORO „Überregionale Part-
nerschaften“ bestätigen, dass großräumige Partnerschaften 
nicht alle Themen gleichermaßen im Gesamtraum behan-
deln können und damit „das Prinzip der – innerregionalen 
– variablen Geometrie für diese Form der regionalen Koope-
ration von besonderer Bedeutung“ ist (Institut Raum & 
Energie 2010: 10). Auch das ESPON-Projekt „Metroborder“ 
betont für die Verbesserung der institutionellen Integration: 

„’Geography matters’ in these fields: defining and concretising a 
perimeter of action is a sensitive topic. In particular, the differen-
tiation between institutional perimeter and the political focus 
can be crucial“ (ESPON/University of Luxembourg 2010: 10).

Die zweite wesentliche Frage bezieht sich auf die Abgabe 
von Handlungskompetenzen der einzelstaatlichen Koope-
rationspartner in den grenzüberschreitenden Raum. Dies 
kann realistischerweise nicht zwingend einen (politisch 
hoch sensiblen) realen Transfer von materiellen Zuständig-
keiten, etwa von den beteiligten Kommunen oder Landes-
ministerien auf einen neuen grenzüberschreitenden 
Zweckverband oder die (verfassungsrechtlich bedenkliche) 
Übertragung von Kompetenzen aus den nationalen Parla-
menten auf ein grenzüberschreitendes Parlament bedeu-
ten. In den meisten Fällen wäre es bereits hilfreich, wenn 
sich die zuständigen Akteure gemeinsam auf die Ermög-
lichung von integrierten grenzüberschreitenden Träger-
schaften nach wie vor national definierter und verantwor-
teter Aufgaben verständigen könnten. 

Die Mehr-Ebenen-Perspektive einer grenzüberschrei-
tenden Governance ist mit dem System der deut-
schen Raumordung in vielerlei Hinsicht kompatibel. 
Die subsidiäre Ausdifferenzierung über verschiedene 
Handlungsebenen hinweg kann daher ohne „System-
bruch“ in den relevanten grenzüberschreitenden 
Aufgabenbereichen durch die Akteure der Raumpla-
nung aktiv unterstützt und begleitet werden. Ihnen 
könnte dabei

 � die Rolle als „Sachwalter“ einer integrativen terri-
torialen Sicht, die auf die realen funktionalen 
Verflechtungen Bezug nimmt, sowie 

 � die Rolle als Moderation im Rahmen eines effek-
tiven Schnittstellen-Managements zukommen. 
Dies betrifft die Schnittstellen zwischen den unter-
schiedlichen (vertikalen) Handlungsebenen inner-
halb der Grenzregion sowie zwischen den Sektor-
politiken auf allen Ebenen, auch der nationalen. 
Eine intensive Rückkopplung und Abstimmung 
zwischen regionaler und nationalstaatlicher/ euro-
päischer Ebene gewinnt an Bedeutung.

 � Eine besondere Bedeutung wird dabei einem trans-
parenten, ebenenübergreifenden Management von 
„harten“ bzw. konfliktären Themen beigemessen.
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3. Differenzierung der Akteursstrukturen 

Bislang dominieren überwiegend die öffentlich-rechtli-
chen Akteure in den untersuchten grenzüberschreitenden 
Verflechtungsräumen. Konzepte einer zukunftsgerichteten 
regionalen Governance unterstrei-
chen demgegenüber die Notwendig-
keit einer Schaffung sog. „regionaler 
Kollektive“, um strategische, entwick-
lungsbezogene Kooperationsprozes-
se nachhaltig und wirksam auszuge-
stalten. Auch wenn – vergleichbar zu 
den großräumigen Verantwortungs-
gemeinschaften in den Metropolre-
gionen Deutschland – die Führungs- 
und Lenkungsfunktion bzw. die Rolle 
als Promotor den öffentlichen bzw. 
staatlichen Institutionen vorbehalten 
bleibt (Institut Raum & Energie 2010: 
19), ist eine dauerhafte Mobilisierung 
regionaler Leit- und Schlüsselakteure 
aus unterschiedlichen Sektoren und 
Ebenen für Ziele Programme und 
Projekte der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit erforderlich.

Speziell besteht die Herausforderung, Akteure aus dem 
ökonomischen Sektor zukünftig stärker in die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit einzubeziehen. Transnatio-
nale Win-Win-Situationen werden offensichtlich aus einer 
politisch-administrativen Rationalität heraus grundsätz-
lich anders bewertet im Sinne einer “Schaffung öffentliche 
Güter“ als dies aus einer ökonomischen Rationalität der Fall 
sein mag. In grenzüberschreitender Hinsicht ist die funk-
tionale Koppelung dieser Perspektiven offensichtlich sehr 
viel voraussetzungsvoller – wie die bislang relativ schwache 
Aktivierung von einzelnen Wirtschaftspartnern zeigt. Dabei 
können Mitwirkungsoptionen gerade für Unternehmen 
interessant sein, die stark in der Region verwurzelt sind 
oder die vom Image und Infrastrukturangebot der Region 
abhängen (Institut Raum & Energie 2010: 19).

Was sich im nationalen Kontext als eine gute Praxis der 
regional governance etabliert hat – beispielsweise die 
Aktivierung von Partnern aus Wirtschaft und Zivilgesell-
schaft – ist im grenzüberschreitenden Kontext an sehr 
spezifische kulturelle und systemische Voraussetzungen 

der beteiligten Partner gebunden. Hier stellen sich prak-
tische Fragen der Möglichkeiten und Grenzen der Leis-
tungsfähigkeit eines interkulturellen und vor allem inter-
systemischen Managements, welche – in Verbindung 
mit der generellen Principal-Agent Problematik – als die 
eigentliche Achillesferse einer Optimierung der grenz-
überschreitenden Governance gerade im großräumigen 
Kontext von grenzüberschreitenden Verflechtungsräu-
men betrachtet werden können. Zudem kann ein regio- 
naler Governance-Ansatz, der ausschließlich in der Netz-
werkbildung eine funktionale Stärke sieht, gerade in grenz-
überschreitender Hinsicht die Tendenz zur Abschottung 
sogar noch befördern.

Generell lässt sich feststellen, dass in den vergan-
genen Jahren regionale Planungsprozesse „...viel-
fältiger, spontaner, individueller, offener…“ (Hartz/
Kühne 2007: 37) geworden sind, dass diese durch die 
Akteure der Raumordnung zunehmend interaktiv 
gestaltet und einer breiteren Bevölkerung zugänglich 
gemacht und damit betroffene Belange differenzier-
ter berücksichtigt werden (Fürst 2009: 169). Es liegt 
nahe, diese positiven Tendenzen und Erfahrungen 
seitens der Akteure der Raumentwicklung zukünftig 
auch verstärkt in die grenzüberschreitenden Diskur-
se und Verfahren aktiv einzubringen. Dazu erscheint 
es erforderlich

 � geeignete regionale Kooperationspartner sowie 
relevante Schlüssel- und Leitakteure, die die Ziele 
einer integrierten grenzüberschreitenden Regio-
nalentwicklung wirkungsvoll unterstützen können, 
zu identifizieren und zu aktivieren.

 � in Verfahren auf einen funktional notwendigen 
Akteurs-Mix hinzuwirken (intermediäre Akteurskon-
stellationen); ggf. nicht vertretene oder artikulierte 
Interessen einzubringen („Anwaltsfunktion“).

 � im Rahmen von grenzüberschreitenden (Leit)
Projekten aktive Bürgerbeteiligung zu erproben.

Konstanz und deutsch-schweizerischer Grenzraum (fotolia)
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Für die Akteure der Raumentwicklung können sich 
aus einem solchen gewandelten Selbstverständ-
nis einer verstärkt prozess- und ergebnisbezogenen 
grenzüberschreitenden Entwicklungssteuerung eine 
Reihe konkreter Aufgaben ergeben, die mehr oder 
weniger deckungsgleich mit eigenen Modernisie-
rungsansätzen sind (vgl. Casteigts 2010; Löb 2006; 
Ritter 2005): Innovative Regionalplanung trägt bereits 
heute vielfach Züge eines modernen Managements, 
bei dem Governance-Formen mit flachen Hierarchi-
en, intensivere Formen der horizontalen Vernetzung, 
Selbststeuerung im Rahmen vorgegebener Ziele und 
ständige Rückkopplungen zwischen Leistungen und 
Zielen in Gestalt von Evaluationen und Lernprozessen 
charakteristisch sind (Fürst 2009: 173). Im Einzelnen 
können in diesem Zusammenhang folgende Aufgaben 
skizziert werden:

 � Unterstützung der Vernetzung verschiedener 
(sektoraler) Arenen auf der Basis funktionaler Steu-
erungsbedarfe (Übernahme Verfahrensmanage-
ment; Visualisierung bestehender und potenzieller 
grenzüberschreitender territorialer Vernetzungen 
als Grundlage für eine wirkungsgerichtete Prozess-
gestaltung)

 � Unterstützung der institutionellen Kooperations-
partner beim Aufbau einer prozess- und ergebnis-
bezogenen grenzüberschreitenden Entwicklungs-
steuerung sowie eines grenzüberschreitenden 
territorialen Wirkungsmanagements

 � Überwindung des „administrativen Reflexes“: 
Schaffung und Moderation grenzüberschreitender 
Reflexions- und Innovationsforen 

4. Funktionale Ausgestaltung und Vernetzung von 
Entscheidungsarenen und -verfahren

In vielen Grenzregionen kann von Governance im enge-
ren Sinne vermutlich noch gar nicht gesprochen werden. 
Die Praxis der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
wird noch allzu oft von einem statischen, primär auf insti-
tutionelle und formale Gesichtpunkte bezogenen Selbst-
verständnis geprägt. Grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit und die hierauf ausgerichteten Arbeitsprozesse 
sollten deshalb zukünftig stärker im Sinne einer verbes-
serten Ergebnis- und Wirkungssteuerung weiterentwickelt 
werden. Idealerweiser würde nicht die Einzelaktion selbst, 
sondern die auf die grenzüberschreitende Potenzialent-
wicklung ausgerichtete, gesamträumliche Wirksamkeit 
aller Aktivitäten (im Sinne eines territorialen Geschäftsbe-
richts) den Prozess des Agenda-Settings und der Entschei-
dungsfindung strukturieren.

In der Perspektive der Verfahrensgestaltung würde dies 
eine Vernetzung der Entscheidungsprozesse unterschied-
licher Akteurskategorien und Entscheidungsarenen impli-
zieren, die im Ergebnis eine Reduzierung der Prinizipal-
Agent-Problematik im grenzüberschreitenden Kontext 
bewirken könnte: Eben weil sich das Akteursspektrum 
verbreitert und Impulse aus verschiedenen (sektoralen) 
Entscheidungsarenen erschlossen werden können, würde 
vermutlich die Bedeutung der dominierenden offiziellen 
(öffentlichen) Kooperationspartner tendenziell abnehmen. 
Dies setzt allerdings ein aktives Management der (inter-)
sektoralen Netzwerke auf der grenzüberschreitenden 
Ebene voraus. Denn die gewünschten Synergien werden 
sich nicht automatisch ergeben, sie setzen – neben einer 

Aktivierungsbereitschaft neuer Akteure – vielmehr einen 
Wandel von Aufgaben, Rollen und Selbstverständnissen der 
öffentlichen Akteure, die bislang die Träger der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit sind, voraus: Diese werden 
im grenzüberschreitenden Raum neben der klassischen 
Daseinsvorsorge und Ordnungsfunktion in Zukunft auch 
eine aktivierende und katalysatorische Funktion haben, bei 
der die Prozesskompetenz tendenziell in den Vordergrund 
rücken dürfte. 

Stärke durch Partnerschaft: Im Netzwerk handeln (fotolia)



71

5. Weiterentwicklung des bestehenden institutionellen 
Gefüges 

Grenzüberschreitende Institutionen sind in allen MORO-
Regionen ein wichtiger Faktor; sie symbolisierten in der 
Vergangenheit zugleich den Willen der beteiligten Partner 
zur gemeinsamen Kooperation. Der klassische Leitsatz der 
Organisationswissenschaften, nach der die Struktur der 
Aufgabe folge müsse (Structure follows strategy), wurde 
dabei zumindest in der Aufbauphase vielfach umgekehrt: 
Um das Politikfeld der grenzüberschreitenden Angelegen-
heiten überhaupt etablieren zu können und über punktuel-
le Projektinitiativen hinaus zu kommen, war die Schaffung 
von Institutionen nötig.

Blickt man auf die bestehenden Institutionen der grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit, so bleibt der Organi-
sationsgrad der grenzüberschreitenden Angelegenheiten 
dennoch eher schwach. Auch vorhandene grenzüberschrei-
tende Institutionen im engeren Sinne (Kommissionen, 
Ausschüsse, Konferenzen, Räte etc.) gleichen eher Sekun-
därorganisationen – und selbst hinsichtlich der sehr 
entwickelten Beispiele (Oberrheinkonferenz, Regional-
kommission der Großregion, IBK, Geschäftsstelle Euregio 
Maas-Rhein) wird man nicht von einer Primärorganisation 
im klassischen Sinne sprechen können. Wahrscheinlicher 
ist, dass die Dichte und Vielfalt verschiedenster themati-
scher, sektoraler bzw. territorialer Projekte und Initiativen 
zunimmt und die grenzüberschreitenden interinstituti-
onellen Netzwerkstrukturen an Funktionalität und Leis-
tungskraft gewinnen. Allerdings wird in dem Maße, in dem 
Konfliktthemen zum Gegenstand grenzüberschreitender 
Zusammenarbeit werden, auch der Bedarf weg vom eher 
informell-losen Netzwerk hin zur verbindlicheren Primär-
organisation zunehmen (vgl. Beck 1997.).

Eine erste Schlussfolgerung könnte daher lauten, dass 
bestehende Institutionen substanziell weiterentwickelt 
werden müssen, beispielsweise in Anlehnung an die orga-
nisatorischen, finanziellen, personellen sowie vor allem 
kompetenzseitigen Ausstattungen der Benchmark-Metro-
polregionen wie Stuttgart, Rhein-Neckar oder Hannover. 
Das ESPON-Projekt „Metroborder“ kommt hier zu dem 
Schluss: 

„Further aspects of particular sensitivity when setting up 
CBPMR governance, are the involvement of the munici-
pal actors, as well as the economic actors, and the possible 
delegation of competences to a stable ‘supra-regional’ insti-
tution. The overall challenge to overcome is the ‘multi-level-
mismatch’, i.e., the asymmetric organisation of competences 
on different political and administrative levels on either side 
of the border (ESPON/University of Luxembourg 2010: 10).”

Aktuell lassen sich auf der Ebene der großräumigen Koope-
rationsstrukturen sowohl Tendenzen einer institutionellen 

Stärkung (z.B. EVTZ-Diskussion in der Großregion) wie 
auch einer funktionellen Diversifizierung (Bodensee) und 
Integration (TMO) beobachten, während auf der teilräum-
lichen Ebene ein genereller Trend zur Schaffung leistungs-
fähigerer Organisationsstrukturen zu beobachten ist (Eure-
gio Rhein-Maas, Eurodistrikte, große Einzelprojekte mit 
eigener Rechtsform). 

Die Verwirklichung einer effektiven Multi-Level-Gover-
nance in grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen 
steht im engeren Zusammenhang mit dem Organisations-
profil der gesamträumlichen „Dach-Konstruktion“: Wie 
sollte diese in Zukunft ausgestaltet sein? Wie sollten unter 
Steuerungsgesichtspunkten die vertikalen Bezüge zu einer 
durch zunehmende institutionelle, strukturelle und funk-
tionale Vielfalt gekennzeichneten teilräumlichen Ebene 
organisatorisch ausgestaltet werden? 

Grenzüberschreitender Dialog im Rahmen der zweiten Fachtagung der 
MORO-Projektpartnerschaft (Dirk Michler)



72

Hierfür bieten sich unterschiedliche Lösungen an:

 � das integrierte Zentralmodell: Bündelung aller Steu-
erungskompetenzen auf der gesamträumlichen Ebene 
mit lose gekoppelten dezentralen, projektbezogenen 
Einheiten auf der teilräumlichen Durchführungsebene

 � das vertikale Kaskadenmodell: Konkretisierung der 
Gestaltungskompetenzen über verschiedene Hand-
lungsebenen hinweg, von der gesamträumlichen über 
die teilräumlichen bis zur lokalen Ebene 

 � ein Modell der dezen-
tralen Konzentration: 
Bündelung der primä-
ren Steuerungs- und 
Durchführungskompe-
tenzen auf der teilräum-
lichen Ebene, Vermitt-
lung guter Praktiken, 
Erfahrungsaustausch 
und Gestaltung von 
Rahmenbedingungen 
auf der gesamträumli-
chen Ebene

 � ein Modell der funk-
tionalen Vernetzung: 
synergetische Vernet-
zung bestehender Orga-
nisationen und Initiati-
ven ohne eigentlichen 
institutionellen Steue-
rungskern

Jedes dieser idealtypischen Modelle hat seine spezifischen 
Vor- und Nachteile; die Weiterentwicklung bestehender 
Organisationsmodelle sollte deshalb von der spezifischen 
Kooperationskultur in den Regionen ausgehen. Die jewei-
ligen Organisationsmuster müssten durch die handeln-
den Akteure zukünftig eher funktional und weniger als 
Selbstzweck verstanden werden – wobei es allerdings zu 
vermeiden gilt, dass „governance-spezifische“ Organisati-
onsmuster sich parallel zu den bestehenden Institutionen 
entwickeln.

Auf den ersten Blick erscheinen die Akteure der Raum- 
entwicklung aufgrund ihres spezifischen fachlichen 
Kompetenzprofils nicht unbedingt prädestiniert 
zu sein, an der organisatorischen Ausprägung von 
Government und Governancestrukturen im grenz-
überschreitenden Zusammenhang unmittelbar mitzu-
wirken, weil sie meist nicht institutionelle Partner der 
Kooperation selbst sind. Mittelbar verfügen sie jedoch 
über ein ausgeprägtes Erfahrungswissen aus ihrem 
nationalen Kontext heraus, da Fragen der regionalen 
Re-Organisation in den letzten Jahren insbesondere 
im Zusammenhang mit dem Prozess der Schaffung von 
Metropolregionen (vgl. Ludwig et al. 2009: o.S.) oder 

von Stadt-Umland-Verbänden (vgl. Benz/König 1995: 
o.S.) an Bedeutung gewonnen haben. Dieses Know-
How, wie regionale Entwicklungsprozesse organisati-
onsseitig optimal abgesichert werden können, kann 
für den Kontext der zukünftigen Ausgestaltung von 
grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen sowie 
die Strukturierung großräumiger Verantwortungs-
gemeinschaften gewinnbringend nutzbar gemacht 
werden. Hier erscheinen insbesondere praxisbezoge-
ne Beratungsfunktionen hinsichtlich der ebenenspe-
zifischen Erfordernisse sowie aktive Beteiligungen bei 
der organisatorischen Ausgestaltung der teilräumigen 
Aktionsräume denkbar. 

(fotolia)
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Generell ist in den kommenden Jahren mit einer spürbaren Aufwertung des Themas der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit auf der europäischen Ebene zu rechnen. Der funktionalen und instituti-
onellen Integration in Grenzregionen kommt hierbei eine besondere Rolle zu. 

Die Analyse der vier MORO-Regionen zeigt, dass grenzüberschreitende Kooperation und Governance 
– im Vergleich zum nationalen Kontext – spezifische Merkmale aufweist, die regionale Ausprägungen 
jedoch sehr stark durch die jeweiligen räumlichen und strukturellen Ausgangsbedingungen bestimmt 
wird. In allen vier Grenzregionen haben sich stabile Strukturen der grenzüberschreitenden Zusammen-
arbeit entwickelt, die durch eine starke Tradition und eigenständige Kooperationskulturen gekennzeich-
net sind. Gleichzeitig zeigen sie Schwachstellen, die aktuell zu intensiven Diskussionen über eine Opti-
mierung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit führen. Im Rahmen des MORO wurden wichtige 
„Stellschrauben“ einer Verbesserung der regionalen Governance identifiziert:

 � Grenzüberschreitenden Strategiebezug im Rahmen der Kooperation stärken (ebenenübergreifende 
Integration von Zielen und Projekten)

 � Subsidiäre Ausdifferenzierung von Handlungsebenen (Multi-Level-Governance und variable 
Geometrie) 

 � Differenzierung der Akteursstrukturen und Einbindung von Sozial- und Wirtschaftspartnern

 � Funktionale Ausgestaltung und Vernetzung von Entscheidungsarenen und -verfahren (potenzial-, 
prozess- und ergebnisbezogene Entwicklungssteuerung)

 � Weiterentwicklung des bestehenden institutionellen Gefüges

Für die Raumakteure bietet sich hier die Gelegenheit zur aktiven Mitwirkung, um die Kooperationsstruk-
turen stärker auf die Erfordernisse einer zukunftsfähigen Raumentwicklung in metropolitanen Grenzre-
gionen auszurichten. Ihre langjährige Erfahrung und Verwurzelung in der Region, ihre gute Vernetzung 
und territorialen Kompetenzen sind anerkannt. Entsprechende Schnittstellen zu regional relevanten 
Akteuren sind dadurch ebenso leicht aktivierbar wie die vertikale Vermittlung zwischen Kommunen und 
Kreisen, Land und Bund. Die räumliche Perspektive wird sowohl hinsichtlich potenzialbezogener grenz-
überschreitender Entwicklungsansätze als auch mit Blick auf die Risiken und Herausforderungen zuneh-
mend eingefordert. Schließlich besteht in den grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen ein steigen-
der Bedarf an einer effektiven Koordination und Weiterentwicklung polyzentraler Strukturen sowie einer 
territorialen Integration unterschiedlicher Teilräume; hier kann das Konzept der großräumigen Verant-
wortungsgemeinschaften sinnvoll ausgestaltet werden.

Andererseits lässt sich nicht übersehen, dass die Unterschiede in den nationalen Raumordnungssyste-
men und Planungskulturen offensichtlich besonders stark ausgeprägt sind. Zudem waren die Akteure 
der Raumordnung bei übergeordneten Fragen der grenzüberschreitenden Kooperation in der Vergan-
genheit zwar konzeptionell an erster Stelle beteiligt, blieben jedoch bei der Verwirklichung konkreter 
Kooperationsprojekte im engeren planerischen Zuständigkeitsbereich unterrepräsentiert. Darüber 
hinaus sind die personellen und finanziellen Ressourcen für eine effektive Kooperation in der grenzüber-
schreitenden Raumentwicklung bis dato gering, und viele Ansätze zur Optimierung können aus eigenen 
Kräften nicht verwirklicht werden. Eine Neupositionierung der Raumakteure in der grenzüberschreiten-
den Kooperation ist damit auch eine Ressourcenfrage.

  Kapitel 4 im Überblick 
Grenzüberschreitende zusammenarbeit 
und die rolle der raumakteure
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« Foto: Die Mosel bei Traben-Trarbach als der Fluss der Großregion und Ansatzpunkt für eine grenzüberschreitende Raumentwicklung (agl)
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Grenzüberschreitende Raumentwicklung ist nicht erst seit 
der Anerkennung der territorialen Zusammenarbeit als 
Mainstream-Programm der EU erklärtes Ziel der Grenzre-
gionen. Seit Jahrzehnten wird versucht, die Barriere- und 
Trennwirkung nationalstaatlicher Grenzen im Rahmen 
einer koordinierten Regionalentwicklung zu überwinden. 
Hier wurden große Fortschritte gemacht, nicht zuletzt 
aufgrund von INTERREG sowie wichtiger europäischer 
Abkommen und Richtlinien. So werden beispielsweise 
durch das Übereinkommen über die Umweltverträglich-
keitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen (Espoo-
Konvention) von 1991 oder die europäische Wasserrah-
men- und Hochwasserschutzrichtlinie aus den Jahren 
2000 und 2007 ein koordiniertes Vorgehen in Grenzräumen 
initiiert. INTERREG befördert seit Anfang der 1990er Jahre 
zudem integrative strategische Ansätze in unterschiedli-
chen raumrelevanten Politikfeldern.

Schlüsseldokumente sind das Europäische Raumentwick-
lungskonzept (EUREK) von 1999, die am 24./25. Mai 2007 
beim Informellen Ministertreffen zur Stadtentwicklung 
und zum territorialen Zusammenhalt in Leipzig angenom-
menen Dokumente „Territoriale Agenda der Europäischen 
Union“ und „Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen 
Stadt“ sowie das Grünbuch der territorialen Kohäsion 
(2008). Diese räumen der grenzüberschreitenden Kooperati-
on einen besonderen Stellenwert für eine integrierte Raum-
entwicklung in Europa ein. (Hartz/Damm/Köhler 2010: 502)

Dennoch bleiben Raumordnung und Regionalentwick-
lung in Grenzregionen eine besondere Herausforderung, da 
diese überwiegend den Logiken nationalstaatlich veranker-
ter Rechts- und Planungssysteme folgen und sich somit in 
Grenzlagen unterschiedliche Verwaltungs- und Planungskul-
turen gegenüberstehen. Dies zeigt sich auf allen Ebenen der 
Planungspraxis – von der Identifikation gemeinsamer Ziele der 
grenzüberschreitenden Raumentwicklung bis hin zur Abstim-
mung konkreter Planungsvorhaben. Unterschiedliche Zustän-
digkeiten und Regelungsbefugnisse, fehlende Datengrund-
lagen, knappe personelle Ressourcen, mangelnde Erfahrung 
und Sprachkenntnisse (bzw. auch fehlende Budgets für Über-
setzungen) stellen im Alltag oftmals große Hindernisse für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit dar. 

Die Zusammenschau der Standortvor- und nachteile in 
Grenzregionen sowie die Analyse der grenzüberschreiten-
den Kooperationsstrukturen (s. Kap. 2.5 und 4) dienten als 

Grundlage einer Diskussion prioritärer Handlungsfelder, 
um die territoriale Zusammenarbeit und grenzüberschrei-
tende Regionalentwicklung zu verbessern. Die Akteure 
der Raumentwicklung können hierzu einen wesentlichen 
Beitrag leisten, wenngleich ihr Einfluss in der Praxis bislang 
(zu) gering bleibt, um die territoriale Kohäsion wirkungs-
voll zu unterstützen (s. Kap. 4.5). 

In den grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen exis-
tieren bereits grenzüberschreitende Entwicklungsziele und 
Leitbilder für eine gemeinsame Regionalentwicklung wie 
beispielsweise das Leitbild der Internationalen Bodensee 
Konferenz (IBK) für den Bodenseeraum, das Raumordne-
rische Leitbild für den Oberrhein, das Freiraumkonzept 
für den Oberrhein oder das Raumentwicklungskonzept 
SaarLorLux+. Leitbilder und Entwicklungskonzepte blei-
ben häufig unverbindlich und entfalten damit eine geringe 
Bindungswirkung. 

Die meisten grenzüberschreitenden Konzepte und Strate-
gien sind zudem nur unzureichend „informiert“; es fehlt 
eine belastbare Datengrundlage, um sowohl an den spezifi-
schen Potenzialen als auch an intraregionalen Engpassfak-
toren zielgerichtet ansetzen zu können (s. Kap. 4.5). Trotz 
der vorhandenen grenzüberschreitenden Statistikplatt-
formen und Informationssysteme bestehen Probleme mit 
der flächendeckenden Verfügbarkeit, Vergleichbarkeit und 
Aktualität der Daten (s. Kap. 3.2). Dementsprechend konn-
ten die nationalen Raumordnungs- bzw. die Fachpolitiken 
in der Planungspraxis nur in ersten Ansätzen auf gemeinsa-
me Ziele ausrichtet werden.

Erfolgreicher wurde die grenzüberschreitende territoriale 
Kooperation in den letzten Dekaden durch Projekte voran-
gebracht, insbesondere im Rahmen der INTERREG-Initia-
tive. Die projektorientierte Zusammenarbeit besitzt jedoch 
den Nachteil, dass konfliktbeladene Themen im Bereich der 
Flächennutzug und Regionalplanung eher selten gemein-
sam „bearbeitet“ werden. Deshalb wird gerne von einer 
„Schönwetterpolitik“ im Bereich der Regionalentwicklung 
gesprochen (Schniedermeier 2010: 108f ). Zudem stehen 
Unterschiede in der Planungskultur und im Planungsrecht 
einer intensiveren Abstimmung der Flächennutzung und 
Regionalplanung weiterhin im Weg. 

Die ausgeprägte Mehr-Ebenen-Problematik in Grenzre-
gionen führt gerade in der territorialen Zusammenarbeit 

 5�.1
terrItorIAle zusAMMenArBeIt In 
euroPA AM BeIsPIel Der GrenzreGIonen
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häufig zu „Schnittstellenproblemen“. Hier bedarf es einer 
vertikalen Aufgabendifferenzierung zwischen unterschied-
lichen Handlungsebenen innerhalb eines grenzüberschrei-
tenden Verflechtungsraums (s. Kap. 4.4). Im Sinne einer 
aufgabenstrukturellen Subsidiarität scheint im Kontext 
großräumiger Regionalisierungsprozesse die gesamträum-
liche Ebene – im Sinne großräumiger Verantwortungsge-
meinschaften – zukünftig eher die Kooperation zwischen 
staatlichen Akteuren zu betreffen. Hier stehen die program-
matischen Rahmenbedingungen für relevante Politikfelder 
(Raumentwicklung, Infrastruktur, Verkehr, Umweltschutz, 
Wirtschaftsförderung, Wissenschaft und Forschung, 
Arbeitsmarkt, Soziales und Gesundheit etc.) sowie die 
Integration der Fachpolitiken im Vordergrund. Ein weite-
rer Schwerpunkt betrifft die Wahrnehmung der Region  
und damit das externe Regionalmarketing.

Ein wichtiger Aspekt erfolgreicher Regionalentwicklung in 
Grenzregionen bezieht sich auf die stärkere Berücksichtigung 

realer oder potenzialbezogener funktionaler Verflechtungen 
bzw. akteursspezifischer Handlungsräume. Die Kooperati-
on sollte nicht mehr nur formale administrative Grenzen, 
sondern flexibler im Sinne einer „variablen Geometrie“ ausge-
staltet werden. Hier kann die Darstellung von Verflechtun-
gen und von raumbezogenen Entwicklungspotenzialen sehr 
hilfreich sein. Diese Herangehensweise erleichtert auch die 
Beteiligung spezifischer Akteursarenen, die über die bisher 
beteiligten Raumakteure deutlich hinausgeht und einem 
Defizit der grenzüberschreitenden Kooperation – nämlich die 
Konzentration auf öffentliche Akteure – Rechnung trägt. 

Auf der Basis der Analysen im Rahmen des MORO haben 
die Projektpartner erste prioritäre strategische und opera-
tive Handlungsfelder ermittelt, die dazu dienen, die funk-
tionale Integration in den Grenzregionen zu stärken, ihre 
spezifischen Standortvorteile und Potenziale besser zu 
nutzen und Hemmnisse hinsichtlich einer integrierten 
Entwicklung und Wettbewerbsfähigkeit abzubauen.

 5�.2
strAteGIsche hAnDlunGsfelDer

Strategische Handlungsfelder beziehen sich auf grundsätz-
liche Praktiken und konzeptionelle Ansätze, die einen effek-
tiven Rahmen bzw. eine Basis für die territoriale Zusammen-
arbeit darstellen. Ein wichtiges Ziel ist, die Raumakteure in 
die Lage zu versetzen, die grenzüberschreitenden Verflech-
tungsräume als kooperative Handlungsräume zu definieren 
und ihre Wahrnehmbarkeit nach innen und nach außen zu 
stärken. Hier stehen die spezifischen Entwicklungspotenzi-
ale und Handlungserfordernisse sowie gemeinsame Sicht-
weisen und Haltungen, Ziele und Leitbilder, Informations-
systeme und Geodaten im Vordergrund. 

Gerade mit Blick auf die Großräumigkeit metropolitaner 
Grenzregionen ist die Entwicklung gemeinsamer Bilder 
entscheidend. Auf der 2. MORO-Fachtagung im Novem-
ber 2010 in Saarbrücken wurde betont, dass gemeinsame 
(Leit-)Bilder nicht nur für die konkrete grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit hilfreich sind, sondern vor allem 

auch für die Bevölkerung. Gerade für die Bewohner der 
Grenzregion können anschauliche Bilder und Motive einer 
bislang „abstrakten“ Gebietskulisse eine (neue) räumliche 
Perspektive vermitteln und identitätsfördernd wirken. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn die „Betriebsgrößen“ der 
grenzüberschreitenden Verflechtungsräume die Alltagsra-
dien der Bevölkerung bei Weitem überschreiten und damit 
nur schwer überschaubar oder erlebbar sind. 

In der Alltagspraxis der Raumakteure entfalten diese Bilder 
gleichfalls Wirkung: Sie können mögliche Entwicklungs-
szenarien, Raumvisionen oder Leitbilder von Grenzre-
gionen visualisieren und damit den Rahmen für integra-
tive Planungen, Fachplanungen oder konkrete Vorhaben 
setzen. Dies kann nur erreicht werden, wenn zunächst die 
Potenziale und Engpassfaktoren für den grenzüberschrei-
tenden Raum identifiziert werden – als Grundlage für eine 
empirisch basierte, „informierte“ Strategie. So entstehen 
eine gemeinsame Haltung der beteiligten Akteure und eine 
Zukunftsperspektive für die Grenzregion, die die Raumak-
teure auf vereinbarte Ziele verpflichten und gleichzeitig die 
Binnenwahrnehmung fördern. Die Bilder erfüllen jedoch 
nur dann diese Aufgaben, wenn sie als Kommunikations-
mittel funktionieren und bestenfalls mit einer eingängigen 
Bildsprache eine Sogwirkung entfalten. Dabei gilt aller-
dings: „Eine Region als Marke kann nur dann authentisch 

  5�.2.1
zu gemeinsamen sichtweisen und Bildern in der 
grenzüberschreitenden regionalentwicklung kommen
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Abb. 29: Ergebnis des ESPON-Projektes: ‘CBPMR Greater Region’: schematic synthesis map of METROBORDER results 
(ESPON/University of Luxembourg 2010: 67; verändert)

nach außen wirken, wenn die mit ihr verbundenen Asso-
ziationen auch von innen getragen werden“ (Meffert; aus: 
Westfalenspiegel 2003: 7). 

Gelungene Beispiele für die Erarbeitung gemeinsamer 
Bilder bietet die Broschüre „Der Europäische Verflech-
tungsraum Bodensee – ein MORO-Projekt“. Dort werden 
u.a. Karten zur Raumentwicklung dargestellt, die einen 
Überblick über die vielfältige Struktur des Gebietes geben 
und eine gute Orientierung ermöglichen (s. Karten in 
Kap. 3.4). Defizit in der Raumentwicklung am Bodensee 
war bislang, dass kein Konsens darüber bestand, welcher 
Raum und welche Kommunen entsprechende Funktionen 
für den Gesamtraum übernehmen sollen: „Im Rahmen des 
MORO-Projekts wurde [so] aufbauend auf dem vorhan-
denen Grundlagenwissen zur Raumentwicklung und den 
strategisch-normativen Zielvorstellungen des Bodensee-
Leitbildes und seiner Weiterentwicklung der Versuch unter-
nommen, ein erstes analytisch fundiertes Zukunftsbild 
der Raumstruktur des europäischen Verflechtungsraums 
Bodensee zu erarbeiten und zu diskutieren“ (Regionalver-

band Bodensee-Oberschwaben, Regionalverband Hoch-
rhein-Bodensee 2010: 6). Vergleichbare Prozesse fanden 
im ESPON-Projekt „Metroborder“ für die Großregion Saar-
LorLux und die Trinationale Metropolregion Oberrhein 
statt. Vor dem Hintergrund des Konzepts der cross-border 
polycentric metropolitan regions (CBPMRs) wurden auf 
Grundlage von Stakeholderbeteiligungen und Akteursbe-
fragungen neue Raumbilder skizziert (ESPON/University 
of Luxembourg 2010).

Gemeinsame Sichtweisen und Bilder stellen einen 
entscheidenden Schritt zu konkreteren grenzüberschrei-
tenden Raumentwicklungskonzepten und Aktionspro-
grammen für die Grenzregion dar. Ein gutes Beispiel ist 
das Raumentwicklungskonzept für die Großregion „Saar-
LorLux+“, das u.a. mit Szenarien für die grenzüberschrei-
tende Raumentwicklung arbeitet (Niedermeyer/Stiens 
2004). Auch wenn in der Vergangenheit durchaus berech-
tigte Kritik an den bestehenden Visionsdokumenten und 
Entwicklungskonzepten geübt wurde, erscheint dieser 
Weg dennoch sinnvoll, wenn man ihn weniger auf die 
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Erstellung eines Dokumentes oder Plans als auf Diskurs, 
Prozess und Leitprojekte auslegt. Das Interesse, zu einer 
gemeinsamen Sichtweise zu kommen zielt damit nicht 
auf ein finales Produkt ab, sondern auf eine prozessuale 
Daueraufgabe. Hier können die Akteure der Raumord-
nung ihre Erfahrungen einbringen und diese mit neueren 
Ansätzen innovativer Regionalentwicklung und -steue-
rung verknüpfen. Damit bekommen Kommunikation und 
Vermittlung, aber auch die kohärente Verknüpfung von 
Leitbildern, Entwicklungskonzepten und Projekten einen 
neuen Stellenwert. 

Auch (räumliche bzw. verortete) Identifikationsanker spie-
len hierbei eine wichtige Rolle, da sie das Selbstverständnis 
in und die Außenwirkung der Region maßgeblich prägen 
können und kulturelle Verschiedeneinheiten in Grenzregi-
onen überbrücken helfen. Sehr gut funktioniert dies in der 
Bodenseeregion: Hier erfüllt der See sowohl auf politisch-
administrativer Ebene als auch in der Bevölkerung diese 
Funktion. In den anderen MORO-Regionen ist dies wesent-
lich schwächer ausgeprägt. Vor allem „in der Großregion 

sind solche Symbole bislang wenig genutzt“ (Schönwald 
2010: 98); so hat die Großregion die Mosel als den großregi-
onalen Fluss noch nicht für sich entdeckt. Hier wurde von 
Seiten des BBSR die MORO-Initiative „Landschaftsnetz 
Mosel“ gestartet, die eine großregionale Haltung zur Land-
schafts- und Raumentwicklung im trinationalen Moseltal 
anstoßen möchte (s. Website BBSR – Studie Landschafts-
netz Mosel).

Da Identifikationsankern eine steigende Bedeutung zuge-
messen wird, müssen diese sowohl nach innen (z.B. für die 
Bewohner) als auch nach außen (z.B. Touristen, Arbeits-
kräfte, Investoren) sichtbar werden. Sie können zudem 
hervorragende Ansatzpunkte für image- und identitäts-
fördernde Leitprojekte in Grenzregionen sein. Leitprojek-
te können sich allerdings auch aus anderen (operativen) 
Handlungsfeldern, beispielsweise im Bereich Mobilität 
oder Hochschulkooperationen ergeben. Wichtig ist, dass 
diese sowohl im politischen Raum als auch in der Zivilge-
sellschaft entsprechend kommuniziert und mit dem Bild 
der Grenzregion verknüpft werden.

Abb. 30: Ergebnis des ESPON-Projektes: ‘CBPMR Upper Rhine’: schematic synthesis map of METROBORDER results 
(ESPON/University of Luxembourg 2010: 144; verändert)
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  5�.2.2
Grenzüberschreitendes Informationsmanagement 
und regionalmonitoring

Das zweite Handlungsfeld bezieht sich auf ein ausgeprägtes 
Defizit in allen MORO-Regionen, das diese vermutlich mit 
den meisten Grenzregionen in Europa teilen: den Mangel 
an vergleichbaren und flächendeckend verfügbaren Daten 
für die Grenzräume. Deshalb besitzt die Etablierung eines 
grenzüberschreitenden Informationsmanagements bzw. 
Regionalmonitorings für den grenz-
überschreitenden Verflechtungsraum 
eine besondere strategische Bedeu-
tung. Mit Hilfe grenzüberschreitender 
Geoinformationsportale werden die 
Vorraussetzungen für die Gewinnung, 
Auswertung und Anwendung von 
Geoinformationen für kommunale 
und regionale Nutzer geschaffen.

Wichtig sind zunächst Geobasisda-
ten, die u.a. die Topographie, Gewäs-
sersysteme und Siedlungsstrukturen 
in einem einheitlichen geodätischen 
Bezugssystem beschreiben. Eine höhe-
re Bedeutung wird den Geofachdaten 
zugesprochen; dazu zählen themati-
sche Daten mit Ortsbezug. Darüber 
hinaus werden insbesondere statis-
tische Daten u.a. zur Arbeitsmarktsi-
tuation und Pendlerverflechtungen, 
Wohnsitzen, Wanderungssalden und 
Bevölkerungsdichten eingestellt, da 
diese für eine Erfassung von grenz-
überschreitenden Verflechtungen 
wichtig sind. Allerdings ist es bislang 
nicht gelungen, zentrale Datenlücken 
zu schließen bzw. vorliegende Daten-
sätze für den Grenzraum umfänglich zu 
harmonisieren (s. Kap. 3.2). Ein grenz-
überschreitendes Portal sollte daher 
über ein transparentes und qualitäts-
gesichertes Angebot aller (Geo-)Daten 
verfügen, die im grenzüberschreiten-
den Kontext benötigt werden. 

Der Bedarf grenzüberschreitender 
Daten wurde schon vor längerer Zeit in 
den MORO-Regionen erkannt, so dass 
Datenportale dort zum Teil schon seit 
Jahren aufgebaut werden. Der große 
Vorteil der regionalen Geoinforma- 

tionssysteme liegt darin, dass sie in der Lage sind, komplexe 
Datensätze mit konkretem Flächenbezug zu verwalten, zu 
analysieren und kartographisch aufzubereiten. So können 
Projekte, Leitvorstellungen, Entwicklungskonzepte usw. 
einfacher und anschaulicher visualisiert werden. Die Etab-
lierung metropolitaner Grenzregionen als neuen Raumtyp 
in der deutschen Bundesraumordnung funktioniert nur, 
wenn eine effektive und öffentlichkeitswirksame Kommu-
nikation nach innen und außen stattfindet. Hier besteht 
sicherlich über die genannten Ansätze hinaus Handlungs-
bedarf, der sich in erster Linie an die Raumakteure in den 
Grenzregionen richtet.

Abb. 31: Wanderungssaldo nach Cantons (F), Bezirken (CH) und Verwaltungsgemeinschaften (D)  
(SIGRS / GISOR 2009)
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euregio Maas-rhein: In der Euregio Maas-Rhein wurde ein Datenportal (E.I.S. – Euregionaler Informations-Service) in Form eines interaktiven 
Webportals eingerichtet. Die Informationsdienstleistung umfasst sowohl statistische Daten als auch die dazugehörigen Definitionen (Metadaten), die 
dem Nutzer bedarfsgerecht in tabellarischer, graphischer, kartographischer oder textlicher Form bereitgestellt werden. E.I.S. gibt Antworten auf zahl-
reiche Fragen: die Entwicklung der Einwohner, die Anzahl und Struktur der Unternehmen, die Tendenzen auf dem Arbeitsmarkt, die Innovationskraft der 
Region und ihre touristische Attraktivität, um nur einige Beispiele für Informationen zu nennen. Dennoch existieren nach wie vor große Wissenslücken, 
die es erschweren, zuverlässige Aussagen über die Euregio als tri- bzw. binationalem Lebens- und Wirtschaftsraum treffen zu können. (s. Website agit)

Geographisches Informationssystem der Großregion (GIs-Gr): Im Rahmen des 11. Gipfels des Großregion (17. Juli 2009) einigten sich die 
Vertreter in einer gemeinsamen Erklärung auf die Einrichtung des GIS-GR „als unabdingbares Arbeitsinstrument zur Umsetzung des gemeinsamen 
Ansatzes im Bereich der Raumplanung und Raumentwicklung in der Großregion“ (s. Website Großregion – GIS-GR). GIS-GR wird in der Startphase 
durch INTERREG IV kofinanziert. Im September 2010 erfolgte die Freischaltung des zweisprachigen Portals. 

Geographisches Informationssystem für das Gebiet des oberrheins (GIsor): Mit der Einführung des Geographischen Informationssystems für 
das Gebiet des Oberrheins (GISOR) wird der Oberrheinkonferenz, ihren Arbeitsgruppen, ihren Finanzpartnern, sowie einigen öffentlichen Trägerschaf-
ten, die grenzüberschreitende Maßnahmen fördern, ein Kartenwerk sowie sozioökonomische Daten für das Mandatsgebiet der Oberrheinkonferenz 
bereitgestellt. Die Startphase wurde im Rahmen von INTERREG III gefördert; seitdem wird die Finanzierung durch die Partnerländer sichergestellt.  

Die Aufgaben von GISOR sind 
 � die Beschaffung und Entwicklung von Daten,
 � die Schaffung einer gemeinsamen Sprache und gemeinsamer Definitionen,  

die eine einheitliche Präsentationsweise und den Vergleich nationaler Daten ermöglichen,
 � die Klarstellung der Nutzungsrechte für diese Daten,
 � regelmäßige Aktualisierung und
 � Schaffung einer Austausch- und Kommunikationsplattform und eines geographischen Servers  

für die Weitergabe der Daten an Außenstehende. (s. Website GISOR)

„Es handelt sich um ein in dieser Form einzigartiges Kartenwerk, sowie um sozioökonomische, umweltrelevante und verkehrstechnische Daten, 
welche eine Grundlage für die gemeinsame Raumentwicklung und die Planung und Realisierung bi- bzw. trinationaler Projekte darstellen“ (s. Website 
GISOR). Derzeit umfasst die Kartensammlung 105 allgemeine und nach Themen geordnete Karten für das Mandatsgebiet der Oberrheinkonferenz. Um 
den Aufwand der Datenerfassung und -bearbeitung zu minimieren setzt der Expertenausschuss „GISOR“ fünf Unterarbeitsgruppen zu den Themen 
Flächennutzung, Umwelt, Transport und Verkehr, Statistik und Metadaten ein. Sie kümmern sich um die durch den grenzüberschreitenden Charakter 
hervorgerufenen Probleme wie z.B. die unterschiedlichen geographischen Projektionen, die Fortführung der Themen über die Grenzen hinweg oder 
auch die Differenzen zwischen den in diesen drei Ländern verwendeten Methoden und Definitionen. 

DAch+ raumentwicklung im Grenzraum von Deutschland, Österreich, schweiz und liechtenstein: Auch am Bodensee hat die grenz-
überschreitende Raumbeobachtung in den vergangenen Jahren immer mehr Bedeutung erlangt. Als klare Aufgabe der Raumordnung wurde dort die 
Aufbereitung von Informationen über die Region herausgestellt. Aus diesem Grund startete 2004 das INTERREG IIIA-Projekt DACH+ im Fördergebiet 
Alpenrhein-Bodensee-Hochrhein. In der vierjährigen Projektlaufzeit konnten zunächst Geoinformationen und Raumindikatoren bereitgestellt werden. 
„Die Konzeption des Portals beruht auf der webbasierten Einbindung von Karten- und Katalogdiensten der Projektpartner und anderen Bundes- und 
Landesstellen über die hoheitlichen Grenzen und unterschiedlichen Bezugssysteme hinweg. Hiermit sollen einerseits Datenredundanzen vermieden 
und eine möglichst hohe Aktualität des Informationsangebotes gewährleistet werden.“ (s. Website DACH+)

Die Erkenntnis, dass umfangreiche und aktuelle Daten bereitgestellt werden sollen, zeigt sich in den Bemühungen, möglichst viele Partner zu beteili-
gen. Auch wenn noch nicht alle Projektpartner in der Lage sind, Material bereitzustellen, zeichneten sich schon in der Startphase die entscheidenden 
Vorteile, beispielsweise bei der Suche von Geobasis- und Fachdaten, ab. Darüber hinaus entwickelte sich das Portal zu einer Gesprächsplattform für 
eine gemeinsame Raumentwicklung im Grenzraum. Zukünftig sollen weitere Dienste, die Koppelung mit entsprechenden Katalogsystemen, wie sie 
in der Schweiz, Österreich und Deutschland von verschiedenen Landes- und Bundesbehörden unter Berücksichtigung entsprechender ISO-Normen, 
OGC-Standards und abgestimmten Metadatenprofilen im Aufbau sind, aufgenommen werden. (s. Website DACH+)
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Ziel in der grenzüberschreitenden Kooperation muss sein, 
eine Planungskultur zu entwickeln und in Planungsrouti-
nen umzusetzen, in der auch kritische Felder und Konflik-
te im Rahmen der Raumordnung und Regionalentwick-
lung behandelt werden können. Auch an innerdeutschen 
Ländergrenzen gehören Konflikte zur Tagesordnung, 
lassen sich dort aber einfacher lösen, da beispielsweise 
keine Sprachbarrieren oder gravierenden Unterschiede im 
Rechts- und Planungssystem existieren sowie neben der 
freiwilligen Abstimmung auch formalisierte, im Planungs-
recht verankerte Prozeduren zur Beteiligung bestehen.

Generell konnten nach Aussagen der MORO-Projektpart-
ner zwei Konflikttypen im grenzüberschreitenden Kontext 
bestätigt werden. Häufig treten Konflikte im Zusammen-
hang mit einer (anstehenden) Standortentscheidung 
(großflächiger Einzelhandel, Müllverbrennungsanlage, 
Flughafen, Straße usw.) auf. Ist dies nicht der Fall, beruhen 
die Konflikte erfahrungsgemäß auf einer unterschiedlichen 
Einschätzung von Dringlichkeiten: Für den Partner auf der 
einen Grenzseite stellen bestimmte Themenfelder einen 
unmittelbaren Handlungsbedarf dar, der von der anderen 
Seite als weniger relevant betrachtet wird. Die Folge sind 
unterschiedliche Sichtweisen auf die Entwicklung des 
Raumes. Nicht selten divergiert auch die Wahrnehmung 
des Konflikts zwischen den verschiedenen Partnern beider-
seits der Grenzen. 

Sowohl auf dem formalen als auch dem informellen Weg 
ist es schwierig, im grenzüberschreitenden Kontext eine 
gemeinsame Raumentwicklung zu betreiben, die sich 
beispielsweise auch schwierigen Problemlagen widmet, 
diese offensiv „bearbeitet“ und zu verbindlichen Lösungen 
kommt. So zog Roland Scherer von der Uni St. Gallen, der 
den Umgang mit Konflikten in Grenzregionen am Beispiel 
der Regio Bodensee untersucht, im Rahmen des Workshops 
der Projektpartnerschaft im Mai 2010 eine ernüchternde 
Bilanz: „Die heutigen Strukturen der grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit am Bodensee sind nur begrenzt in der 
Lage, mit den derzeitigen grenzüberschreitenden Konflik-
ten umzugehen. Es fehlen hier bislang die entsprechen-
den Strategien, wie diese über die Grenzen hinweg gelöst 
werden können“. Er bezieht sich damit in erster Linie auf 
die am Bodensee ausgeprägten Netzwerkstrukturen in der 
grenzüberschreitenden Kooperation: Netzwerke müssten 
bei der Konfliktlösung auf die „klassischen“ Steuerungsfor-

men des Marktes oder der Hierarchie zurückgreifen. (Sche-
rer 2010)

Die Lösungsfähigkeit grenzüberschreitender Konflikte 
steht in direktem Zusammenhang mit der Akteurskonstel-
lation und dem erwarteten konkreten Nutzen bzw. Scha-
den. Es lassen sich hierbei Allmend-, Nachbar- und Ober-
lieger-Probleme unterscheiden:

Konstellation Konfliktpotenzial lösungsfähigkeit

Allmend Gemeinsames 
Problem

Hoch

Nachbarn Gleiches Problem Hoch

Oberlieger Einseitiges Problem Niedrig

Abb. 32: Die Analyse grenzüberschreitender Konflikte (nach Scherer 2010)

Scherer betont, dass an die Stelle einer teilregionalen eine 
gesamtregionale Nutzenbetrachtung, eine optimierte 
Abstimmung raumordnerischer Ziele sowie eine gemein-
same Ausrichtung wichtiger raumstruktureller Vorgaben 
treten muss, um Konflikte sinnvoll bearbeiten und lösen zu 
können. Hierzu müssten die entsprechenden strukturellen 
Voraussetzungen geschaffen werden, um einen entspre-
chenden Nutzungsausgleich zu bewirken. Vorstellbar seien 
sowohl Ausgleichszahlungen als auch Kopplungsgeschäf-
te, die zu einer Veränderung des grenzüberschreitenden 
Nutzenverhältnisses führen. (Scherer 2010)

Um den Umgang mit Konflikten zu lernen, bedarf es zudem 
eines offensiveren Umgangs mit schwierigen Problemlagen. 
Dazu gehört die frühzeitige Information und Beteiligung 
der Nachbarn jenseits der Grenze bei formalen Planungs-
prozessen und raumwirksamen Standortentscheidungen, 
bei konkreten Planungsvorhaben, insbesondere im Zusam-
menhang mit großen Investitionen und Baumaßnahmen. 
In die Planungspraxis der Partner müssen wirksame Routi-
nen „eingebaut“ und verinnerlicht werden. 

Allerdings erscheint es notwendig, noch wesentlich früher 
mit den Vorbereitungen dazu anzufangen: Es geht darum, 
Verständnis für die unterschiedlichen Planungskulturen im 
eigenen nationalen Kontext zu schaffen, auf eine profunde 
Kenntnis der verschiedenen Planungssysteme hinzuwir-
ken und insbesondere Sprachbarrieren und Stereotype im 
Umgang mit den Nachbarn abzubauen. Akteure der Raum-
entwicklung können einen wichtigen Beitrag leisten, wenn 
es darum geht, Konflikte in der grenzüberschreitenden 
Raumentwicklung zukünftig besser zu bewältigen. 

  5�.2.3�
Konfliktmanagement  
verbessern
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Operative Handlungsfelder beziehen sich auf konkrete 
Frage- und Aufgabenstellungen der grenzüberschreitenden 
Raumentwicklung zur Verbesserung der funktionalen Integ-
ration, der Lebensverhältnisse sowie der Wettbewerbsfähig-
keit. Sie können durch Projekte oder Projektfamilien bear-
beitet und umgesetzt werden, so dass ihr Mehrwert für die 
Entwicklung der Grenzregion unmittelbar erfahrbar wird.

Grenzüberschreitende Mobilität ist eine zentrale Voraus-
setzung für die Intensivierung von Verflechtungen über 
nationalstaatliche Grenzen hinweg. Nur mit einem gut 
ausgebauten (öffentlichen) Verkehrsangebot können die 
Vorteile der Grenzregionen genutzt und eine Mobilität, 
die sich mit der in nationalen Binnenregionen vergleichen 
lässt, erreicht werden. Dies bekräftigt den Bedarf an grenz-
überschreitenden Mobilitätskonzepten. Der Großteil der 
Projekte im Verkehrsbereich kann nur durch Beschlüsse 
auf nationaler Ebene und hohen Einsatz von Finanzmitteln 
realisiert werden. Daraus resultiert, dass solche Vorhaben 
meist nur sehr langfristig umgesetzt werden können. 

In der Großregion SaarLorLux konnten einige Projekte 
mit Pilotcharakter für grenzüberschreitenden Personen-
nahverkehr auf den Weg gebracht werden, z.B. grenzüber-
schreitende Buslinien in alle Teilgebiete der Großregi-
on, die Wiedereröffnung von Bahnhöfen und der Aufbau 
grenzüberschreitender Verbindungen (s. Operationel-
les Programm Großregion 2007: 32f ). Seit dem Jahr 1997 

verbindet die Saarbahn die Städte Saarbrücken im Saarland 
und Sarreguemines in Lothringen und gilt als eines der 
bedeutendsten Schienennahverkehrsprojekte der Region. 

In der Trinationalen Metropolregion Oberrhein verbindet 
die Regio-S-Bahn seit 1997 die Agglomeration Basel mit 
der Kernstadt. Zwei der S-Bahn-Linien verkehren grenz-
überschreitend: Eine Linie führt von Zell im Wiesental nach 
Basel; eine andere Linie verbindet die Städte Mulhouse, 
Basel und Frick/Laufenburg. 

Ein weiteres gelungenes Beispiel mit langer Tradition ist 
der „EuroAirport Basel Mulhouse Freiburg“, der bereits sein 
60-jähriges Jubiläum feiern konnte. Unmittelbar nach Ende 
des zweiten Weltkriegs wurde mit dem Bau eines Flughafens 
im französischen Teil des Basler Dreiländerecks begonnen. 
Anlass war die Erkenntnis, dass der Flugplatz in Basel nicht 
zukunftsfähig ausgebaut werden konnte und in den Kanto-
nen Basel Stadt und Basel Land kein geeigneter Ersatz- 
standort verfügbar war. Zum gemeinsamen Flughafen steu-
erte Frankreich die Grundstücke bei; die Schweiz erstellte 
die Pisten und Gebäude. Heute nutzen nach mehrfachen 
Ausbauten jährlich über 4 Mio. Passagiere den Flughafen. 
Seine Weiterentwicklung wird heute von den Partnern in 
der Trinationalen Metropolregion Oberrhein gemeinsam 
betrieben. Als nächster Schritt soll 2011 in einem INTER-
REG-Projekt untersucht werden, wie die Einbindung des 
Flughafens in das Netz des öffentlichen Verkehrs weiter 
verbessert werden kann. (s. Website EuroAirport Basel 
Mulhouse Freiburg). 

Auch in der Euregio Maas-Rhein wird vor dem Hintergrund 
des Zusammenwachsens der Teilräume dem Ausbau der 
grenzüberschreitenden Mobilität eine steigende Bedeu-
tung zugemessen. So arbeitet der Aachener Verkehrsver-
bund zusammen mit seinen belgischen und niederländi-
schen Partnern an neuen integrierten Konzepten, an denen 
sowohl die jeweiligen Verkehrsunternehmen als auch die 
zuständigen Behörden beteiligt sind. Um auf das Ziel der 
Entwicklung von Konzepten für den Gesamtraum besser 
hinwirken zu können, wurde nach mehrjähriger Planung 
2003 die Euregionale ÖV-Plattform aufgebaut. Der „Euregi-
onale Nahverkehrsplan“ hilft dabei, Probleme technischer 
und administrativer Art als auch in Bezug auf die unter-
schiedlichen Tarifsysteme zu beheben. Vorteile bieten sich 
zudem für die Kunden durch ein verbessertes Informati-
onsmanagement: Mehrsprachige Publikationen zu spezifi-
schen Verbindungen und Netzplänen für die Euregio sind 
nun erhältlich. (s. Website Aachener Verkehrsverbund)

 5�.3�
oPerAtIve hAnDlunGsfelDer

  5�.3�.1
Grenzüberschreitende 
Mobilitätskonzepte fördern

Grenzüberschreitende Regio-S-Bahn in der Agglomeration Basel (Stadler)
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Verkehrsprojekte können für das Zusammenwachsen von 
Grenzregionen eine große Symbolkraft entfalten, wie die 
Passerelle des deux Rives in Kehl zeigt. Die Fußgängerbrücke 
entstand 2004 im Rahmen einer gemeinsamen Landesgar-
tenschau zwischen Kehl und Straßburg. Auch wenn dem Bau 
der Brücke eine schwierige Planungs- und Abstimmungs-
phase voranging, setzt die heute weithin bekannte Rhein-
brücke ein deutliches Zeichen für die enge (räumliche) 
Verbindung zwischen den beiden Städten. 

Jedoch laufen Planungsvorhaben im Verkehrsbereich nicht 
immer erfolgreich ab. Im Gegenteil: Verkehrsinfrastruktu-
ren gehören zu den zentralen Konfliktlinien in der grenz-
überschreitenden Kooperation, da diese in der Regel auf 
die nationalen Bedarfe ausgelegt sind und sich – als Sektor-
planung – an nationalen Bedarfen ausrichten. Als generell 
schwierig erweist sich die arbeitsteilige Koordination von 
(zentralen) Verkehrsinfrastrukturen in den nationalen Teil-
räumen. Bestes Beispiel in den meisten Grenzregionen ist 
der Betrieb und der Ausbau von regionalen Flughäfen. 

In der Großregion, die die höchste Dichte an Flughäfen in 
Europa aufweist, entstand durch die Standorte Saarbrü-
cken, Hahn im Hunsrück, Zweibrücken, Luxemburg und 
Metz-Nancy-Lorraine eine enorme Konkurrenzsituation. 
Jeder der Flughäfen hat einen bestimmten Lokalmarkt – 
„einzig der Flughafen Hahn generiert derzeit Passagiere 
aus der gesamten Großregion. Eine Zusammenarbeit der 
Flughäfen in der Großregion ist daher sehr schwierig, eine 
Abstimmung im Detail durchaus erwünscht“ so Herr Dr. 
Georgi in einem Interview mit der Industrie- und Handels-
kammer (IHK) (IHK Saarland 2007: 4). 

In der Bodenseeregion wird deutlich, dass die Umsetzung 
von grenzüberschreitenden Mobilitätskonzepten auch 
wegen der geografischen Gegebenheiten eine Herausforde-

rung darstellen kann: Der Boden-
see wirkt als eine natürliche Barri-
ere für den grenzüberschreitenden 
Verkehr. Die Situation im Nahver-
kehr bleibt aufgrund dessen sowie 
wegen der fehlenden Elektrifizie-
rung auf deutscher Seite und unter-
schiedlicher Tarifmodelle nach wie 
vor schwierig. Für die Fernver-
kehre konnten dagegen deutliche 
Verbesserungen erzielt werden. 
Maßgeblich beeinflusst wurde dies 
durch das Projekt BODAN-RAIL 
2020, das als INTERREG II-Projekt 
startete: „Es definiert den Gross-
raum Bodensee als einheitliche 
Planungsregion und gewinnt 
damit eine neue – internationale 
– Sichtweise. Damit schafft es die 
Voraussetzungen für eine nachhal-
tige Ertüchtigung von Betrieb und 

Infrastruktur des Schienenverkehrs…“ (Website BODAN-
RAIL 2020). Im Vordergrund steht die Einbindung der drei 
bislang nicht koordinierten Bahnsysteme Deutschlands, 
Österreichs und der Schweiz in ein durchgängiges Knoten-
system mit Taktfahrplan.

Aufgrund der national orientierten Raumentwicklung haben 
sich über Jahrezehnte hinweg viele Doppelstrukturen in den 
Grenzregionen herausgebildet, die die funktionale Integra- 
tion behindern. Eine zukünftige Aufgabe wird sein, diese 
Doppelstrukturen durch mehr Koordination, Arbeitsteilung 
und Vernetzung abzubauen. 

Für den Bereich der Daseinsvorsorge wird immer deutli-
cher, dass „der Spagat zwischen der wirtschaftlichen und 
technischen Auslastung der Versorgungsnetze einerseits 
und der Daseinsvorsorge für jeden Bürger andererseits 
immer schwieriger zu bewältigen ist“ (Convent 2005: 1f ). 
Gerade vor diesem Hintergrund, in Kombination mit 
sinkender und alternder Bevölkerung, erscheinen Konzep-
te zum Abbau von Doppelstrukturen in Grenzregionen 
vordringlich. Diese Gedanken haben schon Eingang in die 
Praxis gefunden. Dies zeigt sich daran, dass z.B. immer 
häufiger bilaterale Vereinbarungen zur Zusammenarbeit 
zwischen verschiedenen Kommunen bezüglich feuerwehr-
dienstlicher Versorgung und medizinischer Notfallhilfe 
geschlossen werden. In den Gemeinden kann dies gleich-
zeitig zur finanziellen Entlastung führen.

Die zur Landesgartenschau 2004 eröffnete Passerelle des deux Rives (Stadt Kehl/Peter Heck)

  5�.3�.2
Kräfte in Grenzregionen bündeln, 
Infrastrukturen vernetzen



85

So gibt es seit längerer Zeit die grenzüberschreitende Hilfe-
leistung in der Euregio Maas-Rhein zwischen Deutschland 
und den Niederlanden. Die Vereinbarung zwischen der 
Stadt Aachen und der Gemeinde Vaals über die gegensei-
tige Hilfeleistung bei der Brandbekämpfung und beim 
Rettungsdienst wurde in diesem konkreten Fall schon im 
Jahr 1994 getroffen. Die öffentlich-rechtliche Vereinba-
rung über eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit im 
öffentlichen Rettungsdienst hat seit März 2002 Bestand. 
(Ramakers/Bindels/Wellding 2006: 84)

Insbesondere die Standortentwicklung für Industrie und 
Gewerbe im grenzüberschreitenden Bereich war und ist 
immer noch ein strittiges Thema in der Regionalent-
wicklung. Gerade wenn es darum geht, Konversions-
flächen zu nutzen, kann die Erarbeitung abgestimm-
ter grenzüberschreitender Konzepte eine Chance für 
alle Beteiligten darstellen. Ein Beispiel ist das INTER-
REG IV A-Projekt „Der Warndt nach dem Bergbau“ im 
saarländisch-lothringischen Grenzraum, das sich auf 
ehemalige Bergbauflächen bezieht. Damit bietet sich 
die Chance, durch gemeinsame Standortentwicklung 
Konkurrenzen zu minimieren und tragfähige Nachnut-
zungen zu etablieren, die nicht zu Doppelstrukturen 
führen und zugleich die (arbeitsteilige) Neuprofilierung 
der gesamten Grenzregion fördern. Dieses Projekt belegt 
den großen Mehrwert grenzüberschreitender Koopera-
tion, da nun die Flächenentwicklung unter schwierigen 
Rahmenbedingungen gemeinsam auf den Weg gebracht 
werden kann: Die finanziellen und personellen Ressour-
cen sind knapp, die Potenziale der einzelnen Flächen 
bei schlechter wirtschaftlicher Ausgangslage gering. (s. 
Website Regionalverband Saarbrücken – Warndt). 

Dass Standortentwicklung in grenznaher Lage keine 
einfache Aufgabe ist und in der Realisierung nicht immer 
den ambitionierten Zielen der Partner entspricht, zeigt 
das Projekt „Eurozone“ an der Grenze zwischen Saarbrü-
cken und Forbach. Trotz intensiver Planungsphase und 
Erschließungsarbeiten für den grenzüberschreitenden 
Dienstleistungs- und Gewerbepark vollzieht sich die 
Belegung der Flächen deutlich langsamer als erwartet.

Speziell der Tourismus, Freizeit- und Kulturbereich diente 
in der Vergangenheit oftmals als Ansatzpunkt für eine effek-
tivere Vernetzung von Strukturen. Erfolgreich wurde dies 
für das grenzüberschreitende Museumsticket des Vereins 
„Zukunft SaarMoselle Avenir“ umgesetzt. Die Erwerber des 
Tickets haben den Vorteil, Preisermäßigungen vieler Muse-
en aus dem Saarland, der Westpfalz und dem Département 
Moselle nutzen zu können. Der Erfolg zeigt sich in der stei-
genden Anzahl teilnehmender Museen, die seit Beginn von 
10 auf über 150 anwuchs. Das Projekt ermöglicht so, dass 
die Bewohner der Grenzregion an die Kultur im Nachbar-
land herangeführt werden und die grenzüberschreiten-
de Museumslandschaft kennenlernen. (s. Website Verein 
„Zukunft SaarMoselle Avenir)

Mit dem INTERREG IV A-Projekt „Tourismus in der Trina-
tionalen Metropolregion am Oberrhein“ soll eine bessere 
Kooperation der beteiligten Akteure und eine Harmonisie-
rung der Leistungsangebote in Bezug auf Sprache, Service 
und Präsentation der Angebote erreicht werden. An dem 
Projekt arbeiten 31 Partner aus der Südpfalz, dem Schwarz-
wald, dem Elsass und der Nordwest-Schweiz unter einer 
gemeinsamen Marke. So soll z.B. mit Austauschprogram-
men für Auszubildende in den Tourismusberufen, gemein-
samen Veranstaltungen auf internationalen Messen oder 
einem gemeinsamen Außenmarketing das touristische 
Profil des Oberrheinraumes geschärft und die Sichtbarkeit 
nach außen verbessert werden.

Ein Beispiel für den Ausbau regenerativer Energien ist das 
INTERREG IV A-Projekt „ENERBIOM – Nachhaltige Produk-
tion von Energie-Biomasse“, das derzeit in der Großregion 
durchgeführt wird. Dabei werden die Möglichkeiten einer 
auf ökologischen und ökonomischen Gesichtspunkten 
basierenden Biomasseerzeugung in der Großregion ausge-
lotet. Das Projekt setzt sich mit den unterschiedlichen 
Restriktionen in den nationalen Teilräumen auseinander 
und will die Erarbeitung und Veröffentlichung von Anbau-
richtlinien für Energiepflanzen sowie die Identifikation von 
Produktionsverfahren fördern, die sowohl umwelt- und 
ressourcenschonend als auch zugleich ökonomisch sinn-
voll einsetzbar sind. Damit können Synergien durch eine 
verbesserte und abgestimmte Produktion von Energie-
Biomasse für die Großregion entstehen. (s. Website Institut 
für ZukunftsEnergieSysteme)

Verbesserte und abgestimmte Produktion von Energie-Biomasse für die Großregion 

(IZES gGmbH)
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Herausforderungen im Umweltschutz waren zumindest in 
der Bodenseeregion der eigentliche Motor der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit. Die Sanierung des Boden-
sees besaß zu Beginn der Kooperation höchste Priorität. 
Seit 1959 setzt sich nun die Internationale Gewässerschutz-
kommission für den Bodensee (IGKB) für ein gemeinsames 
Handeln in Umweltschutzfragen ein. 

Gerade die Einzugsgebiete von Fließgewässern und die 
Entstehung von Hochwasserrisiken orientieren sich 
nicht an nationalstaatlichen Grenzen, allerdings auch 
nicht an den Grenzen tradierter grenzüberschreitender 
Verflechtungsräume. Damit wird in der grenzüberschrei-
tenden Kooperation verstärkt der Ansatz der „variablen 
Geometrien“ gefordert, der bestehende institutionelle 
Arrangements überlagert und neue Akteursnetzwerke 
hervorbringt. Mit der im Jahr 2000 in Kraft getretenen 
Europäischen Wasserrahmenrichtlinie und der 2007 

verabschiedeten Hochwasserrahmenrichtlinie setzte die 
Europäische Union neue Impulse für die grenzüberschrei-
tende Kooperation, die die Verbesserung des Zustandes 
der Fließgewässer sowie den grenzübergreifenden Hoch-
wasserschutz zum Ziel haben. 

So treiben die Internationalen Kommissionen zum Schut-
ze der Mosel und der Saar (IKSMS) die Umsetzung der 
Europäischen Wasserrahmenrichtlinie aktuell über das 
INTERREG-Projekt „Hoch- und Niedrigwassermanage-
ment im Mosel- und Saareinzugsgebiet – FLOW MS“ voran. 
Das Projekt wurde Anfang 2009 bewilligt und verfolgt das 
Ziel, lokale und grenzüberschreitende Kooperationen zu 
organisieren und Hochwasservorsorgemaßnahmen direkt 
anzustoßen. Erste grenzüberschreitende Hochwasser-
partnerschaften wurden zur Verstetigung der Kooperation 
bereits ins Leben gerufen. Dabei handelt es sich um frei-
willige Zusammenschlüsse der betroffenen Gemeinden, 
Städte und Landkreise an einem Gewässer, die Unterstüt-
zung von den Fachbehörden bekommen und durch Erfah-
rungsaustausch und Zusammenarbeit Planungen besser 
abstimmen, Konflikte schneller lösen und Strategien zur 
Verbesserung der örtlichen Hochwasservorsorge und Kata-
strophenabwehr entwickeln können. (s. Website IKSMS)

  5�.3�.3�
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Abb. 33: Natur- und Landschaftsschutzgebiete (Regionalverband Bodensee-Oberschwaben, Regionalverband Hochrhein-Bodensee 2010: 24) 
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Ein weiteres Beispiel einer grenzüberschreitenden Koope-
ration im Umweltschutz ist der Grundwasserschutz am 
Oberrhein. Seit vielen Jahren ist die hohe Belastung des 
Grundwassers mit Nitrat bekannt. Der Oberrheingra-
ben enthält eines der wichtigsten Grundwasservorkom-
men Mitteleuropas; wegen der unzureichend schützen-
den Deckschichten, der intensiven landwirtschaftlichen 
Nutzung, der dichten Besiedlung und zahlreicher Verkehrs-
wege ist das Grundwasser jedoch besonders gefährdet. 
Grenzüberschreitende Zustandserhebungen wurden 
bereits in den Jahren 1997 und 2003 durchgeführt. Durch 
das INTERREG-Projekt „Modellierung der Grundwasserbe-
lastung durch Nitrat im Oberrheingraben“ (MoNit) wird die 
seit langem praktizierte Zusammenarbeit der Partner aus 
Frankreich, der Schweiz und Baden-Württemberg fortge-
setzt, um Handlungsoptionen zur Reduktion der Belastung 
unter den naturräumlichen Gegebenheiten des Oberrhein-
grabens vergleichend zu bewerten (LUBW 2006).

Über Fragen des Umweltschutzes hinaus kann die Siche-
rung von bedeutenden Landschaften als Natur- und 
Kulturerbe von Grenzregion oder die gemeinsame Entwick-
lung von für die Grenzregion typischen Kulturlandschaf-
ten einen wesentlichen Beitrag zu „Region-Building“ und 
Binnenwahrnehmung, Regionalmarketing und Außen-
wahrnehmung leisten. 

Eine Initiative in der Großregion SaarLorLux regt an, die 
Naturparke der Grenzregion stärker miteinander zu vernet-
zen und diese in ihrer besonderen Rolle für die territoriale 
Kohäsion sowie im Zusammenwirken mit den städtischen 
Strukturen besser zu positionieren: „Es ist daher unerläss-
lich die Komplementaritäten zwischen Stadt und Land 

besser zu nutzen und die besonderen Ressourcen dieser 
ländlichen Gebiete aufzuwerten, wie z.B. im Bereich Touris-
mus und Freizeit, Natur oder auch Energiegewinnung aus 
erneuerbaren Energien“ (Gipfel der Großregion 2011: 44). 

Die Schaffung eines gemeinsamen Wirtschaftsraums stand 
schon in den 1990er Jahren auf der europäischen Agen-
da. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
stimmten im Mai 1992 der Unterzeichnung des Vertrages 
zur Gründung des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 
zu. Mittlerweile gehören zum EWR 27 EU-Mitgliedstaa-
ten sowie die drei EFTA27-Staaten Liechtenstein, Island 
und Norwegen. Insgesamt umfasst er einen Binnenmarkt 
mit 496 Mio. Verbrauchern. Dort gelten für alle Staaten 
die gleichen Grundregeln. Für den einzelnen Bürger sind 
insbesondere die „vier Grundfreiheiten“, d.h. die Waren-, 
Personen-, Kapitalverkehrs- und Dienstleistungsfreiheit 
als Grundpfeiler des europäischen Binnenmarkts hinzuge-
kommen. Diese sind maßgeblich für den Abbau von grenz-
überschreitenden Hemmnissen verantwortlich und tragen 
somit zum Austausch zwischen einzelnen Staaten und 
Bürgern bei. (Stabsstelle EWR 2010: 3) 

Der wirtschaftlichen Situation wird gerade in Zeiten der 
Globalisierung eine hohe Bedeutung zugemessen. In Grenz-
regionen können Potenziale für Wirtschaft und Innovation 

beiderseits der Grenze bislang nicht ange-
messen miteinander vernetzt und somit 
Synergien nutzbar gemacht werden. Die 
Anstrengungen, grenzüberschreitende 
Verflechtungsräume zu gemeinsamen 
Wirtschaftsräumen auszubauen, könnten 
einen erheblichen Mehrwert für die nati-
onalen Teilräume erbringen. 

In den MORO-Regionen gibt es hierzu 
auch schon einige Initiativen. So sollen 
beispielsweise am Oberrhein mit dem 
INTERREG IV A-Projekt „IT2Rhine“ die 
Aktivitäten der bestehenden IT-Cluster 
noch stärker im gemeinsamen Wirt-
schaftsraum gebündelt werden. Die 
geplanten Projektaktionen zielen darauf 
ab, eine IT-Strategie für den Oberrhein 
zu entwickeln. Die für die Marktakteure 
am Oberrhein notwendigen IT-Kompe-
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27 European Fair Trade Association

Grenzübergreifendes Gewerbegebiet Avantis (Copyright Stadt Aachen/Andreas Herrmann)
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tenzen sollen erhalten und weiterentwickelt werden, um 
so die Wettbewerbsfähigkeit des Sektors und die Attrak-
tivität des Oberrheins auf internationaler Ebene weiter 
auszubauen. Im Januar 2009 haben über 15 Institutionen 
und IT-Netzwerke der drei Nationen das gemeinsame 
Projekt gestartet. Sie vertreten über 2 000 Unternehmen 
der IT-Branche am Oberrhein (s. Website IT2Rhine). 

Durch Projekte wie dieses werden Bestrebungen auf 
gesamteuropäischer Ebene zur Schaffung eines gemeinsa-
men Wirtschaftsraumes auf das „Europa im Kleinen“ über-
tragen und umgesetzt. Dass nationale Wirtschaftsinteres-
sen lange Zeit die europäische Politik dominierten, ist noch 
immer bemerkbar. Da Binnengrenzen bekanntermaßen 
Scharniere und Schnittstellen europäischer Integration 
darstellen, unterstreichen erfolgreiche Projekte zur Förde-
rung eines gemeinsamen Wirtschaftsraums die Bedeutung 
grenzüberschreitender Verflechtungsräume. In erster Linie 
sind hier sicherlich die Akteure aus Wirtschaft und Wissen-
schaft gefragt; die Akteure der Raumordnung und Regio-
nalplanung können jedoch aus der territorialen Perspek-
tive diesen Prozess voranbringen, zu einer Optimierung 
der infrastrukturellen Rahmenbedingungen beitragen oder 
auch konkrekte Hilfeleistungen in Standortfragen geben. 

„Die Intensivierung der grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit zwischen den Hochschulen zählt zu den wich-
tigsten und am häufigsten genannten Aufgaben mit Blick 
auf die Fortentwicklung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit“ (Landesregierung Nordrhein-Westfalen 
2007: 57). Gerade die durch den Bologna-Prozess ange-
stoßene Umstellung auf das Bachelor- und Mastersystem 
bietet Chancen für neue Hochschul- und Forschungs-
kooperationen, insbesondere in den Grenzregionen 
(Landesregierung Nordrhein-Westfalen 2007: 57). Auch von 
der MORO-Projektpartnerschaft wurde die Kooperation 
der Hochschulen bei Forschung und Lehre als prioritäres 
Handlungsfeld gewertet.

Vorbild mit langer Tradition ist am Bodensee die Internati-
onale Bodensee-Hochschule (IBH). Die IBK übergab 1998 
ihrer Kommission “Bildung, Wissenschaft und Forschung” 
den Auftrag, eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
unter den Hochschulen des Bodenseeraums zu initiieren. 
Seit 1999 bilden nun multilaterale Kooperationsverträge 
zwischen den mittlerweile 29 beteiligten Hochschulen aus 
Deutschland, dem Fürstentum Liechtenstein, Österreich 
und der Schweiz die Basis für eine erfolgreiche Zusam-

menarbeit. Prioritär ist, dass neue Studiengänge durch die 
IBH nur entwickelt und angeboten werden können, wenn 
dabei Ländergrenzen überschritten werden. Durch diesen 
Leitsatz konnte eine große regionale Wissens- und (Aus-)
Bildungsplattform mit zahlreichen Kontakten zu anderen 
Institutionen entstehen. (s. Website IBH)

Demgegenüber ist die Zahl der institutionalisierten Hoch-
schulkooperationen in der Großregion SaarLorLux wenig 
ausgeprägt, auch wenn sich bislang vielfältige bi- und multi-
laterale Kooperationen zwischen Einzelhochschulen gebil-
det haben. Unter dem Titel „Die Universität der Großregi-
on“ haben sich in den Jahren 2007/8 nun im Rahmen eines 
INTERREG IV A-Projektes sieben Universitäten zusammen-
geschlossen. Die Ziele sind sehr ambitioniert: So hofft man, 
einen grenzüberschreitenden Hochschulraum zu schaf-
fen, in dem Studienleistungen gegenseitig anerkannt, neue 
gemeinsame Studiengänge etabliert und interkulturelle 
Kompetenzen erworben werden sowie die grenzüberschrei-
tende Doktorandenausbildung und Internatioanlisierung 
der Angebote gestärkt wird. (s. Website Euro-Institut – Hoch-
schulkooperationen; s. Website Universität der Großregion 
– Projektflyer) 

Die Universitäten in Freiburg, Basel, Straßburg, Karlsruhe 
und Mulhouse-Colmar gründeten schon 1989 die Europä-
ische Konföderation der Oberrheinischen Universitäten 
– heute bekannt unter dem Namen EUCOR. Die Ziele von 
EUCOR sind die Förderung der studentischen Mobilität, die 
qualitative Umsetzung europaweiter Studienreformen, die 
grenzüberschreitende Ausbildung und Unterstützung von 
Doktorandinnen und Doktoranden, die Stärkung der gemein-
samen Forschung und der gemeinsame Auftritt auf der inter-
nationalen Bühne (s. Website EUCOR). EUCOR leistet mit 
seinem Hochschulnetzwerk einen wesentlichen Beitrag zum 
Aufbau der Säule „Wissenschaft & Bildung“ der Trinationa-
len Metropolregion Oberrhein. Der Oberrhein will sich in 
wissenschaftlichen Bereichen als eine der leistungsstärks-
ten Bildungs- und Forschungsregionen Europas positionie-
ren (ORK 2010: 12). Mit der Einführung eines trinationalen 
Forschungsfonds für den Oberrhein wird der Wissens- und 
Innovationstransfer aktiv unterstützt. Eine Wissenschafts-
woche bildet den Rahmen für dezentrale Vernetzungstreffen 
zwischen Akteuren aus den Bereichen Wissenschaft, Wirt-
schaft und Gesellschaft am Oberrhein (ORK 2010: 26, 31).

Die Ausbildung einer gemeinsamen Hochschullandschaft 
in Grenzregionen ist – vergleichbar zur Etablierung eines 
gemeinsamen Wirtschaftsraums – sicherlich zunächst eine 
Aufgabe der Akteure aus Wissenschaft und Wirtschaft. Aus 
räumlicher Perspektive können diese Prozesse in eine 
kohärente grenzüberschreitende Regionalentwicklung 
eingebettet werden, die auch auf Fragen der Mobilität oder 
der Vernetzung notwendiger Infrastrukturen im Bereich der 
Daseinsvorsorge eingeht.

  5�.3�.5�
Kooperation in der wissenschaft 
grenzüberschreitend intensivieren
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Aus europäischer Perspektive stellen sich metropolitane Grenzregionen als vielfältige und zukunfts-
fähige Lebens-, Wirtschafts- und Kulturräume dar. Sie bieten ein erhebliches strategisches Potenzial 
für den Integrationsprozess in Europa. Jedoch sind – trotz Schengener Abkommen und regionalpo-
litischen Initiativen wie INTERREG – die Standortnachteile von Grenzregionen nicht von der Hand 
zu weisen. Die „Schönwetterpolitik“ in der grenzüberschreitenden Regionalentwicklung, die gerin-
ge Bindungswirkung strategischer Dokumente, „Schnittstellenprobleme“ aufgrund der ausgeprägten 
Mehr-Ebenen-Problematik in Grenzregionen, Informationsdefizite sowie Doppelstrukturen in den 
nationalen Teilräumen stehen einer effektiven Bündelung der Kräfte entgegen.

Auf der Basis der Analysen im Rahmen des MORO zeigen die Projektpartner erste prioritäre strategi-
sche und operative Handlungsfelder auf, um die funktionale Integration in den Grenzregionen zu stär-
ken, ihre spezifischen Standortvorteile und Potenziale besser zu nutzen und Hemmnisse hinsichtlich 
einer integrierten Entwicklung und Wettbewerbsfähigkeit abzubauen. 

Bei den strategischen Handlungsfeldern geht es in erster Linie darum, den grenzüberschreitenden 
Kooperationen neue Impulse zu geben sowie die großräumigen Regionalisierungsprozesse und die 
Bildung großräumiger Verantwortungsgemeinschaften zu unterstützen. Gemeinsame Sichtweisen 
und (Leit-)Bilder, integrierte grenzüberschreitende Raumentwicklungskonzepte und ein gemeinsames 
Informationsmanagement fördern dabei eine stärkere Zielorientierung in der grenzüberschreitenden 
Regionalentwicklung. Damit können die spezifischen Standortvorteile und die grenzüberschreitende 
Vielfalt besser ausgeschöpft, gleichzeitig grundsätzliche Wandlungsprozesse der Gesellschaft wie auch 
aktuelle Trends und Sektorpolitiken wirkungsvoller eingebettet werden. 

Mit Blick auf die Großräumigkeit metropolitaner Grenzregionen bieten Bilder und Motive, die eine 
gemeinsame Haltung zur Grenzregion und eine Vision ihrer Zukunft anschaulich vermitteln, nicht 
nur den Akteuren der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, sondern auch der Bevölkerung eine 
Möglichkeit der Orientierung. Auch räumliche bzw. verortete Identifikationsanker sind hier in ihrer 
Binnen- und Außenwirkung nicht zu unterschätzen. Sie können als Ansatzpunkte für image- und iden-
titätsfördernde Leitprojekte in Grenzregionen dienen. 

Die bislang stark projektorientierte Zusammenarbeit in Grenzregionen weicht oftmals Konflikten in 
der Regionalentwicklung aus. Sollen metropolitane Grenzregionen als Motoren für Wachstum und 
Innovation wirksam werden, gilt es, eine (Planungs-)Kultur zu entwickeln und in Planungsroutinen 
umzusetzen, in der auch kritische, für die wirtschaftliche Entwicklung des Verflechtungsraums zentra-
le Themen behandelt werden können. 

Operative Handlungsfelder beziehen sich auf konkrete Frage- und Aufgabenstellungen mit Bezug auf 
das innere und äußere Funktionieren der Grenzregion. Das innere Funktionieren kann durch eine 
Verbesserung der jeweiligen harten und weichen Standortfaktoren sowie deren Verknüpfung inner-
halb der Grenzregion optimiert werden. Dazu zählen u.a. eine verbesserte Mobilität, die Vernetzung 
von Infrastrukturen und Angeboten, die Erhöhung der Lebensqualität oder auch die Funktions- und 
Arbeitsteilung zwischen den Teilräumen. Für das äußere Funktionieren und damit eine gelungene 
Positionierung im internationalen Standortwettbewerb ist die Bündelung der Kräfte und die gezielte 
Förderung der spezifischen Stärken der Grenzregionen („Stärken stärken“) Voraussetzung. 

  Kapitel 5 im Überblick 
stärken stärken – hemmnisse abbauen
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Durch den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) wurde die europäische Struktur- und Kohäsions-
politik, auch „Regionalpolitik“ genannt, im heutigen Sinne 
eingeführt. Die Regionalpolitik gewann in den letzten Jahr-
zehnten an großer Bedeutung und ist mit einem Anteil 
von einem Drittel des EU-Budgets ein wichtiges Politik-
feld der EU. Ziel dieser Politik, die sich über die Jahrzehnte 
herausbildete, aber erst seit 1986 vertraglich verankert ist, 
ist die Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusam-
menhalts in der EU. Insbesondere soll den wirtschaftlich 
schwachen und problembehafteten Regionen die Förde-
rung durch die zahlreichen Programme zu Gute kommen. 
Zu diesen zählen auch die Grenzregionen, denen schon seit 
vielen Jahren durch das INTERREG-Programm Fördermit-
tel zur Verfügung stehen (BMWi 2008: 5). 

Im Februar 1988 erfolgte die Reform 
der Strukturfonds unter der Leitung 
des Europäischen Rates. Durch das 
Erstellen der Rahmenverordnung 
2025/88 konnten nun Grundprinzipien 
für die Zusammenarbeit bzw. Hand-
lungsprinzipien vertraglich festgelegt 
werden. Die leitenden Gedanken, die 
der Reform zugrunde lagen, waren die 
Konzentration der Maßnahmen auf 
vorrangige Handlungsziele, Partner-
schaft zwischen der Kommission, den 
Behörden der Mitgliedstaaten und den 
Projektpartnern sowie Kohärenz, d.h. 
insbesondere die Übereinstimmung 
mit der Wirtschaftspolitik der Mitglied-
staaten (Klodt et al. 1992: 60). Neu war 
jedoch das Kofinanzierungsprinzip. 
Laut diesem Prinzip mussten die durch 
den EFRE geförderten Maßnahmen, 
die zu 50 % durch EU-Gelder finanziert 
wurden, auch zu 50 % durch nationa-
le öffentliche und/oder private Gelder 
kofinanziert werden. Ebenso wurde 
mit der Strukturfondsreform ein strik-
tes Evaluierungsprinzip eingeführt. 
Aus steuerungstheoretischer Sicht 
ermöglichte dies die Kontrolle von 
Programmplanung, -umsetzung und 
Zielerreichung. 

Mit der Reform der Strukturfonds 1988 wurden in den 
nachfolgenden Jahren insbesondere durch die Einführung 
der Gemeinschaftsinitiativen weitere und entscheidende 
Anpassungen der Struktur- und Regionalpolitik vorgenom-
men. Rückblickend verfolgte die Europäische Gemeinschaft, 
als Wirtschaftsunion agierend, durch die Regionalpolitik 
fast ausschließlich ökonomisch und sektoral geprägte Ziele. 
Mit den Gemeinschaftsinitiativen als neues Experimentier-
feld trat ein langsamer Wandel hin zu der Bearbeitung neuer 
Themenfelder ein. Ein Beispiel dafür ist die 1990 eingerich-
tete INTERREG-Initiative zur Verbesserung der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit, die sich unmittelbar auf 
die Ausgestaltung der grenzüberschreitenden Kooperation 
auswirkte und diese seit Jahrzehnten prägt.

 6�.1
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93

INTERREG als Motor der   
grenzüberschreitenden Kooperation

Bis 1987 standen „nur in sehr geringem Umfang Gemein-
schaftsmittel aus dem Bereich der Regionalpolitik für 
Aktionen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
zur Verfügung“; in den 1980er Jahren wurden bis 1987 
einschließlich weniger als eine Million ECU hierfür aufge-
wendet (Manthey 1992: 31). Erst mit dem zu erwartenden 
Fall der Binnengrenzen im Zuge der Institutionalisierung 
des EG-Binnenmarktes 1992 wurde eine größere Notwen-
digkeit zur Lösung der Probleme von Grenzregionen gese-
hen, da gerade hier beachtliche Verän-
derungen erwartet wurden. Deshalb 
war es vorrangig, die ohnehin schon 
problembehafteten Grenzregionen 
mehr in den binnenstaatlichen Kontext 
einzubinden bzw. die Kooperation in 
den an den Außengrenzen liegenden 
Regionen der damaligen EG und den 
benachbarten Gebieten zu fördern.

Mit der Einführung der europäischen 
Gemeinschaftsinitiative INTERREG 
als eigene Förderkulisse für grenz-
überschreitende, transnationale und 
interregionale Zusammenarbeit in der 
Raumentwicklung wurde hierfür eine 
entscheidende Grundlage geschaffen. 
Seit 1990 führte INTERREG zu einem 
enormen Schub an grenzüberschreitenden Programmen 
und Strategien, Projekten und Initiativen. Der INTERREG-
Initiative wird eine hohe Bedeutung nicht nur für die 
konkrete Projektarbeit, sondern auch für die Initiierung 
und Weiterentwicklung von Euroregionen, als Triebfeder 
für eine stärkere Vernetzung und als Koordinationsplatt-
form für grenzüberschreitende Aktivitäten zugeschrieben 
(ÖROK 2005: 30). Die Erfolge von INTERREG verdeutlichen 
beispielhaft die Intensivierung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit in der Bodenseeregion. Zwischen 1990 
und 2000 wurden über 140 INTERREG-Projekte durch-
geführt, die eine neue Phase der grenzüberschreitenden 
Kooperation und Netzwerkbildung initiierten. Diese Deka-
de kann auch als „INTERREG-Phase“ bezeichnet werden 
(Scherer/Schnell 2002: 507f ). In der anschließenden 
„Netzwerk-Phase“ etablierten sich vielfältige informel-
le Kooperationsformen und eine „Politik der konkreten 
Projekte“, maßgeblich beflügelt durch das INTERREG III-
Programm (Blatter/Scherer 2006: 283). 

INTERREG begünstigte sowohl auf regionaler als auch auf 
europäischer Ebene eine räumlich kohärente Koordina-
tion der Gemeinschaftspolitiken. Damit erhalten sowohl 
die Grenzregionen als auch die Raumakteure eine Schlüs-
selfunktion für die europäische Integration. In der vierten 
Förderperiode seit 2007 wurde aus INTERREG ein „Main-

streamprogramm“ der europäischen Strukturpolitik, das 
neue Ziel 3 „Europäische territoriale Zusammenarbeit“. 
Diese Aufwertung der ehemaligen Gemeinschaftsinitiative 
macht einmal mehr deutlich, dass den räumlichen Bedin-
gungen der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
mehr Aufmerksamkeit gewidmet wird (Ahlke/Görmar/
Hartz 2007: 451).

Seit den 1990er Jahren vollzieht sich in den EU-Politiken ein 
spatial turn, der in einem raumstrategischen Integrations-
denken und der Betonung des territorialen Zusammenhalts 
als wesentliches Ziel seinen Niederschlag findet (Battis/

Kersten 2008: 14). So betont der zweite Kohäsionsbericht 
(Europäische Kommission 2001), dass die grenzüberschrei-
tende, transnationale und interregionale Zusammenarbeit 
eine „Schlüsselpriorität“ für die europäische Integration 
und für eine Verringerung der ökonomischen und sozia-
len Fragmentierung, die durch nationalstaatliche Grenzen 
verursacht wird, darstellt. Hier öffnet sich das Spannungs-
feld zwischen „entgrenzten sozialen und wirtschaftlichen 
Beziehungen einerseits und politischen Verantwortungs-
räumen andererseits“ (Battis/Kersten 2008: 7). Grenzüber-
greifende Regionalisierungsprozesse, d.h. die Ausbildung 
und das Funktionieren neuer Handlungsräume jenseits 
nationalstaatlicher Einheiten und Regelungsmechanis-
men, werden zum Experimentierfeld von European Terri-
torial Governance. 

Europäische Raumentwicklungspolitik

Mit der Ausarbeitung des Europäischen Raumentwick-
lungskonzepts (EUREK) wurde eine Vision über die zukünf-
tige Raumentwicklung der EU festgelegt. Die Existenz 
eines Leitbildes für die Formulierung der EU-Politik war 
damals - und ist noch immer - von hohem Wert, da das Feld 
„Raumordnung“ nicht im Kompetenzbereich der EU liegt. 
Gerade die zunehmende Globalisierung, die westeuropä-
ische Integration und die Grenzöffnungen zu Mittel- und 
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 Abb. 34: INTERREG IV als Mainstreamprogramm (Schniedermeier 2010: 35)
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Osteuropa, aber auch der Kompetenzzuwachs der Euro-
päischen Kommission bezüglich raumwirksamer Politik-
bereiche durch die 1999 in Kraft getretenen Verträge von 
Maastricht und Amsterdam, gaben Anlass für das Überden-
ken der europäischen Raumordnungspolitik. Sehr schnell 
kam die Einsicht, dass die europäische Dimension der 
Raumordnung von allen Mitgliedstaaten mehr diskutiert 
und besser abgestimmt werden müsse. Als gemeinsames 
Leitbild geschaffen, repräsentiert es die Übereinkunft aller 
Mitgliedstaaten und der Kommission über gemeinsame 
räumliche Ziele für die Entwicklung des Territoriums der 
EU (Ahlke/Görmar/Hartz 2007: 449).

Die Priorität von INTERREG wird im EUREK klar heraus-
gestellt: „Die Ziele der Strukturpolitik werden ferner durch 
Gemeinschaftsinitiativen unterstützt. Aus Sicht der Raum-
entwicklung ist die Gemeinschaftsinitiative INTERREG die 
bedeutendste Maßnahme der Strukturfonds, da mit ihr 
ein querschnittsorientierter Ansatz zur Raumentwicklung 
verfolgt wird. Nicht der Einzelsektor, wie Schiffbau, Berg-
bau oder Textil, steht im Vordergrund, sondern das Zusam-
menspiel der raumbeeinflussenden Faktoren in einem 
integrierten Entwicklungsansatz in Grenzregionen und 
größeren transnationalen Kooperationsgebieten“. (Euro-
päische Kommission 1999: 17)

Mit der Territorialen Agenda der EU (TAEU) erneuerten 
die Mitgliedstaaten 2007 nochmals das Ziel einer gemein-
samen Raumentwicklung in Europa und zeigten Optio-
nen zur Synchronisierung der Ziele des EUREK mit den 
Lissabon- und Göteborg-Strategien auf (Ahlke/Görmar/
Hartz 2007: 450). Die TAEU formuliert als handlungsori-
entiertes politisches Rahmenwerk Empfehlungen für eine 
integrierte Raumentwicklungspolitik und verweist explizit 
auf die besonderen Potenziale der Regionen und Städte, 
die zukünftig einen Beitrag zu nachhaltigem Wirtschafts-
wachstum und mehr Beschäftigung leisten (Ahlke/Schön 
2010: 532f ). 

Mit „Europa 2020“ bekräftigt die Europäische Kommission 
einmal mehr die Bedeutung von Wachstum und Innova-
tion sowie den Zusammenhang zwischen der räumlichen 
Perspektive und wirtschaftlichem Wachstum in Europa: 
Das Leitziel „intelligentes, nachhaltiges und integratives 
Wachstum“ bezieht explizit den territorialen Zusammen-
halt mit ein. Dazu stellt die Kommission fest: 

„Täglich werden Unternehmen und Bürger damit konfron-
tiert, dass für eine Tätigkeit über Staatsgrenzen hinweg 
immer noch Hindernisse bestehen, obwohl sie sich von 
Rechts wegen in einem Binnenmarkt bewegen. Sie stellen 
fest, dass Netze nicht ausreichend miteinander verbunden 
sind, Binnenmarktregeln nicht gleichmäßig flächende-
ckend durchgesetzt werden, oder sie für ein und densel-
ben Vorgang oft immer noch mit 27 unterschiedlichen 
Rechtsordnungen umgehen müssen. Während sie weiter-
hin tagtäglich mit der Realität fragmentierter Märkte 
und unterschiedlicher Regelungen konfrontiert werden, 
können ihre Wettbewerber aus China, den USA oder Japan 
die Vorteile ihrer großen Heimatmärkte uneingeschränkt 
nutzen.“ (Europäische Kommission 2010a: 24)

Die Mitgliedstaaten werden in der Leitinitiative „Innovati-
onsunion“ aufgefordert, „die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit in Bereichen zu stützen, in denen ein EU-Mehr-
wert erzielt werden kann [...]“ (Europäische Kommission 
2010a: 15). In der Leitinitiative „Ressourcenschonendes 
Europa“ kündigt die EU in Bezug auf ein modernisiertes 
und kohlenstoffärmeres Verkehrswesen eine „Beschleu-
nigung der Einführung strategischer Projekte mit hohem 
europäischen Mehrwert zur Beseitigung von Engpässen, 
insbesondere in Bezug auf grenzüberschreitende Abschnit-
te und intermodale Drehkreuze (Städte, Häfen, logistische 
Plattformen)“ an (Europäische Kommission 2010a: 18).

Die grenzüberschreitende Kooperation besitzt somit für 
die europäische Raumentwicklung und die Ausgestal-
tung eines effektiven europäischen Binnenmarktes eine 
hohe Bedeutung; Grenzregionen werden zu „Scharnieren“ 
zwischen den nationalstaatlichen Sphären und zu „Labo-
ren“ der konkreten und erfolgreichen Umsetzung der terri-
torialen Integration (s. hierzu Euro-Institut 2010: 20).

Zusammen mit dem EUREK, der TAEU und dem Grünbuch 
zum territorialen Zusammenhalt (Kommission der euro-
päischen Gemeinschaft 2008) bildet „Europa 2020“ das 
Fundament für die Ausrichtung der Gemeinschaftspoliti-
ken an einer kohärenten Entwicklung des EU-Territoriums. 
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28 Das Kapitel 6.2 basiert auf der Diplomarbeit von Lydia Schniedermeier (TU Dortmund, 2010): „Die Bedeutung des INTERREG-Prozesses für die grenzüberschreitende Kooperation 
am Beispiel der Regionen Oberrhein und Großregion“

Als Gemeinschaftsinitiative gegründet, wurde mit dem 
strukturpolitischen Instrument INTERREG eine Verbesse-
rung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit forciert28. 
Die Ergebnisse, die durch INTERREG I im Zeitraum 1990 
bis 1993 erzielt wurden, waren sehr erfolgreich, so dass sich 
der Europäische Rat in Edinburgh im Jahr 1992 zur Fortfüh-
rung der Initiative entschloss. Schon zu diesem Zeitpunkt 
war abzusehen, dass INTERREG die wichtigste Gemein-
schaftsinitiative in der zweiten Förderperiode von 1994-
1999 sein würde. Der enorme Aufwärtstrend spiegelte sich in 
den Ausgaben für grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
wider: von 2 Mio. ECU 1988 bis hin zu 800 Mio. ECU für die 
erste INTERREG-Förderperiode im Zeitraum 1990 bis 1993.

Mit der dritten Förderperiode wurden die drei 
Ausrichtungen der Gemeinschaftsinitiative einge-
führt – grenzübergreifende (A), transnationale (B) 
und interregionale (C) Zusammenarbeit – und 
zwischen 2000 und 2006 durch über 5 Mrd. Euro 
aus dem EFRE finanziert (Europäische Kommissi-
on 2004: 14). Mit Beginn der vierten Förderperio-
de (2007-2013) wurde die Gemeinschaftsinitiati-
ve in das Mainstreamprogramm der EU – neben 
Ziel 1 „Konvergenz“ und Ziel 2 „Regionale Wett-
bewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ – als Ziel 
3 „Europäische Territoriale Zusammenarbeit“ 
(ETZ) überführt und damit deutlich aufgewertet. 
Die gesamte Summe für den Zeitraum 2007-2013 
des Ziels ETZ beträgt 8,7 Mrd. Euro, was 2,5 % 
der EU-Strukturfondsmittel entspricht. Davon 
wiederum sind 74 % für die grenzübergreifende 
Zusammenarbeit, 21 % für transnationale und 
5 % für interregionale Zusammenarbeit vorgese-
hen (Verordnung (EG) Nr. 1083/2006, Art. 21 (1)). 
In Deutschland existieren in der jetzigen Förder-
periode 14 INTERREG IV A-Programme für grenz-
überschreitende Kooperation. 

Bei INTERREG III kam zu den bisherigen Handlungs-
prinzipien, die weitgehend aus der Reform der Struktur-
fonds 1988 resultieren, die Festlegung eines federführen-
den Lead-Partners hinzu, der für die Durchführung des 
gesamten Projektes zuständig war und sich bei Fragen der 
Projektumsetzung an die regionalen EFRE-Förderstellen 
wenden konnte. Als Scharnier mit der Programmbehör-
de kam, beziehungsweise kommt auch heute noch dem 
Lead-Partner insgesamt eine wichtige Rolle im Hinblick 
auf Informationsaustausch und Kommunikation zu. Mit 
der Einführung sollte der Grad der grenzüberschreitenden 
Kooperation erhöht und die Partnerschaft vertieft werden. 
Vor neue Herausforderungen wurden in dieser Förderperi-
ode die INTERREG-Akteure durch die „n+2-Regel“ gestellt. 
Zur Sicherstellung einer klaren Anwendung und Kontrolle 
der Fördergelder besagte diese nach Art. 93 (1) der Verord-
nung (EG) 1083/2006, dass die Fördermittel eines Operati-
onellen Programms (OP) wieder entzogen werden können, 
sofern die zugewiesenen Gelder nicht binnen zwei Jahren 

 6�.2
DIe euroPäIsche 
GeMeInschAftsInItIAtIve InterreG 

  6�.2.1
InterreG A als zentrales förderprogramm 
für Grenzregionen

handlungsprinzipien 
das Programm betreffend

reform 
1988

Inter-
reG I

Inter-
reG II

Inter-
reG III

Inter-
reG Iv

Handlungsziele

Partnerschaft

Kohärenz

Zusätzlichkeit

Programmplanung

Kofinanzierung

Nachhaltige Entwicklung

Gleichstellung Männer/ Frauen

Lead-Partner

„n+2“-Regel

EVTZ

Handlungsprinzip noch nicht eingeführt

Ein-/ weitergeführtes Handlungsprinzip in der jeweiligen INTERREG-Förderperiode
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nach Mittelbindung ausgegeben, belegt, geprüft, beschei-
nigt und gegenüber der Kommission durch einen Erstat-
tungsantrag zurückgefordert werden. 

Die lange Phase der INTERREG-Förderung prägte die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit seit Beginn der 
1990er Jahre. Am Beispiel der Großregion SaarLorLux und 
der Trinationalen Metropolregion Oberrhein kann aufge-
zeigt werden, dass durch INTERREG in beiden Grenzre-
gionen zahlreiche Projekte auf den Weg gebracht und die 
Gründungen von Institutionen und vielfältigen informellen 
Netzwerkstrukturen mit grenzüberschreitendem Charakter 
initiiert wurden. 

Das Geflecht der bestehenden grenzüberschreitenden 
Kooperationsstrukturen ist am Oberrhein ausgeprägter und 
leistungsfähiger als in der Großregion. Da dort auch andere 
Fördertöpfe genutzt werden, ist der Einfluss von INTERREG 
auf das Kooperationsspektrum geringer als in der Großregi-
on, in der fast alle grenzüberschreitenden Projekte durch den 
EFRE kofinanziert werden. Die Bedeutung des INTERREG-
Programms wird in beiden Regionen von den im Rahmen 
der Untersuchung Befragten sowohl auf Programm- als 
auch auf Projektebene sehr hoch eingeschätzt. 

Der grenzüberschreitende Mehrwert von INTERREG liegt 
dabei nicht alleine in den zahlreich realisierten Projekten, 
sondern zeigt sich vielmehr noch in anderer bedeutungs-
voller Weise: Das Programm trägt seit den 1990er Jahren 
zum gegenseitigen Kennenlernen der Akteure in der Grenz-
region sowie zum Aufbau grenzüberschreitender Instituti-
onen und insbesondere projektbezogener Netzwerke bei.

Als Schlüsselelement für erfolgreiche Kooperation in 
INTERREG wird ein partnerschaftliches Verhältnis 
zwischen den Akteuren gesehen. Aus diesem Grund ist das 
durch die Strukturreform eingeführte Handlungsprinzip 
der Partnerschaft essentiell. Seit der Einführung des Prin-
zips ist ein partnerschaftliches Verhältnis auf der vertikalen 
und horizontalen Ebene seitens der EU gefordert. Dadurch 
wird vor allem ein frühzeitiges Kontaktieren und Kennen-
lernen der Projektpartner gewährleistet. Partnerschaft ist 
demnach die Grundvoraussetzung, ohne die grenzüber-
schreitende Kooperation nicht funktionieren würde. 

Dies gilt gleichermaßen für das Kofinanzierungspinzip. Die 
Kofinanzierung ist der Motor der Kooperation und erhöht 
die Bereitschaft zur Beteiligung; hier sind Mitnahmeef-
fekte sicherlich nicht von der Hand zu weisen. Dennoch 
zeigte sich deutlich, dass viele für die Grenzregion wichtige 
Projekte nicht auf den Weg gebracht worden wären, da den 
Projektpartnern die finanziellen Ressourcen jenseits der 
Pflichtaufgaben für die grenzüberschreitende Kooperation 
oftmals fehlen. Gleichzeitig ist von entscheidender Bedeu-
tung, dass die Projektpartner Eigenmittel in beachtlicher 
Höhe einbringen müssen, denn dadurch wird die Nachhal-
tigkeit von Projekten eher gewährleistet. 

Das Evaluierungsprinzip, welches die Bewertung des 
INTERREG-Programms voraussetzt, wurde dagegen sehr 
kritisch betrachtet und trägt in der jetzigen Anwendung 
nicht zur Verstärkung der Kooperation bei. Das Lead-
Partner-Prinzip sieht vor, dass innerhalb eines Projek-
tes ein Projektpartner die Trägerschaft übernimmt. Es 
entfaltet seine Bedeutung im Wesentlichen innerhalb der 
Programmlogik von INTERREG und erleichtert die konkre-
te Projektabwicklung, da es mit dem federführenden Part-
ner einen verantwortlichen Ansprechpartner bietet. 

Insgesamt haben sich die vier Handlungsprinzipien etab-
liert und prägen in unterschiedlichem Umfang grenzüber-
schreitende Kooperationen jenseits von INTERREG. 

Programmspezifische Defizite

Die Analyse der Organisation des INTERREG-Programms 
hat allerdings auch gezeigt, dass die Zielsetzungen der 
EU nicht nur in der Theorie schwer zu vermitteln sind, 
sondern auch die praktische Umsetzung vor große Hürden 
gestellt wird. Die umfangreiche Organisationsstruktur mit 
den Begleit- und Lenkungsausschüssen, der Zahlstelle und 
dem Gemeinsamen Technischen Sekretariat weist in jedem 
Programmgebiet spezifische Probleme auf. Die Implemen-
tierung der INTERREG-Organisation und Programmstruk-
tur lässt den Regionen bislang nur geringe Spielräume,  
regionsspezifische Lösungen umzusetzen. 

Haben sich in der dritten Förderperiode manche Themen-
felder als sehr erfolgreich für INTERREG-Projekte erwiesen, 
so gilt weiterhin, dass INTERREG grenzüberschreitende 
Hindernisse wie die Rechts-, Bildungs- und Systemdifferen-
zen nicht lösen und auch nur eingeschränkt Impulse in der 
Wirtschafts- und Raumordnungspolitik setzen kann. Dies-
bezüglich scheinen die Grenzen von INTERREG erreicht zu 
sein. Dabei zeigt sich eine eindeutige Affinität zu bestimm-
ten Themenfeldern, in denen mit vergleichsweise geringem 
Aufwand Win-Win-Situationen in der grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit erreicht werden können. Diese 

  6�.2.2
europäische strukturpolitik in Grenzregionen – am 
Beispiel von InterreG in den regionen oberrhein 
und Großregion
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sogenannten „Schönwetter-Kooperationen“ 
prägen die Umsetzung von INTERREG auf der 
Projektebene. Dennoch bestätigen sowohl die 
Erfahrungsberichte zu INTERREG als auch 
die befragten Experten, dass dadurch Voraus-
setzungen für stabile Kontakte über national-
staatliche Grenzen hinweg geschaffen werden. 
Diese Netzwerke können dazu genutzt werden, 
auch in anderen – möglicherweise konfliktrei-
cheren – Handlungsfeldern zu kooperieren. 
Schließlich können vorrangig symbolische 
Projekte dazu beitragen, die Integrations-
bemühungen in den Grenzregionen für die 
Bevölkerung sichtbar zu machen. 

Trotz der Erfolge von INTERREG wird die Diskre-
panz zwischen der Top-down-Programmierung 
und der Bottom-up-Antragstellung der Projekte 
offenkundig. Die Realisierung der strategischen 
Ziele der Operationellen Programme sowie der 
Beitrag von INTERREG zur Umsetzung integra-
tiver Leitbilder werden dadurch erschwert, dass 
die Programmebene nur wenig Einfluss auf die 
Projektgenerierung nehmen kann. Nach dem 
Vorbild der Projektgenerierung und Projektaus-
wahl in einigen Programmräumen von INTER-
REG B könnte das Verfahren durch thematische 
Calls, ein zweistufiges Antragsverfahren sowie 
gezielte Initiierung und Unterstützung von 
Projektanträgen verbessert werden. 

Bislang dominieren in INTERREG eindeu-
tig die öffentlichen Akteure. Eine intensivere 
Beteiligung weiterer Akteure, insbesondere 
aus Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Wissen-
schaft, oder auch die Beteiligung Privater setzt 
eine Anpassung der INTERREG-Regularien 
und Programmumsetzung voraus. Dies betrifft 
vor allem die Phase der Antragstellung, die 
beispielsweise über ein zweistufiges Verfahren  
einen leichteren Zugang zu INTERREG schaf-
fen kann. Allerdings, und dies gilt auch für 
die öffentliche Hand, erscheint eine Vereinfa-
chung der Projektabwicklung in INTERREG vor 
dem Hintergrund knapper Kassen grundsätz-
lich erforderlich. 

Die Motivation zur Beteiligung an INTERREG 
liegt primär in der Kofinanzierung, zumal die 
grenzüberschreitende Kooperation und Reali-
sierung von Projekten oftmals nur über diese 
externen finanziellen Impulse vorangebracht 
werden kann. Ein weiteres wichtiges Motiv der 
beteiligten Akteure liegt allerdings im Aner-
kennen des Mehrwerts, den die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit für die Entwick-
lung der Region hat.

Abb. 37: Veränderung der Ausstattung der Schwerpunkte (SP) im DeLor-Gebiet (Deutsch-
land-Lothringen) zwischen 2001 (18.12.2001; rot) und 2007 (05.01.2001; grau) in %  
(Schniedermeier 2010: 104, 90)

erläuterung:
SP1  Standortpositionierung angesichts der Grenzlage
SP2  Optimierung einer neuen Standortattraktivität im 

Zentrum Europas
SP3  Synergie durch grenzübergreifende Raumentwicklung
SP4  Profilierung des gemeinsamen Natur- und Kulturerbes
SP5  Europäische Kompetenz
SP6  Vertiefung der institutionellen Zusammenarbeit
SP7  Bürgernahe Projekte
SP8  Technische Hilfe

Abb. 38: Veränderung der Ausstattung der Schwerpunkte (SP) im OMS-Gebiet (Oberrhein- 
Mitte-Süd) zwischen 2002 (18.03.2002; rot) und 2007 (26.06.2007; grau) in % (Schnieder- 
meier 2010: 104, 99)

erläuterung:
SP1 Grenzübergreifende Zusammenarbeit im Dienste der 

Bürger und der Institutionen
SP2 Nachhaltige und ausgewogene Raumentwicklung
SP3 Wirtschaftliche Integration und menschliche Ressourcen
SP4 Grenzübergreifende Förderung von Tourismus und Kultur
SP5 Technische Hilfe

Abb. 39: Vergleich der beteiligten Akteure in den Programmgebieten DeLor (rot) und OMS 
(grau) (Schniedermeier 2010: 111, 92)

erläuterung:
Ö Öffentliche Verwaltung
S/V Sonstige öffentliche Einrichtungen/ Vereinigungen
K/Z Kommunale Eigenbetriebe/ Zweckverbände
W Wirtschaft
WI Wissenschaft 
S Sozialpartner 
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  6�.2.3�
Ansätze zur optimierung der 
InterreG A-förderung

Aus den Analysen der vorliegenden Untersuchung sowie aus 
den Erfahrungen der beteiligten Partner ergeben sich konkre-
te Ansätze und Anforderungen an eine Verbesserung der 
Förderpolitiken am Beispiel des INTERREG A-Programms.

Vereinfachung des INTERREG-Programms: Im Übergang 
von der zweiten in die dritte Phase, aber auch von der dritten 
in die vierte Phase, wurde der Aufwand zur Abwicklung der 
INTERREG-Projekte für die beteiligten Akteure auf Grund von 
Vorgaben eher größer. Dies gilt sowohl für das Antragsverfah-
ren als auch für das begleitende Berichtswesen, die finanziel-
le Abwicklung, den Abschluss und die Evaluierung der Projek-
te. Gerade Akteuren aus den nicht-öffentlichen Sektoren fällt 
es schwer, die Logik des INTERREG-Programms zu verste-
hen und eigene Projekte in das aus ihrer Sicht komplizierte 
Verfahren zu integrieren. Richtlinien und Verordnungen sind 
zweifelsohne entscheidende Rahmenbedingungen für die 
Umsetzung der Strukturfonds und die verantwortungsvolle 
Kontrolle der Verwendung der finanziellen Ressourcen der 
Europäischen Union. Dennoch erscheint es unabdingbar, 
in den nächsten Programmphasen auf niedrigschwelligere 
Angebote für die Durchführung von INTERREG hinzuwirken, 
insbesondere dann, wenn weitere Akteurskreise aktiv einbe-
zogen werden sollen. Vor dem Hintergrund knapper öffentli-
cher Kassen werden sich selbst die öffentlichen Akteure die 
Kosten-Nutzen-Frage angesichts des hohen Aufwands der 
INTERREG-Projektabwicklung stellen.

Verbesserung der horizontalen Zusammenarbeit: Die 
Richtlinien und Verordnungen der europäischen Kommis-
sion lassen wenig Freiraum für die Umsetzung des 
Programms in den Regionen. Ein wesentlicher Schritt ist 
ein erweiterter Handlungsspielraum der Regionen, die eine 
besondere Stellung im Mehr-Ebenen-System einnehmen 
und als politische Handlungs- und Gestaltungsspielräu-
me an Bedeutung gewinnen. Als Bindeglied zwischen der 
kommunalen und der staatlichen Ebene wird ihnen das 
größte Potenzial beigemessen, den europäischen Integ-
rationsprozess und die Bildung europäischer Identitäten 
voranzutreiben. Die Regionen sind „die“ Akteure der Regi-
onalpolitik, die das Gemeinschaftsrecht am wirkungsvolls-
ten umsetzen und einen konkreten Beitrag zum europäi-
schen Disparitätenabbau leisten können. Eine weitere 
Handlungsempfehlung lautet daher, die regionale Ebene 
besser in die INTERREG-Programmplanung einzubinden. 

Verstärkung der strategischen Komponente in der 
Projektgenerierung: Die Diskrepanz zwischen der Top-
down-Programmierung und der Bottom-up-Antragstellung 
in INTERREG führt dazu, dass die Projektgenerierung stär-
ker von den Ressourcen und Interessen der Projektträger 

als von der strategischen Zielsetzung der OPs geprägt wird. 
Die Programmebene kann zwar über die Aufnahme der 
eingereichten Projektideen in die INTERREG-Förderung 
entscheiden, besitzt aber keine Handhabe, die Projektge-
nerierung zu steuern. Dies erschwert auch den strategi-
schen Beitrag von INTERREG zur Umsetzung integrativer 
Leitbilder. In der INTERREG B-Schiene wurden neue Wege 
gegangen, um eine bessere Steuerung der Projektgenerie-
rung zu ermöglichen. 

 � Eine Möglichkeit sind thematische Calls, das heißt, dass 
die Programmbehörde potenzielle Akteure auffordert, zu 
gezielten Themen Projektanträge einzureichen (s. Websi-
te Alpine Space Programme 2007-2013). Durch thema-
tische Calls kann gezielt gesteuert werden, für welche 
Schwerpunkte prioritär Antragstellungen eingereicht 
werden sollen. Dies kann gleich zu Beginn eine strate-
gische Ausrichtung der Programmumsetzung unterstüt-
zen. Zudem können thematische Calls eingesetzt werden, 
wenn sich in den ersten beiden Jahren der Förderperiode 
thematische Lücken in einigen Schwerpunkten feststel-
len lassen. 

 � Eine weitere Möglichkeit bietet ein zweistufiges Antrags-
verfahren, in dem zunächst eine Interessensbekundung 
der Antragsteller eingereicht wird (s. Website Alpine 
Space Programme 2007-2013). Diese Vorgehensweise ist 
mit weitaus weniger (finanziellem) Aufwand verbunden 
als die bisherige Antragstellung und führt dazu, dass 
wesentlich mehr Projektträger davon Gebrauch machen 
können. Damit erhöhen sich auf der Programmebene 
die Auswahloptionen, so dass sich die Wahl der Projekte 
stärker an den Schwerpunkten des OPs orientieren kann. 

 � Eine zusätzliche Option besteht darin, die Antragstel-
lungen von Projekten mit besonderer strategischer 
Wirkung gezielt zu unterstützen, wie dies beispiels-
weise im Rahmen von INTERREG III B von Seiten des 
Bundes vorgenommen wurde. Hier wurden Projekte von 
besonderem Bundesinteresse finanziell, technisch und 
inhaltlich in der Antragsphase unterstützt. (s. Website 
Deutscher Verband für Wohnungswesen, Städtebau und 
Raumordnung e.V.)

Förderung der Akteursvielfalt in INTERREG: Akteure 
aus der öffentlichen Verwaltung dominieren in INTER-
REG-Projekten. Dies widerspricht dem Ziel der EU, einen 
ausgeglicheneren Akteursmix bei der Umsetzung des 
INTERREG-Programms zu erreichen. Die Gründe hierfür 
sind vielfältig; dementsprechend müssen Lösungswege auf 
unterschiedlichen Ebenen gefunden werden. Der wichtigs-
te Ansatz liegt sicherlich in einer grundsätzlichen Vereinfa-
chung der Projektabwicklung in INTERREG, so dass auch 
kleinere Gemeinden und Institutionen sowie private Akteu-
re den Aufwand bewältigen können. Ein weiterer Punkt ist 
das zweistufige Antragsverfahren durch das potenzielle 
Projektträger mit geringem Mitteleinsatz ihre Idee in einem 
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frühen Stadium von der Programmebene auf Förderfähig-
keit überprüfen lassen können. Neben der Komplexität der 
Projektabwicklung in INTERREG stellt das Beihilferecht 
eine große Hürde für eine stärkere Beteiligung Privater dar. 
Das Ausloten der Spielräume kann deshalb nicht allein den 
privaten Antragstellern überlassen werden, sondern soll-
te aktiv mittels besserer Betreuung der privaten Akteure 
durch die Verwaltungsbehörde unterstützt werden. 

Bürgernähe und Erhöhung des Bekanntheitsgrades/
Öffentlichkeitsarbeit: Die Projekte sollten insgesamt 
zudem erfahrbarer und präsenter in den Köpfen der Grenz-
bewohner werden. Dazu tragen in erster Linie Projekte bei, 
die erfahrbare Wirkungen im Alltag der Bewohner entfal-
ten. Oftmals handelt es sich dabei um Projekte, die sich 
mit den konkreten Alltagsproblemen in Grenzregionen 
auseinandersetzen und einen Beitrag dazu leisten, Hürden 
zu beseitigen oder Zugänge zu erleichtern. Von besonde-
rer Bedeutung sind in diesem Kontext Projekte, die einen 
symbolischen Mehrwert für die Grenzregion generieren 
und so Identitätsanker für die Bevölkerung schaffen. Dies 
können größere Leuchtturmprojekte sein, die die Integra-
tionsbemühungen in der Region versinnbildlichen, aber 
auch kleinere Projekte, die das Zusammengehörigkeitsge-
fühl über die Grenze hinweg verstärken.

Anwendung des Kofinanzierungsprinzips: Problematisch 
ist oftmals die geforderte Vorfinanzierung der Projektkos-
ten. Kleinere Projektakteure können die Vorfinanzierung 
nicht aufbringen oder müssen zu lange auf die Rückzah-
lung warten, die mit einer zeitlichen Verzögerung von bis 
zu einem dreiviertel Jahr später erfolgen kann. Um den klei-
neren Akteuren entgegen zu kommen, muss das Verfahren 
der Kofinanzierung flexibler ausgerichtet werden. Denkbar 
ist, dass benachteiligte Projektträger Kredite aufnehmen 
dürfen, deren Finanzierungskosten durch die EU vorfinan-
ziert werden (AdR 2003: 75). Zugleich müsste die Auszah-
lung der EFRE-Kofinanzierung im Rahmen eines vereinbar-
ten Zeitraums verlässlich vonstatten gehen. 

Änderung der „n+2“-Regel: Die „n+2“-Regel verstärkt den 
Druck auf die Programm- und Projektebene in erheblichem 
Maße. Die Konsequenz ist, dass, um den Mittelabfall abzu-

wenden, oftmals Projekte genehmigt werden, deren grenz-
überschreitender Mehrwert, Zielkonformität oder auch 
Innovationsgehalt nur bedingt überzeugen. Dies ist insbeson-
dere der Fall, wenn es auf das Ende der Förderperiode zugeht 
und letzte Kofinanzierungsmittel gebunden werden sollen. 
Aus diesem Grund wird dafür plädiert, die „n+2“-Regel auf 
eine Frist von 36 Monaten, das heißt „n+3“, auszudehnen.

Höheres Budget: Die Finanzausstattung des INTERREG 
A-Programms hat in den letzten Jahren kontinuierlich 
zugenommen. Im Vergleich zu den anderen Mainstream-
Programmen blieb das Budget in INTERREG III A aller-
dings sehr gering, obwohl es die Grenzregionen sind, die 
den europäischen Integrationsprozess vor Ort am besten 
vorantreiben können. Dies wird insbesondere offenkundig, 
wenn man sich vergegenwärtigt, dass etwa im Bereich der 
Infrastruktur noch sehr viele nationale Investitionsprojek-
te in Grenzregionen erfolgen, die keinen direkten grenz-
überschreitenden planerischen Bezug haben. Und selbst 
bei solchen Projekten, die sich explizit auf die grenzüber-
schreitende Kooperation beziehen, ist die Hebelwirkung 
bisweilen deutlich größer als bei intraregional entwickel-
ten Ansätzen: Allein der Neubau der TGV-Rheinbrücke 
zwischen Strasbourg und Kehl kostet beispielsweise 20 Mio. 
Euro, während die durchschnittliche Größe eines INTER-
REG-Projekts am Oberrhein lediglich 300 000 Euro umfasst 
(Euro-Institut 2010: 26).

Verknüpfung von INTERREG- und Ziel 2-Programm: 
Bislang zeigten sowohl die Projekte im Wirtschaftsbereich 
als auch die Beteiligung von Wirtschaftsakteuren in INTER-
REG nur mäßigen Erfolg. Sollen stärkere Impulse für eine 
Entwicklung der Grenzregion als gemeinsamer Wirtschafts-
raum gesetzt werden, dann sollte über eine Verknüpfung 
von INTERREG mit dem Ziel 2-Programm nachgedacht 
werden. Das Ziel 2 „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung“ ist finanziell wesentlich besser ausgestat-
tet, so dass zu überlegen ist, einen Teil der Finanzmittel 
für die Bewältigung wirtschaftlicher und sozialer Engpässe 
für grenzüberschreitende Projekte zu verwenden. Dadurch 
kann ein Budget bereitgestellt werden, mit dem eine deut-
lich größere Wirkung für die räumliche und funktionale 
Integration der Grenzregion erzielt werden kann. 

 6�.3�
euroPäIsche struKturPolItIK nAch 2013� 
Auf die Entwicklungen in der EU-Regionalpolitik der letzten 
Jahre zurückblickend zeigt sich deutlich, dass ihre territoriale 
Ausrichtung an Bedeutung gewonnen hat; insbesondere die 
territoriale Vielfalt Europas wird als große Chance für eine 
nachhaltige Entwicklung in der EU gesehen. Dass dabei die 

Politik des territorialen Zusammenhalts neuen Herausforde-
rungen ausgesetzt ist, steht außer Frage. Hierzu zählen die 
EU-Erweiterungen 2004 und 2007 um zwölf neue Mitglied-
staaten. 2008/2009 hat die weltweite Finanz- und Wirtschafts-
krise das europäische Wirtschaftssystem und die nationalen 
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Ökonomien gleichermaßen erschüttert; die Folgen sind bis 
heute spürbar und fordern das gemeinsame Wirtschafts- und 
Währungssystem des Euro-Raums in seiner Stabilität und 
Zukunftsfähigkeit heraus. Zudem zeichnen sich andere Trends 
ab, auf die die europäische Gemeinschaft in ihren Politiken 
reagieren muss: „Globalisierung, Klimawandel, Überalterung 
der Bevölkerung, externe Einwanderung oder die Notwendig-
keit einer nachhaltigen Energieversorgung sind Herausforde-
rungen für ganz Europa, die keine Rücksicht auf nationale, 
institutionelle oder politische Grenzen nehmen“ (Europäi-
sche Kommission 2008: 1). Entscheidend ist, dass gemeinsam 
nach Wegen gesucht wird, und die Zusammenarbeit auch auf 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene funktioniert.

Erforderliche Neuausrichtung der   
europäischen Strukturpolitik

Eine Neuausrichtung der europäischen Strukturpolitik 
wird damit unumgänglich. Die aktuelle Diskussion wurde 
u.a. durch das Erscheinen des vierten Berichts über den 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt „Wachsende 
Regionen, wachsendes Europa“ der Europäischen Kommis-
sion im Mai 2007 angestoßen. Anlässlich einer Konsultati-
on nach Veröffentlichung des Berichts begann der Reflexi-
onsprozess über die Zukunft der europäischen Politik. 

Besondere Bedeutung wird dem von der Europäischen 
Kommission in Auftrag gegebenen Bericht „An Agenda 
for a reformed cohesion policy – A place-based approach 
to meeting European Union challenges and expecta-
tions“, auch nach seinem Autor „Barca-Bericht“ genannt, 
zugemessen. In ihm werden die Hintergründe der Euro-
päischen Kohäsionspolitik erläutert und Empfehlungen 
für eine umfassende Reform auf der Grundlage von zehn 
„Säulen“ gegeben (Barca 2009). Deutlich betont wird darin 
der Ansatz der place-based-policies, deren Konzept schon 
in den 1960er Jahren erarbeitet wurde – durch diese Studie 
jedoch neue Aufmerksamkeit in Europa erlangt hat. Zu den 
Charakteristika des Place-based-policy-Ansatzes zählen 

 � „die Existenz eines strategischen, integrierten Rahmens

 � eine Politik, die stärker auf die Förderung von Wachs-
tum und Wettbewerbsfähigkeit der Regionen setzt 
als auf den Abbau interregionaler Disparitäten durch 
Umverteilungsmaßnahmen

 � ein räumlicher Fokus der Politik (Förderung regionaler 
Stärken und Potenziale; dies richtet die Aufmerksam-
keit stärker auf funktionale und weniger auf administ-
rative Regionen)

 � Multi-Level-Governance, d.h. die vertikale und hori-
zontale Koordinierung von Politiken auf den verschie-
denen Ebenen

 � eine regelmäßige Evaluation der Politiken.“ (Ahlke/
Schön 2010: 531) 

Bereits vor Erscheinen des fünften Kohäsionsberichts 
wurden Stellungnahmen zur Weiterentwicklung der euro-
päischen Strukturpolitik nach 2013 verfasst. Institutionen 
wie der Berliner Senat, der Deutsche Landkreistag, der Initi-
ativkreis Europäische Metropolregionen oder die Minis-
terkonferenz für Raumordnung stellten auf diesem Weg 
ihre Vorstellungen über eine sinnvolle Ausgestaltung und 
Weiterentwicklung dar. Wesentliche Aspekte betreffen hier-
bei auch die Interessen der metropolitanen Grenzregionen:

Im Vertrag von Lissabon und im Grünbuch zur territoria-
len Kohäsion bleiben die dynamischen städtischen Räume 
weitgehend unberücksichtigt. „Insofern ist die europä-
ische Diskussion über Metropolregionen, insbesonde-
re eine EU-Politik für Metropolregionen noch offen und 
ambivalent“ (BBSR 2010: 94). Dementsprechend gehören 
der Ausbau der städtischen Dimension in der Kohäsions-
politik und das Anerkennen der Bedeutung der Metropol-
regionen als Wachstumsmotoren und Impulsgeber für die 
europäische Regionalpolitik zu den zentralen Forderungen 
(Berliner Senat 2009; IKM o.J.). Im Hinblick auf die auch 
im Grünbuch geforderte enge Zusammenarbeit zwischen 
urbanen Ballungsräumen und dem umgebenden Umland 
wird die Notwendigkeit zur Förderung strategischer Stadt-
Land-Kooperationen im Sinne großräumiger funktionaler 
Verflechtungsräume, auch über Länder- oder Staatsgren-
zen hinweg, gesehen. Die Zusammenarbeit in nach funk-
tionalen Kriterien definierten Räumen soll in Zukunft ein 
höheres Gewicht im Rahmen der EU-Strukturfonds erhal-
ten. Dies gelte auch für großräumige grenzüberschreiten-
de Verflechtungen, die insbesondere über die INTERREG 
A-Programmgrenzen hinaus existieren (IKM o.J.: 2). 

Ein wichtiges Stichwort in diesem Kontext sind die „Makro-
regionen“, die sich eher an tatsächlichen räumlichen 
Verflechtungen und Kooperationsräumen als an Verwal-
tungsgrenzen orientieren: „Die Makroregion bietet [..] den 
Rahmen für einen integrierten Politikansatz. Das bedeu-
tet konkret, dass nicht nur ein Politikbereich wie etwa der 
Umweltschutz verfolgt wird, sondern alle EU-Politikfelder 
daraufhin überprüft werden, ob eine effektive Politikim-
plementation durch kooperative Maßnahmen gefördert 
werden kann“ (Ahner/Fuechtner 2010: 548). „Makrore-
gionale Strategien können in einer erweiterten EU mit 27 
Mitgliedstaaten einen Orientierungsrahmen für die regio-
nale Entwicklung geben und Impulse für eine koordinierte 
Zusammenarbeit setzen, die die spezifischen Entwicklungs-
potenziale effizienter zur Geltung bringen“ (MKRO 2010: 3). 

Grundsätzlich wird nicht nur eine Weiterführung des 
derzeitigen Ziel 3, sondern für eine Ausweitung der Förde-
rung insbesondere der bestehenden INTERREG-Stränge A 
und C gefordert, um grenzübergreifende und interregionale 
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Kooperationen weiter auszubauen: „Übergeordnete Poli-
tiken können innerhalb dieser Kooperationsprojekte auf 
regionaler und lokaler Ebene vermittelt und so grenzüber-
schreitendes Denken und Handeln sowie die Einbindung in 
europäische Zusammenhänge erhöht werden“ (DLT 2009: 
8). Dabei sollten zukünftig „Verknüpfungsmöglichkeiten der 
Strukturfonds EFRE, ESF und ELER im Sinne des sogenann-
ten Cross Financing genutzt werden können“ (IKM o.J.: 2).

Die meisten Stellungnahmen nehmen Bezug auf die erfor-
derliche Vereinfachung von Verwaltung und Abwicklung 
der europäischen Strukturfondsprogramme. Dies legen 
die bisherigen Erfahrungen nahe: „Aufwand für Antrag-
stellung und Kontrolle müssen in einem ausgewogenen 
Verhältnis zur inhaltlichen Projektarbeit stehen und dürfen 
die Initiativen regionaler, kommunaler und privater Akteu-
re nicht hemmen“ (MKRO 2010: 3). Kritisiert wird die starke 
Eingrenzung des regionalen Ermessensspielraums durch 
die Kommission; in Zukunft solle den Regionen deut-
lich mehr Möglichkeiten zur konkreten Ausgestaltung der 
Förderprogramme gegeben werden (Berliner Senat 2009: 
10). Zudem wäre es angemessen, die lokalen Akteure bei 
der Erarbeitung der Operationellen Programme einzube-
ziehen (DLT 2009: 6). 

In Europas Zukunft investieren – Fünfter Bericht   
über den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen  
Zusammenhalt (Europäische Kommission 2010b)

Bislang hat die EU kein Instrument, das eine ausgewogene 
Entwicklung besser erreichen könnte als die Kohäsionspo-
litik (Europäische Kommission 2010b: XX). Gerade diese 
herausgehobene Stellung macht eine stete Anpassung an 
veränderte Rahmenbedingungen und Herausforderun-
gen unabdingbar. Der fünfte Kohäsionsbericht bietet erste 
Schlussfolgerungen für die Zukunft der Kohäsionspolitik 
und somit auch Reformvorschläge. 

Der Bericht bettet die Kohäsionspolitik in den Kontext der 
Wirtschaftskrise und der Strategie „Europa 2020“ ein. Er 
unterstreicht die Bedeutung der Regionen zum Erreichen 
der Ziele der Strategie „Europa 2020“ und unterstützt damit 
den Place-based-policy-Ansatz in der Kohäsionspolitik. 
Das bedeutet auch, dass Regionalentwicklung besser mit 
anderen nationalen und EU-Politiken koordiniert werden 
muss. In der Regionalentwicklung steht dabei zunehmend 
im Vordergrund, „die eigenständige Entwicklung anzusto-
ßen, anstatt Benachteiligungen auszugleichen“ (Europäi-
sche Kommission 2010b: XVIII).

Er ist dabei der erste Bericht, der die Ziele des wirtschaft-
lichen und sozialen Zusammenhalts um das Ziel des terri-

torialen Zusammenhalts erweitert: „Dieses Ziel muss daher 
auch in den neuen Programmen abgedeckt werden, wobei 
der Schwerpunkt insbesondere auf der Rolle der Städ-
te, der funktionalen Gebietseinheiten, der Gebiete mit 
besonderen geografischen oder demografischen Proble-
men sowie makroregionalen Strategien liegt“ (Europäische 
Kommission 2010b: XXVIII). Lokale und regionale Akteu-
re, Sozialpartner und Vertreter aus der Zivilgesellschaft 
sollen zukünftig besser integriert werden, um das Partner-
schaftsprinzip zu stärken. Damit folgt der Kohäsionsbe-
richt wichtigen Forderungen der raumpolitischen Akteure 
in Deutschland. 

Zur Förderung des Mehrwerts der europäischen Kohäsi-
onspolitik soll die strategische Programmplanung mehr 
Bedeutung erhalten – basierend auf den Zielen der Stra-
tegie „Europa 2020“. Eine bedeutende Neuerung wird die 
Konzentration der Mittel auf wenige Prioritäten sein, die 
dem Handlungsbedarf der Mitgliedstaaten und Regionen 
angepasst sind. Konkret bedeutet dies, dass ein gemein-
samer strategischer Rahmen vorgegeben wird, der genaue 
Aussagen zu den Zielen und Vorsätzen von „Europa 2020“ 
(bezogen auf den Kohäsionsfonds, EFRE, ESF, ELER und 
den Europäischen Fischereifonds) trifft. Darauf basierend 
soll eine Entwicklungs- und Investitionspartnerschaft u.a. 
die Investitionsprioritäten sowie die Aufteilung der natio-
nalen und europäischen Fördermittel auf die Prioritäten 
und Programme benennen. Beibehalten werden die Opera-
tionellen Programme, die das wichtigste Steuerungsinstru-
ment darstellen. (Europäische Kommission 2010b: XXIV)

Für eine Weiterentwicklung der INTERREG-Programme 
fordert der Bericht gleichfalls klarere und realistischere 
politische Zielsetzungen, die den verfügbaren Ressourcen 
entsprechen, sowie bessere und zielgerichtetere Strategi-
en mit konkreten und messbaren Ziele. Dabei sollen die 
geförderten Maßnahmen mit anderen EU-Programmen in 
den Kooperationsräumen besser koordiniert werden, um 
Kompatibilität zu gewährleisten und die Nutzung von Syner-
gien zu erleichtern. (Europäische Kommission 2010b: 222)

Die häufige Klage, der Verwaltungsaufwand der Program-
me sei zu hoch, wurde von der EU-Kommission bei den 
Empfehlungen für 2014-2020 berücksichtigt: „Gemäß dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wäre es außerdem sinn-
voll zu prüfen, wie die Kontrollmaßnahmen kosteneffizien-
ter und risikobasierter gestaltet werden könnten, um ihre 
Wirksamkeit und Effizienz zu verbessern und gleichzeitig, 
entsprechend dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der 
Haushaltsführung, eine angemessene Berücksichtigung 
der inhärenten Risiken zu vertretbaren Kosten sicherzu-
stellen“ (Europäische Kommission 2010b: XXXI). 
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Die Grenzregionen rückten erst spät in das Zentrum europäischer Strukturpolitik. Mit der Gemein-
schaftsinitiative INTERREG begann der Aufschwung der grenzüberschreitenden Kooperation. Die 
Grenzregionen profitieren bis heute von der Möglichkeit zur Realisierung kofinanzierter grenz-
überschreitender Projekte. Die Erfolge von INTERREG sind unbestritten und prägen die Koope-
rationen in den Grenzregionen. In der vierten Förderperiode seit 2007 wurde aus INTERREG ein 
„Mainstreamprogramm“ der europäischen Strukturpolitik, das neue Ziel 3 „Europäische territo-
riale Zusammenarbeit“ – eine deutliche Aufwertung der territorialen Perspektive im Rahmen des 
Integrationsprozesses. 

Dennoch zeigen sich bei INTERREG deutliche Schwachstellen, die einer optimalen Anwendung 
und damit einer Effizienzsteigerung grenzüberschreitender Kooperation im Weg stehen. Verbes-
serungsansätze werden beispielsweise in der Vereinfachung des Programms und der horizontalen 
Zusammenarbeit, der Verstärkung der strategischen Komponente in der Projektgenerierung, der 
Förderung der Akteursvielfalt, einer höheren Budgetierung und der Verknüpfung von INTERREG- 
und dem Ziel 2-Programm gesehen. Diese sollten im Rahmen einer Neuorientierung in der nächs-
ten Förderperiode Berücksichtigung finden.

Bei der nun anstehenden Neugestaltung der EU-Kohäsionspolitik erfahren zudem die territoriale 
Kohäsion, der Place-based-policy-Ansatz sowie die regionale und städtische Dimension grund-
sätzlich eine verstärkte Beachtung. Dies ist eine hervorragende Ausgangssituation, metropolitane 
Grenzregionen als eigenständigen europäischen Raumtyp in den Fokus zu rücken. 

Der fünfte Kohäsionsbericht betont die Betroffenheit von Grenzregionen: „Grenzregionen verfü-
gen häufig über eine minderwertige Verkehrsinfrastruktur und einen beschränkten Zugang zu 
Dienstleistungen und Märkten, insbesondere entlang der Außengrenzen. Dadurch verringern sich 
in der Regel ihr Pro-Kopf-BIP und ihre Beschäftigungsquoten“ (Europäische Kommission 2010b: 
XIV). Der Bericht würdigt explizit die bisherigen Erfolge und den Mehrwert der grenzübergreifen-
den Zusammenarbeit, wenn es darum geht, die Lebenssituation der Menschen in Grenzregionen 
zu verbessern. Er verweist darauf, dass unterschiedliche institutionelle Systeme, Kulturen und 
Sprachen zu hohen Realisierungskosten bei der Erreichung der regionalpolitischen Ziele in Grenz-
regionen führen und aus diesem Grund gerade in strukturschwächeren Regionen eine Unterstüt-
zung von Seiten der EU helfen kann, diese Hindernisse zu überwinden und bislang nicht genutzte 
Ressourcen freizulegen (Europäische Kommission 2010b: XIV). 

Die Fokussierung auf strukturschwache Grenzregionen zeigt einmal mehr, dass starke Grenzre-
gionen in der Kohäsionspolitik bislang wenig Beachtung finden. Gerade mit der Umsetzung der 
Strategie „Europa 2020“ im Kontext wachstumspolitischer Ziele scheint es deshalb essentiell, auf 
die besonderen und bislang nicht adäquat genutzten Potenziale metropolitaner Grenzregionen 
für Wachstum und Innovation in Europa hinzuweisen. Die Intensivierung (großräumiger) grenz-
überschreitender Kooperation, die notwendig ist, um die Potenziale dieser Regionen sinnvoll 
ausschöpfen zu können, ist allerdings kein Selbstläufer. Sie braucht aktive Unterstützung auf allen 
Ebenen, damit metropolitane Grenzregionen zu Modellregionen für ein Europa 2020 werden.

  Kapitel 6 im Überblick 
Metropolitane Grenzregionen 
in der europäischen Kohäsionspolitik 
stärker berücksichtigen
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« Foto: Dreiländereck am Rheinhafen in Basel (Foto: Juri Weiss)
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Seit den Anfängen der MORO-Kooperation war eine länger-
fristige Netzwerkbildung Ziel der Projektpartnerschaft. Die 
MORO-Partner strebten an, ihre im MORO erprobte Koope-
ration ab 2011 im Rahmen eines Initiativkreises Metropo-
litane Grenzregionen zu verstetigen. Gemeinsam, so die 
allgemeine Erwartung, könne man die Interessen der star-
ken Grenzregionen wirkungsvoller wahren und vertreten. 
Eine Profilierung dieses Raumtyps soll eine verbesserte 
Wahrnehmung der grenzüberschreitenden metropolitanen 
Verflechtungsräume auf nationaler und europäischer Ebene 
fördern. Damit werden gleichzeitig politische Impulse in 
den Grenzregionen erwartet, die zur Stärkung der funktio-
nalen Integration und Wettbewerbsfähigkeit beitragen.

Der neue Initiativkreis hat gleichermaßen eine Binnen- 
wie eine Außenperspektive. Unter der Zielrichtung „nach 
innen“ wird eine Optimierung der Regionalentwicklung 
und -planung in den einzelnen Grenzregionen sowie der 
Zusammenarbeit im Verbund der Grenzregionen verstan-
den. Der Initiativkreis sieht sich dabei als „lernendes Netz-
werk“. Die Zielrichtung „nach außen“ steht hingegen für 
die Positionierung im nationalen und europäischen Raum-
entwicklungsdiskurs, wobei auch ein Austausch mit ande-
ren Initiativen und Foren angestrebt wird. Insofern stellt 
der Initiativkreis also auch ein Interessen-Netzwerk dar. 

Im Laufe des MORO-Projektes wurde die Basis für eine 
dauerhafte Vernetzung der Projektpartner durch die 
gemeinsame Arbeit und den Austausch über die besonderen 
Bedingungen und Möglichkeiten der Regionalentwicklung 
und -planung in grenzüberschreitenden Verflechtungs-
räumen gelegt. Gleichzeitig wurden Alltagserfahrungen 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit systematisch 
reflektiert und so für einen Lernprozess geöffnet. In Bezug 
auf das zukünftige Netzwerk wurden Vorschläge entwickelt, 
welche Kernaufgaben der Initiativkreis wahrnehmen soll, 
wo der politische Mehrwert liegt, welche Organisations-
form angemessen ist und an welche potenziellen Mitglie-
der er sich wendet. 

Der Initiativkreis startet zunächst mit den MORO-Part-
nern, ist zukünftig jedoch offen für weitere Mitglieder 
mit vergleichbaren räumlichen und funktionalen Struktu-
ren. Wie bei der Schaffung jeder neuen Organisation oder 

Arbeitsstruktur ist es wichtig, die Rolle und Aufgabe, die der 
Initiativkreis im Verhältnis zu anderen Organisationen und 
Netzwerken wahrnehmen will, genau zu fassen. So will der 
Initiativkreis keine neue grenzüberschreitende Institution 
aufbauen, sondern die bestehenden Kooperationsstruktu-
ren dabei unterstützen, die territoriale Zusammenarbeit und 
die grenzüberschreitende Raumentwicklung weiter voran 
zu treiben. Das Netzwerk wendet sich deshalb zunächst an 
die Akteure der Regionalentwicklung und behält dabei das 
europäische Mehr-Ebenen-System im Blick: Initiativen des 
Netzwerks sollen sich sowohl an den nationalen raumord-
nungspolitischen Diskurs in Deutschland als auch auf die 
europäischen raumrelevanten Politiken richten.

Die weitergehende Kooperation der MORO-Akteure im 
Initiativkreis verspricht einen erkennbaren Mehrwert, da 
die grenzüberschreitenden Verflechtungsräume bislang auf 

 7.1
fortführunG unD verstetIGunG Der 
KooPerAtIon In eIneM InItIAtIvKreIs 
MetroPolItAne GrenzreGIonen

Der Initiativkreis dient:

 � als Forum zur Reflexion von Strategien und Projekten 
in den einzelnen Grenzregionen

 � als Impulsgeber für die Weiterentwicklung der regi-
onalen Governance und ggf. der institutionellen 
Kooperation 

 � als treibende Kraft für eine bessere Anwendung und 
Synchronisierung von europäischen bzw. nationa-
len Förderpolitiken sowie mehr Abstimmung mit den 
Nachbarstaaten im Bereich der grenzüberschreiten-
den Regionalentwicklung

 � als fachliche Unterstützung für die Weiterentwick-
lung des Raumtyps der grenzüberschreitenden 
metropolitanen Verflechtungsräume

 � als Informations- und Lobbyplattform für eine besse-
re Wahrnehmung und Verankerung starker Grenzre-
gionen in Raumentwicklungspolitiken, in Praxis und 
Alltag der Raumakteure sowie in Förderprogrammen 
auf nationaler wie europäischer Ebene

 � als Ansprechpartner und Schnittstelle zu anderen 
Organisationen grenzüberschreitender Räume
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der deutschen bzw. europäischen „Landkarte“ nicht ausge-
wiesen wurden. Die Arbeit trägt dazu bei, einen wichtigen 
Raumtyp in den raumordnungspolitischen Leitbildern des 
Bundes und der Länder sowie in der europäischen Struk-
turpolitik zu etablieren. Im Zusammenhang mit dem Ziel 
der territorialen Kohäsion in Europa werden grenzüber-
schreitende polyzentrische Metropolisierungstendenzen 
und großräumige Regionalisierungsprozesse unterstützt. 
Gelingt dies, verbindet sich damit ein Imagegewinn für 
grenzüberschreitende Verflechtungsräume, die im Zusam-
menspiel der europäischen Metropol- und Stadtregionen 
eine besondere Rolle wahrnehmen können. Nicht zuletzt 
können ungenutzte Ressourcen durch die gemeinsame 
Bearbeitung von Handlungsfeldern, Leitprojekten und 
Positionspapieren besser gebündelt werden.

 7.2
zIele unD ArBeItsfelDer 
Des InItIAtIvKreIses

Der Initiativkreis nimmt eine klare territoriale Perspek-
tive ein, die ihn im Geflecht der bestehenden grenzüber-
schreitenden Institutionen profiliert sowie die Ziele und 
Handlungsfelder bestimmt. Seine zukünftige Agenda ist 
an aktuellen Herausforderungen und Aufgaben in Bezug 
auf die Förderung des territorialen Zusammenhalts sowie 
den Ressourcen und Kompetenzen der beteiligten Akteu-
re ausgerichtet. Wichtig ist dabei die schon angesproche-
ne doppelte Ausrichtung des Netzwerkes nach innen und 
nach außen. Daran orientiert sich auch die nachfolgende 
Darstellung der Ziele und Handlungsfelder.

(1) Auf funktionale Integration und Metropolisierung 
ausgerichtete Strategieentwicklung mit konkreten Pro-
jekten verbinden – Kooperationsstrukturen und regiona-
le Governance dazu weiterentwickeln 

In allen Grenzregionen geht es darum, weiterhin zu lernen, 
wie unter den besonderen Bedingungen grenzüberschrei-
tender Kooperation Regionalentwicklung optimiert wird. 
Jede Region hat dabei ihre spezifischen Erfahrungen zur 

institutionellen Kooperation und regionalen Governance 
(s. Kap. 4). Hier streben die Partner schrittweise Verbes-
serungen in ihren Regionen an, wobei sie erwarten, dass 
ein anregender und kritisch fragender Initiativkreis den 
Bemühungen einen positiven Anstoß gibt. Klar ist: Stär-
ken stärken und Schwächen abbauen ist in großräumigen 
und metropolitanen Verflechtungsräumen ganz wesentlich 
eine Bottom-up-Aufgabe, die in den Regionen auf vielfäl-
tigste Art und Weise mit Leben gefüllt wird. „Lernendes 
Netzwerk“ bedeutet vor diesem Hintergrund, strategische 
Initiativen und konkrete Projekte intensiver zu verknüpfen 
und auf funktionale Integration ausgerichtete Governance-
strukturen in den Regionen zu fördern.

Durch Impulse nach innen erhoffen sich die Partner einen 
neuen Schub für die grenzüberschreitende Kooperation. 
Dieser kann durch einen Austausch über gemeinsame 
Fragen in den grenzüberschreitenden Verflechtungsräu-
men initiiert werden. Dabei zeichnet die MORO-Regionen 
aus, dass wichtige Phasen des Region-Building bereits 
durchlaufen wurden. Nun steht die Verstetigung und Effek-
tivierung der Regionalisierungsprozesse mit Blick auf 
grenzüberschreitende großräumige Metropolisierungsten-
denzen im Vordergrund. 

Um diese Prozesse zu stärken, müssen bestehende Barrie-
ren offensiv abgebaut, sowie gemeinsame Sichtweisen auf 
die Grenzregion entwickelt werden. Dies ist zwar seit jeher 

  7.2.1
…nach innen:  
„ein lernendes netzwerk“
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Ziel der grenzüberschreitenden Kooperation; die Praxis 
zeigt aber, dass bei der Suche nach gemeinsamen Haltun-
gen zu Gegenwart und Zukunft der Grenzregion schnell 
hohe Abstraktionsgrade und „kleinste Nenner“ vorherr-
schen. National geprägte Interpretationen, Orientierungen 
und Interessen bestimmen nach wie vor das Handeln der 
Akteure. Dies schlägt sich im Planungsalltag der Grenzregi-
onen nieder. Oftmals herrscht in der grenzregionalen Arbeit 
ein sektoraler, auf Einzelprojekte bezogener Politikansatz 
vor, bei dem die Bezüge zu integrierten grenzüberschrei-
tenden Raumentwicklungsstrategien hinter einzelthemati-
schen Initiativen zurückstehen (s. Kap. 4). Die Erfahrungen 
mit top-down entwickelten Strategien sind teilweise unbe-
friedigend und lassen die Akteure zu konkreten Projekten 
zurückkehren. 

Ein erster Schritt wird darin gesehen, die Kenntnisse über 
grenzüberschreitende Räume zu verbessern, da die Daten-
lage von allen Partnern als ungenügend eingeschätzt wird 
(s. Kap. 3.2). Die Ergebnisse des MORO haben gezeigt, dass 
beispielsweise zu grenzüberschreitenden Verflechtungen 
nur wenige und oftmals nicht für die gesamte Grenzregion 
vergleichbare Daten vorliegen. Aber gerade Intensität und 
Reichweite grenzüberschreitender Verflechtungen geben 
Hinweise auf die funktionale und institutionelle Integra-
tion und damit das innere Funktionieren der Grenzregi-
onen. Der Daten- und Informationsmangel führt dazu, 
dass Bedarfe nicht realistisch eingeschätzt werden können 
und es schwer fällt, an den bestehenden intraregionalen 
Engpassfaktoren zielgerichtet anzusetzen. 

Die Entwicklung von Planungen und Projekten sollte 
sowohl im grenzüberschreitenden als auch im nationalen 
Kontext auf der Grundlage empirisch basierter, „infor-
mierter“ Strategien erfolgen. Diese Erkenntnis, die die 
Raumentwicklungsdiskussion im „großen“ Europa im letz-
ten Jahrzehnt mit bestimmt hat (und u.a. zu dem ESPON-
Programm führte), muss auch im „kleinen“ Europa der 
Grenzregionen gelten. 

Aus diesem Grund scheint es sinnvoll, sich in der Initiativ-
kreisarbeit darüber zu verständigen, welche realistischen 
Optionen für eine Weiterentwicklung der Datenbasis exis-
tieren, um grenzüberschreitende Strukturen und Potenzi-
ale besser sichtbar zu machen. Ein konkreter Ansatzpunkt 
ist der Aufbau von Informations- und Monitoringsystemen, 
Datenbasen und Karten als gemeinsame grenzüberschrei-
tende Wissensplattform (s. Kap. 5.2.2). In allen MORO-
Regionen wird deshalb aktuell versucht, zeitgemäße und 
bedarfsorientierte Datengrundlagen aufzubauen bzw. 
bestehende weiterzuentwickeln. Nur eine detailliertere 
und über die nationalen Teilräume vergleichbare Kenntnis 
der spezifischen Stärken und Schwächen der Grenzregion 
ermöglicht passgenaue Planungen in der grenzüberschrei-
tenden Regionalentwicklung, die die Metropolisierungs-
tendenzen effektiv unterstützen. Dabei sind sich alle Betei-
ligten darüber im Klaren, dass eine bessere Datengrundlage 

nicht aus sich heraus zu strategischen Erkenntnissen führt. 
Gemeinsame geographische Informationssysteme sind ein 
wichtiges Werkzeug, aber kein Ersatz für politische Zielbe-
stimmungen. 

Der zweite Schritt dürfte deshalb darin liegen, Leitlini-
en einer strategischen Diskussion für die metropolitanen 
Grenzregionen herauszuarbeiten und diese mit konkreten 
Handlungsansätzen zu hinterlegen. Im MORO-Prozess 
haben sich verschiedene Leitthemen abgezeichnet (s. Kap. 
3, 4 und 5), die auch in der Arbeit des Initiativkreises eine 
zentrale Rolle spielen sollen:

 � Weitere Analyse der durch unterschiedliche Kultu-
ren, Kommunikationsformen, Diskurse, Traditionen, 
Mentalitäten und Handlungsmuster geprägten Politi-
ken hinsichtlich ihrer Barrierewirkung für die grenz-
überschreitende Kooperation (Identifikation von 
Schwachstellen)

 � Weitere Analyse der spezifischen Entwicklungschancen 
in den Grenzregionen (Identifikation von Potenzialen)

 � Erarbeitung von großräumigen Entwicklungsstrategien 
für den Raumtypus der grenzüberschreitenden metro-
politanen Verflechtungsräume (Vertiefung strategi-
scher Handlungsfelder, u.a. gemeinsamer Sichtweisen 
und Haltungen)

 � Stärkerer Strategiebezug und damit bessere Einbettung 
raumrelevanter Projekte in eine integrierte Regionalent-
wicklung (operative Handlungsfelder und Leitprojekte) 

 � Stärkere Orientierung der Regionalentwicklung am 
europäischen Ziel der territorialen Kohäsion (Labor-
funktion der Grenzräume)

 � Optimierung von Abstimmungsprozessen in der Regio-
nalentwicklung und den Förderpolitiken an den natio-
nalstaatlichen Grenzen

Für diese Felder stellt sich die Herausforderung, Strategien 
und Projekte im Verbund zu sehen, indem strategische Initi-
ativen stärker mit der konkreten Projektebene verbunden 
werden. Erfahrungen aus Internationalen Bauausstellun-
gen oder Regionalen zeigen, wie die Strategie- und Projek-
tebene (besser) miteinander verknüpft werden können. 

Als drittem Schritt bedarf es einer Weiterentwicklung der 
regionalen Governance für eine auf territoriale Integration 
und Metropolisierung ausgerichtete Strategieentwicklung 
und Projektarbeit. In den Grenzregionen der Projektpart-
ner hat man zwar langjährige Erfahrungen mit grenzüber-
schreitender Zusammenarbeit, doch bleibt diese allzu eng 
mit den bi- oder trinationalen „Multi-Level-Government-
Strukturen“ von Grenzregionen verknüpft (s. Kap. 4). So 
zeigt sich das Paradoxon, dass man einerseits auf jahrzehn-
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telange Kooperationserfahrung zurückblicken kann und 
gleichzeitig – beim Anlegen des Maßstabes einer zeitge-
mäßen regional governance – immer noch in den Anfängen 
steckt. Angeregt durch die Analyse des Euro-Institutes zu 
den grenzüberschreitenden Kooperationsstrukturen in den 
MORO-Regionen kann – ausgehend von den Kompetenzen 
und Handlungsoptionen der Raumakteure – eine Optimie-
rung der grenzüberschreitenden Governance und einer 
Beförderung großräumiger Regionalisierungen in Angriff 
genommen werden. Besondere Handlungsbedarfe liegen 
u.a. in

 � einer subsidiären Ausdifferenzierung von Handlungs-
ebenen (Multi-Level-Governance und variable Geome-
trien) und einer funktionaleren Ausgestaltung von 
Entscheidungsarenen und -verfahren (im Sinne inter-
institutioneller und inter-personeller Wertschöpfungs-
ketten), 

 � einer Differenzierung von Akteursstrukturen (über 
öffentlich-rechtliche Akteure hinaus) sowie 

 � einer Weiterentwicklung des bestehenden institutio-
nellen Gefüges vor dem Hintergrund der spezifischen 
Entwicklungsherausforderungen in den metropoli-
tanen Grenzregionen (s. Kap. 4.4).    

(2) Europäische und nationale Förderpolitiken besser 
anwenden und synchronisieren – mehr Abstimmung 
mit den Nachbarstaaten im Bereich der grenzüber-
schreitenden Regionalentwicklung

Regionalentwicklung benötigt Ressourcen für die Finan-
zierung von Personal und Arbeitsprozessen sowie für 
Investitionen. Den Hauptansatz der spezifischen Förder-
politik für Grenzregionen bildet die (frühere) europäische 
Gemeinschaftsinitiative INTERREG, die in der letzten För-
derperiode in das Mainstreamprogramm der EU als Ziel 3 
Europäische territoriale Zusammenarbeit integriert wurde 
(s. Kap. 6.1 und 6.2). Sie stellt für grenzüberschreitende 
Kooperation ein sinnvolles, aber relativ kleines Programm 
dar, mit dem sich Kooperieren unter schwierigen Rahmen-
bedingungen erlernen und fördern lässt. 

Die praktische Bedeutung der INTERREG-Förderung schät-
zen alle MORO-Partner als sehr hoch ein; gleichwohl sehen 
sie auch Hemmnisse, die einen optimalen Einsatz des 
Programms bremsen (s. Kap. 6.2.2). Viele gemeinsame Akti-
onen und Projekte wären ohne INTERREG nicht zustande 
gekommen; in einigen der beteiligten MORO-Regionen 
wird die grenzüberschreitende Kooperation sogar maßgeb-
lich durch die Förderkulisse des Programms bestimmt. Die 
durch die europäische Strukturpolitik eingeführten Hand-
lungsprinzipien wie das Partnerschafts-, das Kofinanzie-
rungs- oder das Evaluierungsprinzip prägen heute ganz 
selbstverständlich die grenzüberschreitende Kooperation. 

Demgegenüber haben sich u.a. die komplexe Organisati-
onsstruktur des Programms, die aufwändige Antragstel-
lung, das arbeitsintensive Berichtswesen oder die Notwen-
digkeit der Vorfinanzierung als problematisch erwiesen. Ein 
weiterer Nachteil ergibt sich durch die Projektgenerierung, 
die im Wesentlichen bottom-up erfolgt. Die Projekte sind 
deshalb nur in Ansätzen und wenig koordiniert in großräu-
mige und integrierte Entwicklungsstrategien eingebettet. 
Sie konzentrieren sich auf klassische Win-Win-Situationen. 
Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass konfliktbeladene 
Themen und Konkurrenzen selten Gegenstand von INTER-
REG-Projekten sind. Haben sich in der Vergangenheit 
manche Themenfelder als sehr erfolgreich für INTERREG-
Projekte erwiesen, so gilt deshalb weiterhin, dass INTER-
REG grenzüberschreitende Hindernisse wie die Rechts-, 
Bildungs- und Systemdifferenzen nicht lösen und auch 
nur eingeschränkt Impulse in der Wirtschafts- und Raum-
ordnungspolitik setzen kann. Hier scheint der INTERREG-
Förderansatz an Grenzen zu stoßen. Zudem dominieren in 
INTERREG bislang eindeutig die öffentlichen Akteure. Eine 
intensivere Beteiligung weiterer Akteure, insbesondere aus 
Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft, setzt eine 
Anpassung der INTERREG-Regularien und Programmum-
setzung voraus.

So zeigen sich bei der Reflexion von INTERREG verschiede-
ne Bereiche, in denen die Verbesserung der Anwendung der 
EU-Förderung für Grenzregionen sinnvoll ist (s. Kap. 6.2.3). 
Ein Schwerpunkt, der durch die Arbeit des Initiativkreises 
angegangen werden kann, liegt in der Verstärkung der stra-
tegischen Komponente in der Projektgenerierung: Dazu 
zählen u.a.

 � die gezielte Aufforderung an Akteure, zu ausgewählten 
Themen Projektanträge einzureichen 

 � ein zweistufiges Antragsverfahren, in dem zunächst 
eine Interessensbekundung der Antragsteller einge-
reicht wird, wodurch eine Vorauswahl ermöglicht und 
die Schwelle der Antragerstellung gesenkt wird

 � die gezielte Unterstützung von Anträgen bei Projekten 
mit besonderer strategischer Wirkung für die Regionen

Trotz der positiven Effekte der INTERREG-Projekte ist das 
begrenzte Volumen und damit die eingeschränkte Reich-
weite zur Umsetzung des Ziels der territorialen Zusammen-
arbeit in Europa ein Problem. Mit den Budgets lassen sich 
Ideen generieren, Konzepte entwickeln, Kooperationen 
einüben und kleine Veränderungen im Alltag erreichen, 
doch keine größeren Investitionen in Angriff nehmen. 
Deswegen müssen auch andere Förderprogramme in den 
grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen für grenz-
überschreitende Projekte nutzbar gemacht werden. Die 
Grenzräume in Westdeutschland und den Nachbarstaaten 
sind Förderkulissen der sog. Ziel 2-Strukturförderung, die 
in der Förderperiode 2007-2013 den Schwerpunkt „Wettbe-
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werbsfähigkeit und Beschäftigung“ verfolgt. Diese Förde-
rung ist jedoch zunächst national ausgerichtet, denn für die 
Operationalisierung der Förderung werden die EU-Förder-
ziele in nationale Förderziele übersetzt und dann regio-
nal verteilt. Ähnliches gilt für die Förderung der ländli-
chen Räume durch die zweite Säule der Agrarpolitik. Hier 
wirken sich die nationalen Grenzen in den MORO-Regio-
nen nachteilig aus, denn die regionalisierten Förderpro-
gramme haben zunächst einmal die nationalen Teilräume 
im Blick. Zwar ist es prinzipiell möglich, die Förderpolitik 
für benachbarte grenzüberschreitende Räume zu synchro-
nisieren und so Gemeinschaftsprojekte auf den Weg zu 
bringen, doch in der Praxis bedeutet dies eine zusätzliche 
Erschwernis bei der Akquise von Fördermitteln.

Der Initiativkreis will dazu beitragen, diese Hemmnisse in 
den Grenzregionen zu überwinden. Praxisbeispiele erfolg-
reicher grenzüberschreitender Projektsynchronisationen 
sollen bekannt gemacht und neue Vorhaben dieser Art 
gezielt unterstützt werden. Dazu gehört auch, dass Grenz-
regionen in den Förderansätzen auf nationaler Ebene eine 
angemessene Berücksichtigung erfahren und die Förder-
programme beiderseits der Grenze zumindest teilweise 
synchronisiert oder auch verzahnt werden (s. Kap. 6) , um 
damit größere grenzüberschreitende Entwicklungsprojekte 
angehen zu können. Schließlich soll auch über eine direk-
te Verknüpfung von INTERREG mit dem Ziel 2-Programm 
nachgedacht werden. Dadurch ließe sich ein Budget mobi-
lisieren, mit dem eine deutlich größere Wirkung für die 
räumliche und funktionale Integration der Grenzregion 
erzielt werden könnte.

(3) Ein „lernendes Netzwerk“ etablieren und das Konzept 
der „starken Grenzregionen als Entwicklungsmotoren“ 
ausbauen

Eine wichtige Funktion des Initiativkreises besteht darin, 
dass die Partner sich gemeinsam für die starken Grenz-
regionen engagieren. Dafür sind die Weiterentwicklung 
von Strategien zur Förderung dieses Raumtyps, die Bear-
beitung damit assoziierter Forschungsfragen, aber auch 
der Austausch und die Reflexion von Erfahrungen aus der 
Planungspraxis von besonderer Bedeutung. Hier passt der 
Begriff „lernendes Netzwerk“ in besonderer Weise.

Die Ergebnisse des MORO-Prozesses dienen als Ausgangs-
punkt für eine Vertiefung des Selbstverständnisses der 
grenzüberschreitenden metropolitanen Verflechtungsräu-
me. Eine belastbare Beschreibung beziehungsweise eine 
konsensfähige Definition ist Voraussetzung für die Positi-
onierung und den inneren Zusammenhalt des Netzwerks 
sowie die Beteiligung weiterer Partnerregionen. Gleichzei-
tig ist es notwendig, darauf aufbauend Konzepte zu erar-
beiten, die die metropolitanen Grenzregionen als Entwick-
lungsmotoren präsentieren.

Basis hierzu sind vier zentrale Aspekte, die die konstitu-
ierenden Merkmale der grenzüberschreitenden Verflech-
tungsräume umreißen (s. Kap. 3):

1. grenzüberschreitende funktionale Verflechtungen und 
Gemeinsamkeiten

2. bestehende institutionelle Vereinbarungen über die 
großräumige grenzüberschreitende Zusammenarbeit

3. großräumige Regionalisierungsprozesse und polyzent-
rische Raumstruktur

4. metropolitane Standortfaktoren sowie Potenziale für 
Wachstum und Innovation 

Regionen als Entwicklungsmotoren aufzubauen bedeutet 
allerdings neben dem Sichtbarmachen von starken Struk-
turen und Potenzialen immer auch das Entwickeln dieser 
Stärken. Beispielhaft lässt sich dies in einigen der Metro-
polregionen in Deutschland in den letzten Jahren nach-
vollziehen. Diese haben im Rahmen ihrer Positionierung 
nach außen ihre Handlungsfelder zur Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit und Lebensqualität geprüft und 
weiterentwickelt. Clusterförderungen, Internationalisie-
rungsstrategien, Infrastrukturausbau, aber auch Kultur- 
und Freiraumplanung spielen hierbei eine zentrale Rolle. 
In diesem Sinne wird auch der Initiativkreis daran arbei-
ten, das Konzept „starke Grenzregionen als Entwicklungs-
motoren“ im Kontext von Globalisierung und Europäisie-
rung weiter zu entwickeln und zu operationalisieren. Über 
eine solche Reflexion kann auch der Kontakt zu weiteren 
potenziellen Partnern in anderen grenzüberschreiten-
den Verflechtungsräumen – insbesondere an den Grenzen 
zu den Niederlanden, Dänemark, Österreich, Polen und 
Tschechien – aufgebaut werden.

(1) Starke Grenzregionen als „motorische“ Räume in 
den Leitbildern der Raumentwicklung verankern – eine 
Politik des Bundes und der Länder für diese Grenzregio-
nen entwickeln

Die Grenzregionen haben sich in der MORO-Kooperation 
u.a. deshalb engagiert, weil sie sich im raumordnungspo-
litischen Leitbild „Wachstum und Innovation“ des Bundes 
und der Länder von 2006 nicht angemessen berücksich-
tigt sahen. Die Ursachen dafür lagen sowohl in Lücken bei 
der Empirie als auch in der politischen Wahrnehmung von 
Grenzregionen. Beide Defizite konnten durch die gemein-

  7.2.2
„…nach außen:  
„Position beziehen“
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same Arbeit im MORO thematisiert und zumindest teilwei-
se abgebaut werden. 

Die Fortschreibung und Weiterentwicklung der 2006 von der 
Ministerkonferenz für Raumordnung verabschiedeten Leit-
bilder der Raumentwicklung steht nun an. Die Mitglieder 
des Initiativkreises werden sich in Abstimmung mit ihren 
jeweiligen Bundesländern aktiv in den Fortschreibungspro-
zess einbringen, um eine Verankerung der grenzüberschrei-
tenden metropolitanen Verflechtungsräume als motorische 
Räume – vergleichbar den Metropolregionen, die als Moto-
ren für Wachstum und Innovation gelten – in den Leitbil-
dern der Raumentwicklung zu erreichen. Die Erkenntnisse 
aus dem MORO haben dafür bereits den Weg bereitet. Der 
politische Anspruch, „auf die Karte zu kommen“, kann nun 
sachlich und konzeptionell auf der Basis der Ergebnisse des 
MORO unterfüttert werden. Diese Erkenntnisse können die 
Bedeutung dieses Raumtyps für Wachstum und Innovation 
sowie für die europäische Integration herausstellen.

Die Kooperationspartner des MORO sehen dabei die Nähe 
zum Metropolregionenansatz; sie betonen aber gleichzeitig 
auch die Eigenlogik von Grenzregionen. Deshalb müssen 
Handlungsstrategien eigens für grenzüberschreitende 
Verflechtungsräume entwickelt und in der Raumentwick-
lungspolitik des Bundes und der Länder operationalisiert 
werden. Insgesamt muss davon ausgegangen werden, dass 
das politische Ziel, „auf die Karte zu kommen“, d.h. wahr-
genommen und in Strategien eingebunden zu werden, erst 
durch den Dreiklang (1) sichtbare Positionierung in Doku-
menten, (2) sachlich nachvollziehbare Unterfütterung der 
Zieldimension und (3) Ergänzung durch eine Handlungs-
strategie erreicht wird. 

Die bessere Darstellung und Berücksichtigung von Grenz-
räumen in den Leitbildern des Bundes und der Länder 
unterscheidet sich dabei von 
anderen absehbaren Ergänzun-
gen, weil in den Grenzregionen 
auch die Rolle von Territorien 
und Städten in den Nachbarstaa-
ten für die Entwicklung Deutsch-
lands mit bedacht werden muss. 
Das ist generell kein Problem 
und wird von einigen Nachbar-
ländern bereits so gehandhabt. 
Die Niederlande, Frankreich und 
auch die Schweiz haben in ihren 
Metropolraumdiskussionen die 
benachbarten deutschen Räume 
in ihren Überlegungen berück-
sichtigt und kartographisch 
dargestellt. Insofern werden 
die zukünftigen Leitbildkarten, 
wenn sie die grenzüberschrei-
tenden Verflechtungsräume 

angemessen thematisieren, eine andernorts schon gängige 
Praxis einholen.

Zukünftig sollte aber nicht nur über die Grenzen hinaus 
gedacht, sondern auch eine weiterreichende Synchroni-
sierung der Leitbilder und Handlungsansätze angestrebt 
werden. Die engere Verknüpfung der Weiterentwicklung 
nationaler Leitbilder mit europäischen Ansätzen und 
Diskussionen zur Strukturentwicklung (Fortschreibung der 
Territorialen Agenda, Strukturfondsdebatte 2013+, ESPON-
Programm, Strategie Europa 2020) dürfte dabei nützlich 
sein (s. Kap. 6).

Zur besseren Abstimmung über die Grenzen hinweg soll 
der Initiativkreis darauf hinwirken, dass der Bund und 
die Länder die grenzüberschreitende Informationspolitik 
intensivieren, d.h. die Nachbarn besser informieren und 
auch gezielt Informationen zur Raumentwicklungspolitik 
aus den Nachbarländern einholen.

(2) Im europäischen Raumentwicklungsdiskurs  
positionieren

Mit der Verankerung der territorialen Dimension als Ziel 
der EU-Kohäsionspolitik im EU-Vertrag wurde der Schritt 
von einer freiwilligen Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten 
hin zur (in der Verantwortung der Kommission stehenden) 
EU-Kohäsionspolitik vollzogen. Der damit verbundene 
Bedeutungsgewinn der territorialen Dimension dürfte sich 
mittelfristig in der Weiterentwicklung der europäischen 
Raumentwicklungsstrategien, der räumlichen Förderpo-
litiken und der raumwirksamen Instrumente (z.B. EVTZ) 
niederschlagen. 

Ein zentrales Anliegen des Initiativkreises ist, vergleichbar 
zum IKM, zu solchen Entwicklungen und Diskussionen 

Mittlere Rheinbrücke in Basel (Foto: Juri Weiss)
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gemeinsam Position zu beziehen. Konkret stehen die Fort-
schreibung der Territorialen Agenda und die Ausrichtung der 
Regionalen Strukturförderung nach 2013 sowie die zukünf-
tige Ausgestaltung des ESPON-Programms auf der Agenda.

(3) Den Initiativkreis in Europa besser vernetzen

Der MORO-Prozess hat als Modellvorhaben der Raumord-
nung zunächst die deutschen Partner aus den Grenzregi-
onen in einem Kooperationsprozess zusammengebun-
den. Die Partner aus den angrenzenden Nachbarländern 
waren zum einen über informelle bilaterale Kontakte in 
den Grenzregionen, zum anderen über Einladungen zu 
den MORO-Konferenzen involviert. Die bessere Integrati-
on in grenzüberschreitende Kooperationsstrukturen und 
weitere europäische Netzwerke steht nun auf der Agen-
da des Initiativkreises, 
der zumindest in der 
Startphase weiterhin die 
deutschen Teilregionen 
der grenzüberschreiten-
den Verflechtungsräume 
adressiert. 

Über das bestehende 
institutionelle Gefüge 
können auch die Partner 
aus den Nachbarregio-
nen sinnvoll in die Arbeit 
des Initiativkreises einge-
bunden werden. Hierin 
wird eine wesentliche 
Voraussetzung gesehen, 
um in der Außenwir-
kung die Belange der 
Grenzregionen auf einer 
europäischen Ebene als 
ein gemeinsames Anlie-
gen wahrzunehmen 
und in den Regionen 
die grenzüberschreiten-
de Raumentwicklung 
erfolgreich(er) zu gestal-
ten. Die Mitglieder des 
Initiativkreises möchten über die bestehenden grenzüber-
schreitenden Institutionen den Austausch und die Zusam-
menarbeit mit den Raumakteuren der Nachbarstaaten in 
den Regionen forcieren und verstetigen. Dies gilt insbeson-
dere dann, wenn konkrete Themen, Vorhaben und Leitpro-
jekte initiiert und begleitet werden sollen. 

Darüber hinaus wird die Zusammenarbeit darauf ausge-
richtet sein, den internationalen Austausch auch auf der 
Ebene des Initiativkreises zu fördern. Um dieses Ziel umzu-
setzen, wurde schon jetzt vorgeschlagen, 2012 eine inter-
nationale Fachtagung zu organisieren. Das Treffen soll zur 
gemeinsamen Positionierung strukturell vergleichbarer 
Regionen in Europa genutzt werden.

Zudem ist es notwendig und beabsichtigt, einen Austausch 
bzw. Allianzen mit anderen europäischen Netzwerken 
wie der Arbeitsgemeinschaft europäischer Grenzregio-
nen (AGEG), der Mission Opérationnelle Transfrontali-
ère (MOT) oder auch der Conference of European Cross-
Border and Interregional City Networks (CECICN) auf den 
Weg zu bringen. Gemeinsam kann man sich für die Belange 
der (metropolitanen) Grenzregionen in Europa engagieren. 

Durch eine stärkere Internationalisierung können sich die 
grenzüberschreitenden Verflechtungsräume stärker auf 
nationaler und europäischer Ebene repräsentieren; die 
gemeinsame Positionierung in wichtigen Bereichen der 
Raumordnungspolitik des Bundes und der europäischen 
Strukturpolitik wird deutlich erleichtert.
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Arbeitsgemeinschaft europäischer Grenzregionen (AGeG): 

Die AGEG war mit der Gründung im Jahr 1971 eine der ersten grenzüberschreitenden Netzwerke. Ihre Arbeit ist darauf ausgelegt, die speziellen Prob-
leme, Chancen, Aufgaben und Arbeiten in allen europäischen Grenzregionen transparent zu machen und ihre Gesamtinteressen gegenüber nationalen 
und internationalen Parlamenten, Organen, Behörden und Institutionen wahrzunehmen. Die Zusammenarbeit der unterschiedlichen Regionen in ganz 
Europa soll initiiert, unterstützt und koordiniert werden. Priorität hat dabei der Erfahrungs- und Informationsaustausch, um aus der Vielfalt der grenz-
überschreitenden Probleme und Chancen heraus gemeinsame Interessen zu formulieren, abzustimmen und Lösungen anzubieten. Das Aufgabenspek-
trum umfasst die Durchführung von Programmen und Projekten, die Beantragung finanzieller Mittel sowie die Durchführung von Veranstaltungen zu 
grenzüberschreitenden Problemen. Hinzu kommen die Mitwirkung bei der Lösung grenzüberschreitender Probleme und die Unterstützung besonderer 
Aktivitäten wie die Durchführung gemeinsamer Aktionen. Die Information von Politik und Öffentlichkeit in Europa über grenzüberschreitende Fragen 
ist eines der Hauptziele. (s. Website AGEG) 

Mission opérationelle transfrontalière (Mot): 

Im Vergleich zur AGEG wurde die MOT 1997 auf Anregung des französischen Staates gegründet und versteht sich eher als Task-Force für grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit und weniger als europäisches Netzwerk für Grenzregionen. Ziel der MOT ist, den Grenzregionen bei der Realisierung 
grenzüberschreitender (INTERREG-)Projekte beratend zur Seite zur stehen und das Verfahren und die Entwicklung von grenzüberschreitenden Projek-
ten mit hoher struktureller Bedeutung zu vereinfachen und zusätzlich den Projektverlauf durch Machbarkeitsstudien usw. zu begleiten. Aufgrund 
dieser unterschiedlichen Sichtweise stehen AGEG und MOT somit nicht in Konkurrenz zueinander. Die MOT mit Sitz in Paris ist eine einzigartige Struk-
tur in Europa, da sie eine Mischform aus Top-down- und Bottom-up-Elementen repräsentiert. Mitglieder der MOT können Gebietskörperschaften, 
Akteure des Wirtschafts- und Sozialgeschehens sowie Institutionen, die an der Entwicklung grenzüberschreitender Projekte beteiligt sind, werden. 
Hauptsächlich stammen diese aus Frankreich selbst, sowie den neun französischen Nachbarstaaten. (s. Website MOT)

conference of european cross-Border and Interregional cities networks (cecIcn): 

Ein neues Netzwerk in der institutionellen Landschaft grenzüberschreitender Kooperationen ist CECICN, das sich erstmalig im Juni 2010 in Brüs-
sel vorstellte. Die Gründung erfolgte im April 2010. Schon nach dieser kurzen Zeit konnte die Zusammenarbeit mit der MOT und somit ein enger 
Austausch erzielt werden. CECICN hat vor allem die neue Strukturfondsperiode 2014-2020 im Blickfeld. Städte und Grenzregionen sollen unterstützt 
und Regionen als wichtige Ebene im Kontext der Kohäsionspolitik vertreten werden. Gleichzeitig fokussiert das Netzwerk auf die Initiierung von 
neuen Kooperationen. Insgesamt zielt die Arbeit von CECICN darauf ab, den bereits gestarteten Konsolidierungsprozess der EU voranzutreiben. (s. 
Website medcities)

Initiativkreis europäische Metropolregionen in Deutschland (IKM): 

Im Jahr 2001 erfolgte der Zusammenschluss der deutschen Metropolregionen zu einem Initiativkreis. Involviert sind die von der MKRO anerkann-
ten Metropolregionen Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg, Bremen-Oldenburg im Nordwesten, Frankfurt/Rhein-Main, Hamburg, Hannover-Braun-
schweig-Göttingen-Wolfsburg, Mitteldeutschland, München, Nürnberg, Rhein-Ruhr, Stuttgart und Rhein-Neckar, derzeit Sprecherregion. Diese elf 
Regionen gelten als Wachstums- und Innovationsmotoren Deutschlands. Ziele des IKM sind die Formulierung eines Selbstverständnisses und der 
Anforderungen der Europäischen Metropolregionen in Deutschland sowie die Förderung von Wettbewerbsfähigkeit und die Weiterentwicklung des 
metropolitanen Netzes. Ein zentraler Aspekt ist die Unterstützung und Forcierung des Leitbilds „Wachstum und Innovation“ und dessen Beitrag zur 
Raumentwicklungspolitik. Der IKM sieht sich als Arbeitsgemeinschaft und verfügt deshalb weder über eine eigene Rechtspersönlichkeit noch über 
eine Satzung. Gemeinsam mit seinen Mitgliedern möchte der IKM für den Ansatz der Metropolregionen werben und Projekte auf den Weg bringen. 
(s. Website IKM)
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 7.3�
KonstItuIerunG 
unD orGAnIsAtIon

Vorbildcharakter für das Netzwerk hat der Initiativkreis 
Europäische Metropolregionen in Deutschland (IKM), der 
2001 als Zusammenschluss der elf von der MKRO aner-
kannten Metropolregionen gegründet wurde. Der IKM 
bietet eine Plattform für Vernetzung, Austausch und Infor-
mation; gleichzeitig mischt er sich kompetent in die Raum-
entwicklungspolitiken auf nationalstaatlicher und europä-
ischer Ebene ein, um die Interessen der Metropolregionen 
zu vertreten. Die Institutionalisierung des IKM war rückbli-
ckend ein wichtiger Schritt und hat die Metropolregionen 
bei der Positionierung in der deutschen Raumordnungspo-
litik tatkräftig unterstützt.

Bezüglich Organisation und Mitgliedschaften erscheint es 
deshalb sinnvoll, eine ähnliche Vorgehensweise wie bei der 
Gründung des IKM zu wählen. Der Initiativkreis versteht 
sich dementsprechend als Arbeitsgemeinschaft ohne 
formelle Satzung, wobei eine Partnerschaftsvereinbarung 
als Verständigungsdokument und „Geschäftsgrundlage“ 
angestrebt wird. 

(Potenzielle) Mitglieder sind Institutionen aus Grenzre-
gionen mit vergleichbaren räumlichen und funktionalen 
Strukturen. Die beteiligten Institutionen sind legitimiert, 
die jeweils deutschen Teilräume der grenzüberschreiten-
den Verflechtungsräume zu vertreten. Es handelt sich im 
Kern überwiegend um für räumliche Planung und Entwick-

lung zuständige Verbände und Behörden. Deshalb sind 
sowohl im IKM als auch im Initiativkreis Metropolitane 
Grenzregionen der raumordnungspolitische Auftrag sowie 
der regionale Entwicklungsansatz entscheidend für das 
Selbstverständnis des Netzwerks.

Den Vorsitz übernimmt in einem festzusetzenden Turnus 
jeweils eine der Mitgliedsinstitutionen. Die Errichtung 
einer Geschäftsstelle ist vorgesehen. Die Mitgliedertreffen 
finden mehrmals im Jahr an wechselnden Orten statt, um 
ein besseres Kennenlernen der Regionen untereinander zu 
fördern. Wie schon im abgeschlossenen MORO steht eine 
interaktive und kooperative Arbeitsweise im Mittelpunkt, 
wobei das Erzielen von Konsens groß geschrieben wird. 

Zur vertieften Diskussion strategischer Ziele oder aktuel-
ler Themen können Arbeitsgruppen auf bestimmte Zeit 
ins Leben gerufen und beispielsweise mit der Erarbeitung 
von Positionspapieren und Stellungnahmen beauftragt 
werden. Öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen sollen 
die Themen und Ergebnisse des Initiativkreises wirksam 
nach außen tragen und den Austausch zu den Belangen der 
Grenzregionen auf europäischer Ebene befördern.

An die bisherige Zusammenarbeit wird sich ab dem 2. 
Quartal 2011 eine zweijährige, im Rahmen MORO-Initiative 
des Bundes geförderte Startphase anschließen.
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Bereits zu Beginn der MORO-Kooperation setzten sich die Projektpartner das Ziel, ein 
Netzwerk der starken Grenzregionen zu gründen: Gemeinsam lassen sich die Interessen 
der grenzüberschreitenden metropolitanen Verflechtungsräume wirkungsvoller vertreten. 
Von den Ergebnissen des MORO und auch der zukünftigen Arbeit des Netzwerks werden 
vielseitige Impulse erwartet. Sie beziehen sich sowohl auf die Optimierung der Regional-
entwicklung in den Grenzregionen selbst als auch auf die Zusammenarbeit im Verbund. 

Beim Initiativkreis Metropolitane Grenzregionen handelt es sich allerdings nicht um eine 
neue grenzüberschreitende Institution; vielmehr soll er die bestehenden Kooperations-
strukturen fachlich unterstützen. Der Initiativkreis ist offen für Institutionen aus Grenz-
regionen mit vergleichbaren räumlichen und funktionalen Strukturen. Er wendet sich 
insbesondere an die Raumakteure und verfolgt somit eine klare territoriale Perspektive; 
der raumordnungspolitische Auftrag sowie der regionale Entwicklungsansatz stehen im 
Vordergrund. 

Nach innen möchte der Initiativkreis als „lernendes Netzwerk“ die spezifischen Entwick-
lungschancen der Grenzregionen stärken und Hemmnisse in der grenzüberschreitenden Raum- 
entwicklung abbauen. Ziele sind:

1. Auf funktionale Integration und Metropolisierung ausgerichtete Strategieentwicklung 
mit konkreten Projekten verbinden – Kooperationsstrukturen und regionale Gover-
nance dazu weiterentwickeln

2. Europäische und nationale Förderpolitiken besser anwenden und synchronisieren – 
mehr Abstimmung mit den Nachbarstaaten im Bereich der grenzüberschreitenden 
Regionalentwicklung

3. Ein „lernendes Netzwerk“ etablieren und das Konzept der „starken Grenzregionen als 
Entwicklungsmotoren“ ausbauen

Diese Zielrichtung „nach innen“ wird durch eine nach außen orientierte Zielrichtung 
ergänzt. Hier gilt es Position (zu) beziehen:

1. Starke Grenzregionen als „motorische“ Räume in den Leitbildern der Raumentwicklung 
verankern – eine Politik des Bundes und der Länder für diese Grenzregionen entwickeln 

2. Im europäischen Raumentwicklungsdiskurs positionieren

3. Den Initiativkreis in Europa besser vernetzen

Die Partnerschaft will die gemeinsame Arbeit als Initiativkreis fortsetzen und weitere Part-
ner für eine erfolgreiche Positionierung und Zusammenarbeit der metropolitanen Grenz-
regionen in Europa gewinnen. An das nun beendete MORO-Projekt schließt sich eine 
zweijährige Startphase des Initiativkreises an, die gleichfalls über die MORO-Initiative des 
Bundes gefördert wird. 

  Kapitel 7 im Überblick 
Interessen gemeinsam wahren
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 ABKürzunGsverzeIchnIs
A Österreich

AdR Ausschuss der Regionen

AGEG Arbeitskreis europäischer Grenzregionen

ARL Akademie für Raumforschung und Landesplanung

B Belgien

BA 21 Bodensee Agenda 21

BBR Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung

BBSR Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung

BIP Bruttoinlandsprodukt

BMVBS Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie

CBPMR Cross-Border Polycentric Metropolitan Regions

CECICN  Conference of European Cross-Border and Interregional City Networks

CH Schweiz

CIADT Comité interministériel d’aménagement et de développement du territoire

D Deutschland

DATAR Délégation à l‘aménagement du territoire et à l‘action régionale; heute DIACT

DIACT Délégation interministérielle à l‘aménagement et à la compétitivité des territoires

DLT Deutscher Landkreistag

ECU European Currency Unit

EEA Einheitliche Europäische Akte

EFRE Europäischen Fonds für regionale Entwicklung

EFTA European Fair Trade Association

EG Europäische Gemeinschaft

E.I.S. Euregionaler Informations-Service

ELER Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums

EMR Euregio Maas-Rhein

ESF Europäischer Sozialfonds

ESPON European Observation Network for Territorial Development and Cohesion

ETZ Europäische Territoriale Zusammenarbeit

EU Europäische Union

EUCOR Europäische Konföderation der Oberrheinischen Universitäten

EUREK Europäisches Raumentwicklungskonzept

EURES-T EURopean Employment Services-Transfrontalier

EVTZ Europäischer Verbund für Territoriale Zusammenarbeit

EW/km“ Einwohner pro Quadratkilometer

EWR Europäischer Wirtschaftsraum

F Frankreich

FL Fürstentum Liechtenstein
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FUA Functionl Urban Area

GAP Grenzüberschreitenden Aktionsprogramms

GIS Geographisches Informationssystem

GIS-GR  Geographisches Informationssystem der Großregion 

GISOR Geographisches Informationssystem für das Gebiet des Oberrheins

IBK Internationale Bodensee Konferenz

IBH Internationale Bodensee-Hochschule

IGKB Internationalen Gewässerschutzkommission für den Bodensee

IHK Industrie- und Handelskammer

IKM Initiativkreis Europäische Metropolregionen in Deutschland

IKSMS Internationale Kommissionen zum Schutze der Mosel und der Saar

IPR Interregionale Parlamentarierrat

ISO International Organization for Standardization

km² Quadratkilometer

L Luxemburg

LAU Local Administrative Units 

LEP BW Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg

LUBW Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg

Mio. Millione

MKRO Ministerkonferenz für Raumordnung

MORO Modellvorhaben der Raumordnung

MOT Mission Opérationnelle Transfrontalière

Mrd. Milliarde

NL Niederlande

NUTS Nomenclature des unités territoriales statistiques

OGC Open Geospatial Consortium

OP Operationelles Programme

ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr

ROK-B Raumordnungskommission Bodensee

SaarLorLux Saarland – Lothringen – Luxemburg 

SIGRS Système d’Information Géographique du Rhin Supérieur (= GISOR)

TAEU Territoriale Agenda der Europäischen Union

TEN Transeuropäische Netze

TMO Trinationale Metropolregion Oberrhein

TU Technische Universität

UN Vereinte Nationen

UNESCO United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization

WSAGR Wirtschafts- und Sozialausschuss der Großregion
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Abb. 1: Raumordnungspolitisches Leitbild „Wachstum und 
Innovation“ des Bundes und der Länder (BBR/BMVBS 
2006: 40), überlagert mit der schematischen Abbildung der 
MORO-Grenzregionen (gelb gestrichelt)

Abb. 2: Eurodistrikte entlang der deutsch-französischen 
Grenze (Kartographie: agl auf der Basis von Geodaten des 
BBSR und der Regionen)

Abb. 3: Metropolitane Kooperationsräume in Frankreich 
(Kartographie: agl auf der Basis von Geodaten des BBSR 
und DATAR 2005; aus: Hartz/Damm/Köhler 2010: 504)

Abb. 4: MORO-Projektfamilie: sieben Modellregionen des 
MORO „Überregionale Partnerschaften – Innovative Projekte 
zur stadtregionalen Kooperation, Vernetzung und gemeinsa-
men großräumigen Verantwortung“ und die vier grenzüber-
schreitenden Verflechtungsräume (Kartographie: agl auf der 
Basis von Geodaten des BBSR; aus: BBR 2009b: 5; verändert)

Abb. 5: Städtisches System in der Euregio Maas-Rhein 
(Kartographie: agl auf der Basis von Geodaten des BBSR 
und der Regionen; aus: BBR 2009b: 10)

Abb. 6: Institutionelle Kooperationsstrukturen in der Eure-
gio Maas-Rhein (EMR – Euregio Maas-Rhein; verändert)

Abb. 7: Städtisches System in der Großregion SaarLorLux 
(Kartographie: agl auf der Basis von Geodaten des BBSR 
und der Regionen; aus: BBR 2009b: 12) 

Abb. 8: Institutionelle Kooperationsstrukturen in der Groß-
region SaarLorLux (Saarland, Ministerium für Inneres und 
Europaangelegenheiten)

Abb. 9: Städtisches System in der Trinationalen Metropolre-
gion Oberrhein (Kartographie: agl auf der Basis von Geoda-
ten des BBSR und der Regionen; aus: BBR 2009b: 14) 

Abb. 10: Institutionelle Kooperationsstrukturen in der 
Trinationalen Metropolregion Oberrhein (Deutsch-franzö-
sisch-schweizerische Oberrheinkonferenz; verändert) 

Abb. 11: Städtisches System in der Bodenseeregion (Karto-
graphie: agl auf der Basis von Geodaten des BBSR und der 
Regionen; aus: BBR 2009b: 16) 

Abb. 12: Organigramm der Internationalen Bodensee 
Konferenz (IBK)

Abb. 13: Hauptstädte und Landeshauptstädte in den 
Vergleichsregionen (TU Dresden 2010a: 9) 

Abb. 14: Ausstattung mit Top 500-Universitäten im regiona-
len Vergleich (Shanghai-Ranking) (TU Dresden 2010a: 15) 

Abb. 15: Ausstattung mit Hochschulen und Fraunhofer-
Instituten im regionalen Vergleich in den deutschen Teil-
räumen (TU Dresden 2010a: 15) 

Abb. 16: UNESCO-Welterbestätten (TU Dresden 2010a: 16; 
verändert)

Abb. 17: Indikatorenset zur Operationalisierung grenzüber-
schreitender Verflechtungsräume (TU Dresden 2009: 11)

Abb. 18: Grenzüberschreitende Berufspendler (Statistische 
Ämter der Großregion 2008: 19)

Abb. 19: Hauptgrenzgängerströme in der Regio Bodensee 
im Jahr 2009; Pendlerströme von weniger als 250 werden 
nicht dargestellt (Statistisches Arbeitsmarktmonitioring 
EURES Bodensee, translake GmbH)

Abb. 20: Mitgliedshochschulen der Internationalen Boden-
seehochschule (Regionalverband Bodensee-Oberschwa-
ben, Regionalverband Hochrhein-Bodensee 2010: 26)

 ABBIlDunGsverzeIchnIs
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Abb. 21: Einwohner mit französischer Staatsangehörigkeit 
in Baden-Württemberg: Absolute Zahlen sowie Anteile an 
der Gesamtbevölkerung der Landkreise, Stand 31.12.2007 
(absolute Zahlen) und 31.12.2008 (Gesamtbevölkerung) 
(Kartographie: agl auf der Basis von Geodaten des Statisti-
schen Landesamtes Baden-Württemberg)

Abb. 22: Großräumige Regionalisierungen (Kartographie: 
agl auf der Basis von Geodaten des BBSR und der Regionen)

Abb. 23: Der SaarLorLux-Raum – Unterschiedliche Abgren-
zungen im Erweiterungsprozess (Kartographie: agl auf der 
Basis von Geodaten des BBSR und der Regionen; s. hierzu 
Schulz 1997) 

Abb. 24: Entwicklungsachsen und Zentrenstruktur (Regio- 
nalverband Bodensee-Oberschwaben, Regionalverband 
Hochrhein-Bodensee 2010: 12) 

Abb. 25: Operationalisierung der Funktionsbereiche mit 
Indikatoren (BBSR 2010: 33)

Abb. 26: Räumliche Verteilung der Metropolfunktionen in 
den MORO-Regionen (Kartographie: agl auf der Basis von 
Geodaten des BBSR)

Abb. 27: Ergebnis des ESPON-Projektes „Metroborder“: The 
functional urban areas (FUAs) of the cross-border polycen-
tric metropolitan regions and the cross-border cooperation 
perimeters (ESPON/University of Luxembourg 2010: 8)

Abb. 29: Ergebnis des ESPON-Projektes: ‘CBPMR Greater 
Region’: schematic synthesis map of METROBORDER results 
(ESPON/University of Luxembourg 2010: 67; verändert)

Abb. 30: Ergebnis des ESPON-Projektes: ‘CBPMR Upper 
Rhine’: schematic synthesis map of METROBORDER results 
(ESPON/University of Luxembourg 2010: 144; verändert)

Abb. 31: Wanderungssaldo nach Cantons (F), Bezirken (CH) 
und Verwaltungsgemeinschaften (D) (SIGRS / GISOR 2009)

Abb. 32: Die Analyse grenzüberschreitender Konflikte (nach 
Scherer 2010)

Abb. 33: Natur- und Landschaftsschutzgebiete (Regio-
nalverband Bodensee-Oberschwaben, Regionalverband 
Hochrhein-Bodensee 2010: 24) 

Abb. 34: INTERREG IV als Mainstreamprogramm (Schnie-
dermeier 2010: 35)

Abb. 35: Grenzübergreifende Zusammenarbeit mit deut-
scher Beteiligung (BBR 2008; aus: BMWi 2008: 44)

Abb. 36: Entwicklung der Handlungsprinzipien für die 
grenzüberschreitende Kooperation in INTERREG (Schnie-
dermeier 2010: XVII)

Abb. 37: Veränderung der Ausstattung der Schwerpunkte 
(SP) im DeLor-Gebiet (Deutschland-Lothringen) zwischen 
2001 (18.12.2001; rot) und 2007 (05.01.2001; grau) in % 
(Schniedermeier 2010: 104, 90)

Abb. 38: Veränderung der Ausstattung der Schwerpunkte 
(SP) im OMS-Gebiet (OberrheinMitte-Süd) zwischen 2002 
(18.03.2002; rot) und 2007 (26.06.2007; grau) in % (Schnie-
dermeier 2010: 104, 99)

Abb. 39: Vergleich der beteiligten Akteure in den Programm-
gebieten DeLor (rot) und OMS (grau) (Schniedermeier 
2010: 111, 92)
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